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Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactiouslocale im Rathhauſe. 


Die Petition lautet (liest): 


Löblicher Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien. 

Die ergebenſt unterzeichneten Hauseigenthümer der Adamgaſſe in der 
ehemaligen Gemeinde Gaudenzdorf im XII. Bezirke, erlauben ſich dem löblichen 
Gemeinderathe der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien ihre ergebene 
Bitte zu unterbreiten: 

Die ſeit dem Jahre 1853 angelegte noch heute beftehende ſogenannte blinde 
Adamgaſſe durch Einlöſung eines der beiden Häuſer Gaudenzdorf, Schönbrunner 
Hauptſtraße 7 oder 9 zu eröffnen. 

Obgleich einige Gemeinderäthe. — — — — — — — — — 
— — HDH — D — H— — — — — fen Rechtsgefühl für die 
bedrückten und dem Untergange preisgegebenen Hauseigenthümer dieſer Gaſſe 
kannten, ſo geben wir uns in vollem Vertrauen umſomehr der Hoffnung hin, 
daſs der löbliche Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
ſeine Mitbürger und Steuerträger durch Erfüllung ihrer Bitte von dem in 
höchſter Gefahr ſtehenden Untergange noch rechtzeitig bewahren wird. 

Obgleich wir auf Eröffnung dieſer Gaſſe geſetzliche und rechtskräftige Acten 
Man haben, iſt unſer Anſuchen au die früheren Behörden unberückſichtigt 
geblieben. 

Der ſeinerzeitige Beſitzer dieſer Gartengründe der nunmehrigen Adamgaſſe, 
Herr Sebaſtian Matzeueder, derzeit Gärtner in Hetzendorf Nr. 28 hat, laut 
einem in dem Urkundenſammlungs-Acte Nr. 331 bis 532 anno 1869 erliegenden 
Protokolle den Straßengrund bis auf die Hauptſtraße der Gemeinde Gaudenz— 
dorf unentgeltlich abgetreten, jo daſs bei einem eintretenden Bauwechſel in 
dem Haufe Nr. 7 und 9 der Schönbrunner Hauptſtraße die Adamgaſſe zu 
eröffnen ſei. 

Die Häuſer dieſer Gaſſe ſind laut einem k. k. Statthalterei-Auftrag in 
ihrem Fundament ſo erbaut worden, daſs eine Abgrabung dieſer Gaſſe leicht 
vorgenommen werden kann. Der Canal, welcher in der Gaſſe als Senkgrube 

betrachtet werden kann, iſt uur ein ſeit 40 Jahren proviſoriſch gegen den 
Wienerberg abfließend angelegter, der bei herannahender warmer Jahreszeit die 
ganze Gaſſe derartig verpeſtet, daſs es den Hauseigenthümern, die zu allen 
Steuerleiſtungen herangezogen ſind, unleidlich iſt, hier zu wohnen und ſeit der 
Einbeziehung nach Wien entweder gar keine oder nur verarmte Mietsparteien 
bekommen, an welchen ſie den Zins, die geleiſtete Steuer und den hohen 
Kündigungsſtempel verlieren. 

In den Häuſern Nr. 7 und 9 der Schönbrumner Hauptſtraße find vor 
mehreren Jahren ſchon Bauveränderungen durch einen erhöhten Zubau und 
einen Neubau vorgekommen, welche zur Folge hatten, dafs nicht nur die be— 
zeichnete Gaſſe nicht eröffnet worden, ſondern der ſeit 30 Jahren beſtandene 
rn im Hauſe Schönbrunner „ 9 geſperrt und der 1 90 Gemeinde 

1 . e gehörige Straßengrund mit einer quer über die Gaſſe gezogenen Mauer zur 
Schriftführer Gem.⸗-Nath Zagörs ki verliest nachſtehende ſteuerfreien, 1 1 Benützung angeeignet wurden. N f 
© 5 . Bei eintretender Feuersgefahr iſt nicht uur unſere Habe, fondern auch 
Einl äufe: das Leben aller hier wohnenden Menſchen geſthrdet . 

2. Von Seite der Hausbeſitzer der Adamgaſſe wurde durch Bei ſpäter Nachtzeit iſt es geradezu lebensgefährlich, ſich in oder aus dem 


a 154477 1 5 e Hauſe zu begeben, da ſich in der Dunkelheit dieſer Gaſſe das Geſindel aufhält, 
den Gem.⸗Rath Büſch eine Petition überreicht, betreffend die welches von der Sicherheitswache, deren man hier ſelten oder gar keine ſieht, 
Eröffnung dieſer Gaſſe. 


Gemeinderuth. 


Sitzungen des Gemeinderathes. 


Moutag, den 21. März 1892 um 5 Uhr Nachmittags. 
Dienstag, den 22. März 1892 um 5 Uhr Nachmittags. 
Mittwoch, den 23. März 1892 um 5 Uhr Nachmittags. 
Donnerstag, den 24. März 1892 um 5 Uhr Nachmittags. 


Slenographiſcher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 15. März 1892 

unter dem Vorſitze des Vice⸗Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre zur Kenntnis zu bringen, dafs die Vor- 
ſtehung des Leopoldſtädter Humanitätsvereines für die vom Gemeinde: 
rathe geſpendete Subvention von 100 fl. den wärmſten Dank im 
Namen der armen Schützlinge ausſpricht. 

Dient zur Keuntnis. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zur Ver— 
leſung zu bringen. f 
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unbehelligt an der gezogenen Mauer übernächtigt. 
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Das Waſſer unſerer Hausbrunnen iſt durch die in der Gaſſe befindliche Senk⸗ 
grube völlig vergiftet, wie dies ſchon einigemale behördlich conſtatiert worden ift. 


Indem wir dieſe Angaben mit in unſeren Händen befindlichen Auszugs⸗ 
acten zu beweiſen bereit find, hoffen wir auf Gewährung unſerer Bitte. 
(Folgen die Unterſchriften.) 


3. Interpellation des Gem.-Nathes Nüſch: 

Hiermit erlaube ich mir, eine Petition der Hauseigenthümer der Adam— 
gaſſe im XII. Bezirke, unterſtützt von vielen Hauseigenthümern der angrenzenden 
Straßen und Gaſſen desſelben Bezirkes, zu überreichen. 

In Anbetracht der Dringlichkeit dieſer Petition erlaube ich mir, an den 
geehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu richten: 


Wie weit mein am 7. Auguſt 1891 geſtellter An- 
trag im Stadtrath gediehen iſt, betreffs: 

1. des Durchbruches der Adamgaſſe im XII. Bezirke 
durch Einlöſung des Hauſes Nr. 7 in der Gaudenzdorf— 
Schönbrunner Hauptitraße; 

2. der Entfernung der Abſperrungsmauer, welche 
den communalen Straßengrund zu unberechtigtem 
Privatgebrauch abſchließt; - 

3. der ſofortigen Freigebung des 30 Jahre be— 
ſtandenen Durchganges im Hauſe Nr. 9 Schönbrunner 
Hauptſtraße bis zum Gaſſendurchbruch; 

4. der Aufſtellung eines Auslaufbrunnens der 
Hochquellenwaſſerleitung auf der Lainzerſtraße in der 
nächſten Nähe der Adamgaſſe; 

5. der Bau- und Sanitäts-Commiſſionen-Befunde 
des ſanitätswidrigen Gaſſencanales und der vergifteten 
Hausbrunnen wie im Hauſe Nr. 6? 
Bice-Zzürgermeiſter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet. 

4. Interpellation des Gem.⸗Nathes Silberer: 

Am vorletzten Sonntage habe ich die Beobachtung gemacht, dajs in der 


Auguſtinerſtraße und auf dem Joſefsplatze gerade um 12 Uhr mittags, alſo zu 
einer Zeit, wo ſehr viele Menſchen aus der Auguſtiner- und der Michaelerkirche 


kommen, gekehrt und ein enormer Staub aufgewirbelt wurde. Demzufolge 


erlaube ich mir an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene Anfrage: 

Ob derſelbe geneigt iſt, eine Anderung in der Zeit— 
eintheilung der Wiener Straßenkehrung dahin treffen 
zu wollen, dafs in ſolchen engen, lebhaft frequentierten 
Straßen nicht gerade zu einer Zeit die Reinigung vor— 


genommen werde, wo das Publicum maſſenhaft in 
Feiertagskleidern aus den Kirchen ſtrömt und den 


Staub ſchlucken muſs? 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es werden die nöthigen 
Erhebungen gepflogen und wird die Beantwortung in der nächſten 
Sitzung erfolgen. 

5. Interpellation des Gem.-Rathes Nöhrk: 

Im Monate Juni 1891 wurde das Geſammtvermögen der geweſenen 
Gemeinde Rudolfsheim durch den Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke 
in das Eigenthum der Commune Wien übernommen. 

Unter den übernommenen Geldern war auch der Bürgerfond der geweſenen 
Gemeinde Rudolfsheim im Betrage von 23.700 fl., der nur unter der Bedin— 
gung in das Eigenthum der Gemeinde Wien übernommen werden kann, wenn 
die 18 Bürger der Gemeinde Rudolfsheim als Wiener Bürger mit Decret 
anerkannt werden. 

Seit der Übernahme des Fondes ſind acht Monate verſtrichen, ohne dafs 
die Rudolfsheimer Bürger erfahren haben, daſs ihnen das Wiener Bürgerrecht 
verliehen worden ſei oder nicht. 

Dieſe 18 Bürger haben ſeinerzeit jeder eine Taxe von 1500 fl. erlegt, 
ſind ehrenhafte und für das öffentliche Wohl des Bezirkes verdiente Männer 
und haben nach dem Fondsſtatut das Recht, nach Übernahme des Fondes in 
das Eigenthum der Commune Wien das Bürgerrecht der Stadt Wien zu 
erlangen. ö ö 

Ich erlaube mir nun an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die höfliche 
Anfrage: | 

Welche Gründe waren maßgebend, dafs die Er— 
nennung dieſer verdienten Männer zu Bürgern von 
Wien noch immer nicht erfolgt iſt? 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe die Ehre, 
zu erwidern, daſs die Angelegenheit in Verhandlung ſteht und das 
Referat demnächſt im Stadtrathe zur Erledigung kommen wird. 

6. Interpellation des Gem.⸗Nathes Tagleicht: 

Die Verfälſchung der Lebensmittel iſt eine ſtehende Klage der Bevölkerung 
und deren Abſtellung iſt eine begründete Sorge der ſtaatlichen Factoren. 


Die Activierung des Lebensmittelverfälſchungs⸗Geſetzes iſt täglich dringender, 
erwünſchter und nothwendiger. 


Auf Ich erlaube mir daher an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene 
nfrage: on 


Ob er geneigt wäre, an maßgebender Stelle die 
ehethunlichſte Beſchleunigung der Erledigung dieſes 
Geſetzes anzuregen? | 

BPice-Bürgermeifter Dr. Nichter: Der Herr Bürgermeiſter 
wird der Anregung des Herrn Interpellanten nachkommen. 

7. Interpellation des Gem. -Nathes Walther: 

Hochverehrter Herr Bürgermeiſter! 
Seit Monaten iſt die Aufſtellung von zwei Auslaufbrunnen für Sechshaus 


und einige für Penzing auf der Tagesordnung und kommt nicht zur Behandlung. 


e i e ſehr dringend iſt, ſo ſtelle ich an den . 
Er möge diefen Punkt der Tagesordnung zuerſt in 
Behandlung nehmen, um damit zur Aufſtellung' der 
nothwendigen Brunnen endlich geſchritten werden kann. 
Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Sobald es irgend möglich 
iſt und die wichtigſten und dringendſten Referate erledigt ſind, 
werden dieſe Gegenſtände zur Verhandlung kommen. 


8. Interpellation des Gem.-Nathes Sauerborn: 
Auf den meiſten Strecken der Wiener Tramway iſt der Verkehr derart 
eingerichtet, daßs der größte Theil der Fahrgäſte gezwungen iſt, umzuſteigen. 
Es ſcheint dieſes ſchon in der Vorausſicht auf den neuen Tarif geſchehen zu 
ſein, um auf dieſe Art den 10 Kreuzer-Tarif zu erzwingen, da ja für jede 
Umſteigkarte 10 Kreuzer bezahlt werden mufs. 

Was aber durch den neuen Tarif den Bewohuern des X. Bezirkes zuge— 
Mache Nel aeradeaı unerhört. f | 

Vom alten Landgut bis zur Weyringergaſſe im IV. Bezirke, ſowie zum 
Südbahnhof zahlte man früher 6 ae. ec dem 115 Tarife müſſen 
10 Kreuzer gezahlt werden, weil bei der Simmeringerſtraße umgeſtiegen werden 
muss, da dort die Wagen nach der Reinprechtsdorferſtraße abzweigen. 

Es iſt daher eine Erhöhung des Fahrpreiſes von 40% und dieſes bei 
einer Strecke, welche kürzer iſt, wie jede andere 5 Kreuzer-Zoue. 


27 Ich erlaube mir daher an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene 
nfrage: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, ſich betreffenden— 
orts zu verwenden, daſs für die Strecke „Altes Land, 
gut“ bis zur Südbahn Fahrkarten zu 5 Kreuzer ein— 
geführt werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich glaube, es würde den 
Intentionen des Herrn Interpellanten beſſer entſprechen, wenn ſeine 
Interpellation als Antrag der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung 
zugeführt werde. Es wäre auf dieſe Weiſe leichter möglich, in 
der Sache etwas vorzukehren. 

Gem.-Rath Sauerborn: Ich habe geglaubt, wenn ſich der 
Herr Bürgermeiſter verwenden wird, ſo wäre das im kürzeren Wege 
zu erreichen. Wozu erſt Verhandlungen pflegen? 

Vice-ürgermeiſter Dr. Richter: Ich erlaube mir zu 
bemerken, dafs dieſe ganze Tarifangelegenheit Gegenſtand eines 
Referates iſt und es iſt daher beſſer, wenn unter Einem die Er— 
ledigung kommt. Der Herr Interpellaut iſt einverſtanden? (Gem. 
Rath Sauerborn: Ja!) — Dieſe Interpellation wird 
ſohin dem Stadtrathe zugewieſen. 

9. Interpellation des Gem.-Rathes Sauerborn: 

Schon ſeit Jahren iſt dem erſten Wiener Turnverein gegen ziemlich 
drückende Bedingungen die Benützung des Turnplatzes in der Bürgerſchule 


16/18 Burggaſſe geſtattet. Jüngſt wurde nun der Platzleitung dieſes Turn- 
vereines durch den Schuldiener die Aufforderung zugeſtellt: Es ſei die dort 
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aufgeſtellte Büſte des Turnvaters Jahn ſofort zu entfernen. — Wie die Büſte 
jenes deutſchen Mannes, welcher der Schöpfer und Begründer der Turnlehre 
war und deſſen Lehren in unſeren Schulen obligat geworden, Anſtoß erregen 
kann, iſt geradezu unbegreiflich. 

Ich erlaube mir daher an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

1. Iſt dem Herrn Bürgermeiſter dieſe Thatſache 
bekannt? 

2. Auf weſſen Veraulaſſung wurde die Entfernung 
der Jahn-Büſte anbefohlen, und welche Gründe waren 
dabei maßgebend? 

3. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt. zu veran— 
laſſen, daſs dieſe Maßregelung, welche dem deutſchen 
Wien keineswegs zur Ehre gereicht, ſofort wieder auf— 
gehoben wird? 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, die zweite 
Interpellation auch zu verleſen. 


10. Interpellation des Gem.-Rathes Arnhark. 

Mehrere Zeitungen brachten die noch nicht berichtigte Nachricht, daß eine 
Jahn⸗Büſte, welche der „Erſte Wiener Turnverein“ auf dem von ihm benützten, 
der Gemeinde Wien gehörigen Turnplatze, VII. Bezirk, Burggaſſe 16/18 auf- 
geſtellt, über Auftrag ſofort entfernt werden muſste. 

Da es unerfindlich iſt, wie eine Jahn-Büſte im Turnſaale, wenn ſie ſicher 
aufgeſtellt, Schülern, welche in einem ſolchen Saale turnen, irgend einen Nach— 
theil bringen kann, ſtellt der Unterzeichnete an den Herrn Bürgermeiſter die 
Anfrage: N | 

1. Hat der Herr Bürgermeiſter von der Entfernung 
der obeubezeichneten Jahn-Büſte Nachricht? und 

2. gedenkt der Herr Bürgermeiſter nicht dieſe Jahn— 
Büſte wieder auf ihren Platz ſtellen zu laſſen? 


BVice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es müſſen erſt Er— 
hebungen gepflogen werden. Die Beantwortung folgt in der nächſten 


Sitzung. 
11. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Daum. 


Mit dem Reichsgeſetze vom 9. Februar 1892 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 37) wurde für 
Wohngebäude, welche von Gemeinden zu dem Zwecke erbaut werden, um 
Arbeitern geſunde und billige Wohnungen, in Wien nicht theurer als 1 fl. 
75 kr. jährlich für den Geviertmeter, zu bieten, die volle Freiheit von der Haus— 
zinsſteuer ſammt Zuſchlägen durch 24 Jahre bewilligt, wenn ſolche Gebäude 
den in dem Geſetze ausgeſprochenen Bedingungen in baulicher Hinſicht ent— 
ſprechen. | 

Aus dem Zuſammenhalte diefer Bedingungen ergibt ſich, dass eine aus 
einem bewohnbaren Gelaſſe beſtehende, ober der Straßenoberfläche gelegene 
Wohnung in Wien jährlich nicht über 52 fl. 50 kr., eine aus mehreren Räumen 
beſtehende jährlich nicht über 131 fl. 25 kr. koſten würde. 

Die Wichtigkeit eines reichlichen Angebotes geſunder und billiger Woh— 
nungen iſt um ſo größer, je mehr die Anhäufung vieler auf ihrer Hände Arbeit 
angewieſener Menſchen an einem Orte den Mietpreis ſteigert und damit das 
Angebot ungeſunder Wohnungen begünſtigt, am größten alſo für die volkreichſte 
Stadt des Reiches, für Wien. 

Auf Wien iſt daher in dem citierten Geſetze beſondere Rückſicht genommen, 
und Niederöſterreich, deſſen Landesgeſetzgebung den Zeitpunkt der Wirkſamkeit 
desſelben zu beſtimmen hat, wird vorausſichtlich das erſte Kronland ſein, in 
welchem das Geſetz in Kraft tritt. 

Der arbeitenden Bevölkerung die großen Vortheile zu ſichern, möglichſt 
raſch und reichlich zu bieten, welche das Geſetz ihr zuwenden will, iſt eine 
ſociale Pflicht der erſten und wohlhabendſten Stadt des Reiches und das 
umſomehr, als die Vortheile geſunder Wohnungen nicht nur den durch die— 
ſelben unmittelbar Begünſtigten, ſondern der ganzen Stadt, deren Geſund— 
heitszuſtand unter der mangelhaften Fürſorge für das Wohnungsbedürfnis zu 
leiden hatte, zuſtatten kommen, und als die für den Bau ſteuerfreier Miet⸗ 
häuſer ausgelegten Gelder in denſelben zinstragend angelegt bleiben, alſo dem 
Vermögen der Stadt nicht entzogen werden. 

Kann auch der Gemeinde nicht zugemuthet werden, allein alle der geſetz⸗ 
lichen Begünſtigung würdigen und für das Bedürfnis ausreichenden Wohn⸗ 
häuſer zu errichten, jo hat fie doch den Anfang zu machen, und dieſer kann di? 
Wirkung nicht verfehlen, daſs ſofort auch die Privatbauthätigkeit, welche mit der 
begünſtigten Thätigkeit der Gemeinde oder gemeinnütziger Geſellſchaften wird in 
Wettbewerb zu treten haben, auf Herſtellung möglichſt geſunder Wohnungen zu 
möglichſt niedrigem Zinſe wird bedacht ſein müſſen. 

Ich ſtelle daher den Antrag: | 

Der geehrte Gemeinderath beſchließe, ſobald das 


Reichsgeſetz vom 9. Februar 1892, betreffend Begün— 
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das Land Niederöſterreich in Kraft getreten ſein wird, 
auf der Gemeinde gehörigen Grundflächen Wohngebäude. 
welche im Sinne des ceitierten Geſetzes die 24jährige 
Steuerfreiheit genießen, ſelbſt zu erbauen, und beauf— 
trage den löblichen Magiſtrat und das Stadtbauamt 
mit der Auswahl geeigneter Plätze und der Vorlage 
von Muſterplänen für ſolche Wohnhäuſer. 

An den Stadtrath. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Zum Referate bitte ich 
Herrn Gem.-Rath Boſchan. 

12. Referent Gem.-Nath Voſchan: Ich habe die Ehre, 
namens des Stadtrathes zunächſt über eine Reihe von Rechnungs- 
abſchlüſſen zu referieren, welche gewiſſermaßen als Einleitung zu den 
demnächſt beginnenden Berathungen über den Hauptvoranſchlag der 
Stadt Wien dienen ſoll. 

Der Haupt⸗-Rechnungsabſchluſs der Stadt Wien für 1890 iſt 
der letzte, welcher ſich auf das alte Gebiet bezieht, er iſt zugleich 
auch der beſte und günſtigſte. | 

Die Herren find ſeit langer Zeit im Beſitze des Elaborates 
der Buchhaltung ſowie eines Bandes erläuternder Bemerkungen 
hiezu, welche wie alle Jahre mit außerordentlicher Sorgfalt und 
bis in das äußerſte Detail gehend, verfaſst find, fo daßs jeder der 
Herren genügend Gelegenheit gehabt hat, die Verwaltung aus dieſen 
Abſchlüſſen kennen zu lernen und in der That gibt es kein Gemeinde— 
Operat, welches ſo lehrreich und ſo ſehr geeignet iſt, in alle Geſchäfte 
der Gemeinde einzuführen und Einſicht gewinnen zu laſſen, als 
eben dieſer Rechnungsabſchluſs. Aus demſelben Grunde jedoch, 
weil dieſer Abſchluſs ein jo umfangreiches Elaborat iſt, eignet er 
ſich nicht ſo ſehr zur detaillierten Erörterung in einer Plenar— 
Verſammlung, ſondern ich erlaube mir, der Meinung Ausdruck zu 
geben, dajs, wenn jemand im Allgemeinen, generaliter über die 
Finanzen und das Rechnungsweſen zu ſprechen wünſcht, es wohl 
am zweckmäßigſten ſein wird, ſich das aufzuſparen, wenn, was 
entweder heute noch oder in den allernächſten Tagen geſchehen wird, 
die Berathungen über den Voranſchlag beginnen werden. Selbſt— 
verſtändlich, wenn jemand über einzelne Poſten Auskünfte verlangt, 
ſo ſtehen dieſelben bereitwilligſt zur Verfügung. 

Der Rechnungsabſchluſs, wie er ſeitens der Buchhaltung 
gearbeitet iſt, iſt ein ziffermäßiger, ein vollkommen genauer und 
detaillierter. Es wird aber für manche der Hexren, welche im 
Buchweſen, namentlich in der kameraliſtiſchen Buchhaltung, nicht 
ſo ſehr gewandt ſind, Schwierigkeiten haben, ſich ein genaues Bild 
über die Finanzlage und das Gebarungsreſultat zu verſchaffen. 

Aus dieſem Grunde habe ich mir erlaubt, mit Benützung der 
ſtädtiſchen Buchhaltungsziffern ſelbſtändig einen kleinen Auszug aus 
dieſem Berichte zu machen und ebenfalls den Herren zugeſendet, 
welcher viel einfacher gehalten iſt, ſich in runden, durch 1000 
theilbare Ziffern bewegt, daher die Überſicht erleichtert. 

Aus dieſem Berichte werden die Herren erſehen haben, dafs 
die Geſammt⸗Einnahmen im Jahre 1890, wenn von denſelben 
diejenigen Einnahmen abgezogen werden, welche nicht aus currenten 
Mitteln ſtammen, ſondern durch den Verkauf von Wertpapieren 
oder Bauſtellen erzielt worden ſind, den Betrag von 20,819.000 fl. 
erreicht haben. 

Für die Beurtheilung der finanziellen Gebarung iſt ſelbſt— 
verſtändlich diejenige Ziffer die entſcheidende und wichtige, welche 
unabhängig von dem Verkaufe oder der Veräußerung von Gemeinde⸗ 


ſtigungen, für Neubauten mit Arbeiterwohnungen für. Eigenthum erzielt wurde. Die Geſammt-Ausgaben, wenn von 
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denſelben diejenigen Beträge, welche für Inveſtitionen gemacht 
worden ſind, abgezogen werden, haben 19,589.000 fl. ergeben, ſo 
daſs alſo der currente Theil der Gebarung den Überſchuſs von 
1,250.000 fl. ergeben hat. Außerdem mufs hervorgehoben werden, 
daſs die Schuldentilgung, welche ebenfalls einen Betrag von 
1,308.000 fl. erfordert hat, in dem currenten Theile der Gebarung 
enthalten iſt, wie dies auch ſelbſtverſtändlich iſt. Die Ausgaben für 
Inveſtitionen haben im Jahre 1890 zuſammen den Betrag von 
1,149.000 fl. ausgemacht. Wir haben dabei Beträge für Schul- 
bauten, Auslagen für Stallungen, Waſſerleitungen u. dgl. 

Es kann alſo die Gebarung des Jahres 1890 als eine 
durchwegs günſtige bezeichnet werden. Hauptſächlich iſt dieſe gün— 
ſtige Gebarung dadurch hervorgerufen, daſs die Eingänge weit 
größer waren als präliminiert, auch hat der Umſtand dazu beige— 
tragen, daſs, wie es alle Jahre vorkommt und was die geehrten 
Herren bei der demnächſt beginnenden Budget-Debatte auch bemerken 


wollen, bei den meiſten bei uns präliminierten Poſten mehr ver- 


langt als gebraucht wird, ſo daſs man ſagen kann, die Augen 
ſind größer als der Magen. Es werden Dinge verlangt, welche 
in Wirklichkeit kaum zur Ausführung gelangen können. Die Haupt- 
einnahme der Stadt iſt ſelbſtverſtändlich diejenige, welche aus der 
Hauszinsſteuer, beziehungsweiſe aus dem Zinskreuzer ſtammt; es 
iſt daher die Beurtheilung des Ergebniſſes des Hauszinſes für die 
Beurtheilung der Finanzen der Stadt ſtets die wichtigſte Poſt. 
Der Mietzins betrug im alten Wien in dem Jahre 1890 
65,499.000 fl. Die Steigerung gegen das vorhergehende Jahr 
betrug 2˙25%% gegen 192% in den beiden früheren Jahren. Es 
iſt alſo im abgelaufenen Jahre eine kleine Steigerung des Miet— 
zinſes zu verzeichnen. 
jedoch zu bemerken, dajs bei einer anderen Poſt „Zuſchläge zur 
Erwerb⸗ und Einkommenſteuer“ die Rückſtände in bedenklicher 
Weiſe geſtiegen find. Ich habe mir daher erlaubt, in dem Berichte, 
welchen die Herren zur Hand haben, zu bemerken, daſs man 
daraus den Schluss ziehen kann, daſs dieſe Steuer nicht nur 
ſchwer, ſondern unwillig gezahlt wird, was jedesfalls auf die nicht 
ganz gerechte Vertheilung dieſer Steuerlaſt ſchließen lässt. Es iſt 
zu hoffen, das das im Reichsrathe eingebrachte Geſetz über die 
neue Bemeſſung der Erwerb: und Einkommenſteuer ſowie der 
Perſonalſteuer diesbezüglich eine Beſſerung bringen wird. Endlich 
habe ich mir erlaubt den Wunſch auszudrücken, der zum Theil 
ſchon in Erfüllung gegangen iſt, daſs die Angelegenheit der Stadt— 
bahn bald in Fluſßs gerathen möge, aber auch den weiteren Wunſch, 
der leider noch nicht in Erfüllung gegangen iſt, dafs die Regierung 
bald darüber ſchlüſſig wird, ob und welche Steuererleichterung für 
Neubauten gegeben wird. Es iſt einerlei, möchte ich ſagen, ob ſie 
eine Steuererleichterung gibt oder nicht, aber wiſſen muſs man 
dies, da ſonſt jeder, der die Abſicht hat, zu bauen, davor zurück— 
ſchrickt. Was nun die formelle Behandlung betrifft, gehen die 
Anträge des Stadtrathes dahin, den Rechnungsabſchlufßs, deſſen 
Ziffern zu leſen ich mir erlauben werde, zu genehmigen und die 
erforderlichen Ergänzungscredite, welche im Laufe des Jahres noch 
nicht bewilligt wurden, zu bewilligen. 

Was die Ziffern betrifft, ſo bin ich ſo frei, dieſelben zu 
leſen (liest): „Die Caſſabilanz ergibt folgende Abrechnungsſumme. 
Die Einnahmen betrugen 24, 192.599 fl. 895 kr., zuzüglich des 
anfänglichen Caſſareſtes per 1,406.058 fl. 32°5 kr. bilancieren ſie 
ſich mit den Ausgaben von 23,951.01 fl. 14˙5 kr. zuzüglich des 
ſchließlichen Caſſareſtes von 1,647.647 fl. 75 kr. Was die 


Dieſem erfreulichen Reſultate gegenüber iſt 
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Ergänzungscredite betrifft, ſo ſind dieſelben auf Seite 150 der 
erläuternden Bemerkungen enthalten und repräſentieren die im Ver— 
gleiche zu ihrer ftattlichen Anzahl nicht große Geſammtſumme 
von 16.268 fl. 96 kr. Als Hauptpoſt unter dieſen Nachtrags— 
crediten erſcheinen die Neuwahlen für den Landtag mit 3000 fl., 
ein kleiner Zuſchuſs zur Straßenbeſpritzung mit 300 fl., Erhal— 
tungsreparaturen von Realitäten u. ſ. w. Sie finden dies detailliert 
in Ausweis 3 ausgeführt. Ich erlaube mir die Bitte zu ſtellen, 
dem Rechnungsabſchluſſe ſowie den erforderlichen Ergänzungs— 
crediten die Genehmigung zu ertheilen. 

Gem.⸗Rath Dr. Stern: Ich erlaube mir, die Anfrage an 
den Herrn Referenten zu ſtellen, welches Bewandtnis es mit den 
Rechnungsabſchlüſſen der incorporierten Gemeinden hat, ob und 
von wem dieſe Abſchlüſſe geprüft und richtig befunden wurden, 
nachdem die betreffenden Gemeindevertretungen ſchon im April des 
vorigen Jahres aufgelöst worden find. Ich glaube, dajs dieſe 
Anfrage im Zuſammenhange mit dem vorliegenden Rechnungs— 
abſchluſſe ſteht und möchte nur bemerken, dass in dieſem vor— 
liegenden Rechnungsabſchluſſe, Pagina 210, ein Activrückſtand, wohl 
größtentheils von Steuern und Gebüren herrührend, im Belaufe von 
3,153.000 fl. aushaftet, während nach den Tabellen, welche 
wir in Betreff der Vermögensübergabe der Vorortegemeinden 
erhalten haben, dort ein Activrückſtand im Betrage von 800.000 fl. 
gegen einen Paſſivrückſtand von 330.000 fl. übergeben wurde, ohne 
daſs diesbezüglich mitgetheilt wurde, daſs irgend eine Prüfung 
dieſer Rechnungsabſchlüſſe, falls überhaupt ſolche vorgelegt worden 
ſind, ſtattgefunden hat. Ich möchte daher an den Herrn Referenten 
die Frage richten, ob er in der Lage iſt, hierüber Auskunft zu geben. 

Beferent: Die factiſche Incorporierung der Vorortegemeinden 
hat erſt mit der Beeidigung des Bürgermeiſters ſtattgefunden. Alſo 
bis zu dieſem Tage waren die Vorortegemeinden in ihrer ganzen 
Gebarung ſelbſtändig. Ich glaube daher, daſs die Abſchlüſſe der 
Vorortegemeinden erſt bei dem nächſtjährigen Rechnungsabſchluſſe 
zugleich mit dem Rechnungsabſchluſſe der Stadt Wien werden vor— 
gelegt werden. Vorläufig liegt dem Stadtrathe nichts vor. 

Gem-Nath Dr. Stern: Ich bin nicht ganz der Meinung 
des Herrn Referenten, ich werde mir aber erlauben, meine entgegen- 


geſetzte Anſchauung im Wege eines gelegentlich zu ſtellenden Antrages 


zu formulieren. 

Wenn ich nun zu dem vorliegenden Rechnungsabſchluſſe das 
Wort ergreife, jo mufs ich vor allem vorausſchicken, daſs es im 
Gemeinderathe des alten Wien Gepflogenheit war, das über den 
Rechnungsabſchluſs eine General-Debatte nicht ſtattfand, ja liber- 
haupt kaum eine wirklich eingehende Debatte meines Wiſſens jemals 
ſtattgefunden hat, ſondern daßs es durch eine ganze Reihe von 
Jahren, ſoviel mir bekannt, vorgekommen tft, dass der Rechnungs— 
abſchluſs curſoriſch durchgenommen und in verhältnismäßig ſehr 
kurzer Zeit erledigt worden iſt. 

Der Grund, warum im alten Gemeinderathe in ſolcher Weiſe 
vorgegangen wurde, lag nicht allein darin — denn das würde ja 
auch heute zutreffen — daſs man ſich ſagt: was ſoll man über 
einen Rechnungsabſchluſs überhaupt ſprechen, das Geld iſt aus— 
gegeben, und wenn wir tagelang debattieren, werden wir von den 
20 Millionen nicht fünf Kreuzer zurückbekommen. Das glaube ich, 
war nicht der Grund, wenigſtens nicht der ausſchlaggebende Grund, 
denn damit würde man ſich überhaupt jedes Controlrechtes be— 
geben. Der Grund war vielmehr der, dajs an jenen Poſten, welche 
den Gegenſtand des Rechnungsabſchluſſes bilden, immerwährend 
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möchte ich ſagen, der ganze Gemeinderath mitgewirkt hat. Ich 
ſage, der ganze Gemeinderath; denn entweder waren dieſe Poſten 
ſolche, welche auf Plenarbeſchlüſſen beruhten, oder ſie waren ſolche, 
welche in den Sectionen, und zwar in der Finanzſection oder in 
der Wirtſchaftsſection, in der VII. und IX. Section — das 
waren diejenigen, welche am meiſten ſich mit Geldangelegenheiten 
zu beſchäftigen hatten — erledigt worden ſind, in Sectionen, denen 
weitaus mehr als die Hälfte der Mitglieder des Gemeinderathes 
angehörten, Sectionen, welche öffentlich, wenigſtens inſoweit öffentlich 
tagten, als die Mitglieder des Gemeinderathes zu derſelben un— 
bedingt Zutritt hatten. Was alſo früher im Rechnungsabſchluſſe 
geſagt wurde, war eigentlich allen Mitgliedern des Gemeinderathes 
aus ihrer Erfahrung, aus ihrer Mitwirkung im Plenum, und in 
den Sectionen bekannt. Das iſt allerdings auch bezüglich des 
Rechnungsabſchluſſes der Fall, der uns heute beſchäftigt. Er iſt 
vom Jahre 1890, er datiert alſo von jener Zeit her, zu welcher 
noch ſämmtliche Gemeinderaths-Mitglieder in der von mir an— 
gedeuteten Weiſe an der Gebarung mitwirkten. Das wird aber 
in der Zukunft geändert und zwar weſentlich geändert, durch das 
neue Statut. Im Sinne des neuen Statutes hat der Stadt— 
vath nicht allein über Auslagen zu beſchließen, welche bis zu 
5000 fl. reichen, ſondern er hat auch überhaupt über alle präli- 
minierten Auslagen innerhalb des Präliminares ohneweiters, ja 
ſogar dann zu beſchließen, wenn die präliminierten Koſten nicht 
mit mehr als 5000 fl. überſchritten werden. Soll dann das 
Plenum des Gemeinderathes wirklich jenes Controlrecht ausüben, 
welches ihm vermöge des Geſetzes zuſteht, dann mußs der 
Rechnungsabſchluſs nicht wie bisher curſoriſch durchgenommen, 
ſondern er muss einer eingehenden Prüfung und Berathung, ja 
er muss ſogar einer entſprechenden Vorberathung unterzogen werden 
(Sehr gut!) und deshalb und um nicht ein Präjudiz aus der dies— 
maligen Behandlung des Rechnungsabſchluſſes für die Zukunft 
aufkommen zu laſſen, erlaube ich mir hier ſchon jetzt den Antrag 
zu ſtellen, daſs künftighin der Rechnungsabſchluſs der 
für die Budgetberathung zu wählenden Commiſſion zur 
Vorberathung und Berichterſtattung dem Plenum des 
Gemeinderathes vorgelegt werde. (Beifall rechts.) 

Soviel rückſichtlich der künftigen formellen Behandlungen des 
Rechnungsabſchluſſes und nun möchte ich mir noch einige weitere 
Bemerkungen zu demſelben erlauben. 

Der Herr Referent ſagt in ſeinem gedruckten Referate Fol⸗ 
gendes: „Die Gemeinde Wien tritt daher mit vollkommen con— 
ſolidierten Finanzen in die neuen Verhältniſſe ein“. Ich muſßs 
geſtehen, daſs ich mich dieſem Ausſpruche des Herrn Referenten 
vollkommen anſchließe und ihn vollkommen richtig und begründet 
finde und da iſt es gerade gut, wenn hierüber jetzt, da wir nun 
in die neuen Verhältniſſe eintreten und, ich möchte ſagen, gewifjer- 
maßen als Gemeinderath des alten Wien das Nachlaſs-Inventar 
unſeren Nachfolgern, nämlich dem derzeit hier verſammelten Ge— 
meinderathe übergeben, einiges hier geſprochen wird, um uns zu 
überzeugen, dafs wirklich dieſer Satz, den der Herr Referent auf⸗ 
geſtellt hat, vollkommen begründet iſt. Man hat denſelben nach 
zwei Richtungen hin zu prüfen: 1. Wie iſt der Vermögensſtand, 
die Bilanz der alten Gemeinde? und 2. wie war ihr Jahres— 
aufwand? 

Was nun den Vermögensſtand der Gemeinde betrifft, jo 
weist diesbezüglich der Rechnungsabſchluſs einen Schuldenſtand 
— natürlich der alten Gemeinde Wien, da ſich der Rechnungs- 
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abſchluſs nur auf dieſe bezieht — von 54 Millionen aus; in 


1. Die Schuld an 


% „= 


dieſen 54 Millionen ſind aber inbegriffen: 


Verhältniſſe noch nicht geklärt ſind und über deſſen Natur uns der 
Stadtrath ja demnächſt einen Bericht erſtatten wird und der Antheil 
der Commune an dem Donauregulierungs-Anlehen mit dem Betrage 
von 3,550.000 fl. 

Es iſt ferner zu berückſichtigen, daßs im Laufe des Jahres 1891 
von dieſen 54 Millionen ein Betrag von ungefähr 1¼ Millionen 
an Capital zurückgezahlt worden iſt, fo dafs ſich der Schuldenſtand, 
mit welchem die alte Gemeinde Wien in die neuen Verhältniſſe 
eingetreten iſt, anfangs 1892 auf 527 Millionen beläuft. 

Dabei iſt aber auch noch etwas anderes zu berückſichtigen, 
nämlich der Umſtand, daſs das Prämien-Anlehen der Stadt Wien 
in dem voll aushaftenden Betrage mit 21 ½ Millionen Gulden in 
Rechnung geſtellt iſt, welche 21½ Millionen Gulden ja die Ver— 
zinſung, die Verzinſung nämlich, welche durch Treffer gegeben 
wird, in ſich ſchließen, fo dafs thatſächlich dieſe ſucceſſive in vielen 
Jahren zu zahlenden 21 ½ Millionen, wenn dieſelben kaufmänniſch 
escomptiert würden, heute einen weit geringeren Betrag reprä— 
ſentieren. 

Gegenüber dieſem Schuldenſtande weist die Gemeinde in 
dieſem Rechnungsabſchluſſe ein Vermögen von 52˙8 Millionen 
Gulden und ein Gemeindegut im Werte von 60½ Millionen 
Gulden aus. 

Es iſt, wie Sie wiſſen meine Herren, zu unterſcheiden zwiſchen 
dem Gemeindevermögen und dem Gemeindegut. Gemeindevermögen 
nämlich iſt dasjenige, welches ein Erträgnis lieſert, aus dem die 
laufenden Bedürfniſſe der Gemeinde beſtritten werden müſſen, 


während das Gemeindegut ein ſolches iſt, welches kein Erträgnis 


liefert und welches von jedermann benützt werden kann, wie die 
öffentlichen Straßen, Plätze, Gartenanlagen u. dgl. Nun werden 
in dieſem Rechnungsabſchluſſe unter dem Gemeindegute aber merk— 
würdigerweiſe auch ſolche, und zwar bedeutende Activa eingeſtellt, 
welche thätſächlich ein Erträgnis liefern, ja ſogar eine dauernde 
Verzinſung bringen, ſo die Waſſerleitung, Badeanſtalten und 
Anſtandsorte mit der Summe von ungefähr 26 Millionen Gulden. 
Ich erwähne da vor allem die Waſſerleitung, weil dieſelbe ein 
Erträgnis liefert, welches beiläufig 3°6%/, jährliche Verzinſung 
repräſentiert. 

Würde man nun dieſe Activa aus dem Gemeindegut aus— 
ſcheiden und in die Rubrik „Gemeindevermögen“ übertragen, was 
eigentlich vollſtändig richtig wäre, der Sachlage und dem Geſetze 
vollkommen entſprechen würde, dann würde jenem von mir bereits 
angegebenen Schuldenſtand ein Vermögen von 78°), Millionen 
Gulden und ein Gemeindegut von 34 Millionen Gulden gegen— 
überſtehen. Nach der Vermögenslage, nach der Bilanz, wie ich ſie 
Ihnen detailliert auf Grund des Rechnungsabſchluſſes angegeben 
habe, muſs demnach dem bereits von mir citierten Ausſpruche 
des Herrn Referenten vollkommen beigeſtimmt werden. Das 
Gleiche ergibt ſich aber auch, wenn wir den Jahresaufwand in 
Betracht ziehen. 

Ich bin zwar nicht vollſtändig mit der Anſicht des Herrn 
Referenten einverſtanden, welcher in ſeinem Haupt - Nechnungs- 
abſchluſſe unter den beſonderen Auslagen die Auslagen für Schul— 
bauten mit 536.000 fl. erſcheinen läßt. Es iſt richtig, Schulbauten 
ſind unbeſtritten eine Inveſtition; daran kann kein Zweifel ſein. 
Mit Rückſicht auf den Umſtand aber, dafs dieſe Poſt mit 536.000 fl. 
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oder mit einer größeren oder geringeren, annähernd gleichen Ziffer im Jahre 1890 entſtanden iſt, oder ob er nicht vielmehr aus 


Jahr für Jahr ſich wiederholt und durch eine Reihe von Jahren ſich 
wiederholen wird, ſo zum Beiſpiel werden wir in das Budget pro 1892 
ſogar 1,100.000 fl. für Schulbauten einzuſtellen haben, halte ich 
es für richtiger, wenn wir ſie ebenfalls unter die laufenden, oder 
ſagen wir regelmäßig wiederkehrenden jährlichen Auslagen ein— 
ſtellen. Aber auch dann erſcheint nichtsdeſtoweniger, wenn auch 
dieſe 536.000 fl. nicht in der Weiſe abgerechnet werden, wie der 
Herr Budget-Referent es angibt, das Budget des alten Wien als 
vollſtändig richtig und klar bilanciert. Und wenn Sie einen Beweis 
dafür haben wollen, in welcher Weiſe im alten Wien vom damaligen 
Gemeinderathe gebart wurde, jo liefert Ihnen wieder der vor— 
liegende Rechnungsabſchluſs einen ſolchen Beleg, indem ſich aus 
demſelben ergibt, daß die Steucreingänge ein Plus von 400.000 fl. 
trotz der bedeutenden Rückſtände an Erwerb- und Einkommenſteuer 
nebſt Zuſchlägen ergaben. 

Wenn es ſich alſo darum handelt, auszuſprechen, in welchem 
Verhältniſſe die Gemeinde Alt-Wien ihren Beſitzſtand ihren Nach— 
folgern übergeben hat, ſo muſs man dem Ausſpruche des Herrn 
Referenten in der Richtung beiſtimmen, dass dieſe Verhältniſſe 
vollkommen günſtige und geordnete ſind. Anders iſt es allerdings — 
da mußs ich wohl einige Bedenken ausſprechen, denn der Rechnungs⸗ 
abſchluſs liefert uns gerade für die Beurtheilung derartiger Dinge 
das ausreichendſte und beſte Material —, wenn es ſich um die 
Frage handelt, in welchem Verhältniſſe ſich die Einwohner von 
Wien zu Ende des Jahres 1890 oder im Jahre 1890 befunden 
haben. Dass ſich die Verhältniſſe ſeit dem Jahre 1890 nicht 
gebeſſert haben, darüber dürfte hier kaum ein Zweifel auftauchen. 
Es liefert uns nun gerade nach dieſer Richtung hin der Rechnungs— 
abſchluſs ſehr merkwürdige Anhaltspunkte. Es ergibt ſich aus dieſem 
Rechnungsabſchluſſe zunächſt, daſs für den Ankauf von Gründen, 
und zwar von ſolchen Gründen, die nicht zu Straßenerweiterungs— 
zwecken u. dgl. angekauft worden waren, anſtatt eines präliminierten 
Betrages von 510.000 fl. nur 296.000 fl., alſo wenig mehr als 
die Hälfte des präliminierten Betrages erlöst wurden, und wenn 
Sie wiſſen wollen, wie ungünſtig gerade dieſe Poſition ſich dar⸗ 
ſtellt, jo möchte ich Ihnen bekannt geben, dafs in früher ver- 
gangenen Jahren ein Betrag von 500.000 fl., ja ſelbſt von 
750.000 fl. präliminiert war, der thatſächlich auch eingehalten, 
ja ſelbſt überſchritten worden iſt. 

Es wurde bereits von Seite des Herrn Referenten in ſeinem 
mündlichen Vortrage und auch in ſeinem gedruckten Berichte darauf 
hingewieſen, welche bedenkliche Rückſtände ſich gerade bei der 
Erwerbſteuer zeigen, daſs von einem Betrage von 450.000 fl. 
vorgeſchriebener Erwerbſteuer und von 640.000 fl. incluſive der 
Rückſtände vorgeſchriebener Erwerbſteuer 254.000 fl., alſo 40% 
nicht einbezahlt worden ſind. 

Ich verweiſe aus dem vorliegenden Rechnungsabſchluſſe auf 
die Steuerexecutions⸗Gebüren, welche in einem bedenklich fort— 
ſchreitenden Anwachſen begriffen ſind. Und endlich zeigt uns der 
vorliegende Rechnungsabſchluſs — und das iſt eine entſcheidende 
Thatſache — in welcher Weiſe die Einnahme aus der Verzehrungs⸗ 
ſteuer ſeit einer Reihe von Jahren ſtagniert hat, ſtagniert trotz 
des Anwachſens der Bevölkerung. Im Jahre 1888 war der Ver— 


zehrungsſteuerzuſchlag, welcher der Gemeinde zufloſs, 1,726.000 fl. 


und im Jahre 1890, alſo zwei Jahre ſpäter, 1,752.000 fl., d. i. 
ein Plus von 1½% in drei Jahren, d. h. ½% jährlich. Und 


da beſteht das Bedenken, ob ſelbſt dieſer geringe. Zuwachs wirklich 


| Reſtanten des Jahres 1889 herrührt, weil im Jahre 1889 das 


Erträgnis aus der Verzehrungsſteuer ein. auffallend geringes war 
und nur 1,696.000 fl. betrug. 8 

Angeſichts dieſer Umſtände, welche auf eine nichts weniger als 
günſtige Vermögenslage der Bevölkerung Wiens hinweiſen, ſcheint 
es denn doch nicht gerechtfertigt, wenn von mancher Seite aus⸗ 
geſprochen wurde, dass die heutigen Verhältniſſe, die Nothlage, der 
Nothſtand, der da herrſcht, davon herrühren, daſs von auswärts 
ein großer Zuzug in der Anhoffnung der. Errichtung; der Verkehrs⸗ 
anlagen gekommen ſei. 

Und noch nach einer Richtung hin liefert uns der vorliegende 
Rechnungsabſchluſs ein ſehr intereſſantes und merkwürdiges Materiale. 

In dem vorliegenden Rechnungsabſchluſſe finden Sie nämlich 
auf Pagina 240 die Tabelle über die Thätigkeit des ſtädtiſchen 
Steueramtes. Aus dieſer Tabelle ergibt ſich, daſs bei dem ſtädtiſchen 
Steueramte im Jahre 1890 einbezahlt wurden 38·6 Millionen 
Gulden. Von dieſen 38·6 Millionen Gulden kamen der Commune 
Wien thatſächlich nur 13 Millionen, alſo wenig mehr als ein 
Drittel zugute. 21 Millionen Gulden hat das ſtädtiſche Steueramt 
für den Staat, beiläufig 300.000 fl. für ſolche Dinge, welche 
eigentlich ſtaatliche Zwecke betreffen, Firmaprotokollierungen, 
Gewerbeanmeldungen, Handelskammer u. ſ. w. vereinnahmt. 
4½ Millionen Gulden ſind für das Land, und es ergibt ſich 
nebenbei aus dieſem Punkte, dafs thatſächlich Alt-Wien nicht 
weniger als zwei Drittel der ſämmtlichen Landesausgaben beſtritten 
hat. Bringen Sie mit dieſer Thätigkeit des Wiener Steueramtes 
in Zuſammenhang, dafs nach einem Ausweiſe, welchen der Magiſtrat 
erſtattet hat, im Jahre 1889 von 430.000 Stücken, welche beim 
Magiſtrate eingelaufen find, nicht weniger als 346.000, alſo mehr 
als drei Viertel Gegenſtände des übertragenen Wirkungskreiſes 
betrafen, ſo mögen Sie daraus erſehen, welche außerordentliche 
Thätigkeit die Verwaltung der Commune Wien, die Inter der 
Commune Wien der Magiſtrat, das Steueramt und andere Amter, 
nicht für Zwecke der Commune, ſondern für Zwecke des Staates 
entfaltet haben. (So iſt es! rechts.) Sie mögen daraus erſehen, 
was die Commune Wien dem Staate leiſtet, in welcher Weiſe die 
Commune Wien wie gar keine andere Commune für Zwecke des 
Staates von dem Staate in Anſpruch genommen wird. (Beifall 


rechts.) Und noch eines wollen Sie daraus erſehen. Es iſt ſehr 


oft davon die Rede geweſen, dafs die Commune Wien zu den 
directen Steuern 19% leiſtet. Es war das fo ein Dictum, welches 
ſich immer wiederholt hat, und welches man daher, weil es immer 
wiederholt wurde, ohneweiters als richtig angenommen hat. 

Nun ſehen Sie! Die geſammte directe Steuer beträgt der⸗ 
malen 105 Millionen für das ganze cisleithaniſche Oeſterreich, 
und ausgewieſen iſt hier im Rechnungsabſchluſſe, als von dem 
ſtädt. Steueramte allein eincaſſiert, ein Betrag von 21 ¼ Millionen 
Gulden für ſtaatliche Zwecke. Da ſind noch immer nicht ‚gerechnet 
jene directen Steuern, welche die großen Geſellſchaften direct an 
die Finanzämter entrichten, unmittelbare Gebüren, Übertragungs⸗ 
gebüren, Aquivalentengebüren, welche Millionen und Millionen 
Gulden betragen, und Sie mögen daraus erſehen, dafs. der. Beitrag 
der Stadt Wien 19% und auch 20% ſchon längſt weit über⸗ 
ſchritten hat. | 

Ja, wenn wir von den Verhältniſſen von Alt-Wien auf die 
von Neu⸗Wien übergehen, ſo finden wir in der Tabelle, welche uns. 
ſeinerzeit mitgetheilt wurde, daſs nicht weniger als 31½ Millionen 
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Gulden von 105 Millionen Gulden, man kann alſo ſagen, mehr 
als 30%, circa 31⅝ die directe Steuerleiſtung des heutigen 
Geſammt-Wien beträgt. Und noch ein Moment, welches ich 
gerade noch nach dieſer Richtung hin gem machen möchte! Diefe 
Quote von 31% oder mehr als 31 ⅜, welche die dermalige 
Steuerleiſtungsquote von Wien bilden, wird nicht etwa eine 
ſtagnierende, geſchweige denn eine ſich vermindernde ſein, ſondern 
ſie wird eine ſtetig wachſende und gerade eine in den nächſten 
Jahren ſtetig und bedeutend wachſende fein, 


Iſt es doch eine ganz merkwürdige Erſcheinung, dafs gerade 


die allerempfindlichſte, die allerbedeutendſte, die höchſte Steuer, 
welche bei uns in Oſterreich und auch außerhalb Oſterreichs exiſtiert, 
die 26¼ / ige Hauszinsſteuer, ich möchte jagen, der Stadt Wien 
auf den Leib geſchrieben iſt, denn beinahe zwei Drittheile dieſer 
Steuer werden von Wien allein getragen; von den 126 Millionen, 
welche der Zins im ganzen cisleithaniſchen Oſterreich beträgt, welcher 
der 26¼ %igen Hauszinsſteuer unterliegt, entfallen mehr als 
80 Millionen auf unſer heutiges Wien. (Hört! Hört! rechts.) 

Das ſind die Bemerkungen, welche ſich aus dem vorliegenden 
Rechnungsabſchluſſe ergeben. Ich glaubte, ſie hier vorbringen zu 
ſollen und empfehle Ihnen im übrigen, den Rechnungsabſchluſs 
zu genehmigen und den von mir früher geſtellten Antrag an— 
zuneh men. (Lebhafter Beifall.) 

Gem.-Nath Wünſch: Ich habe nur auf die Ausführungen des 
Herrn Vorredners bezüglich der Rechnungsabſchlüſſe der Vororte 
für 1890 zu erwidern, dass zu jener Zeit, als die Verpflichtung 


an die Vorortevertretungen herantrat, den Rechnungsabſchluſs für 


1890 zu prüfen, alſo im erſten Vierteljahre 1891, dieſelben noch 
nach dem alten Gemeindeſtatute für die Landgemeinden amtierten. 
Nun hat auch thatſächlich im Sinne dieſes Gemeindeſtatutes die 
Prüfung der Rechnungsabſchlüſſe ſtattgefunden; dieſelben ſind durch 
14 Tage in den Gemeindeämtern aufgelegen und von der betreffenden 
Finanzſection geprüft und in Rechnung geſtellt worden. Wenigſtens 
kann ich dies von der Gemeinde Währing verſichern, doch iſt mir 
bekannt, dass die meiſten Vorortegemeinden in dieſer Weiſe vor— 
gegangen find. — Was den Rechnungsabſchluſs für 1891 anbelangt, 
ſo konnte dieſe Prüfung nicht mehr von den Gemeindevertretern 
ſelbſt vorgenommen werden, weil im Jahre 1892 ſchon die Groß— 
Commune Wien die Verwaltung der Vororte übernommen hatte. 
Es ſind daher ſämmtliche Rechnungen an die Central-Buchhaltung 
abgegangen und von dieſer einer Prüfung unterzogen worden. 
Gem.-Nath Dr. Steger: Ich hätte mich wirklich nicht zum 
Worte gemeldet, wenn nicht der erſte Herr Redner in dieſer Debatte 
einige Bemerkungen gemacht hätte, deren Richtigkeit ich vollſtändig 
zugebe; aber ich möchte mir doch die Frage an die geehrten Herren 
erlauben: Wenn Sie die Auseinanderſetzungen des erſten Herrn 
Reduers mit Beifall begleiteten, wie konnten Sie denn unter 
ſolchen Verhältniſſen in einer derartigen Weiſe vorgehen, wie Sie 
es gethan haben? Wenn es richtig iſt, was der erſte Herr Redner 
ſagte — und es iſt richtig, uns iſt das ſchon lange bekannt, wir 
haben es ſchon im Jahre 1890 gewuſst, als der Rechnungsabſchluſss 
für das Jahr 1890 noch nicht vorlag, wir haben gemuist, dafs 
es der Bevölkerung ſchlecht geht und dass ſpeciell die Rückſtände 
in der Erwerb: und Einkommenſteuer das deutlichſte Barometer für 
den Stand der Dinge im Volke ſind —, wie konnten Sie, wenn 
Sie das auch wiſſen oder wuſsten, in eine derartige Belaſtung 
der Steuerträger willigen, wie Sie ſie ſeinerzeit vorgenommen 
haben? Sie muſsten doch daran denken, dafs, wenn jemand ſchwach 


iſt, man ſeine Laſt erleichtern muſs. Sie haben aber die Laſt be— 
deutend vermehrt; wie glauben Sie denn, daſs man den berühmten 
Steuereſel, von dem der Herr Landesausſchuſs Schöffel geſprochen 
hat, erhalten ſoll, wenn er müde vor lauter Striegeln iſt und Sie 
ihn immer mehr ſtriegeln? Das iſt unmöglich. Die Herren ſollten 
uicht ſo akademiſche Reden halten; es hört ſich wohl, ganz ſchön 


an, aber beſſer wäre es, wenn Sie aus dieſer Ihrer Überzeugung 


die praktiſchen Folgen ziehen wollten. Das wäre viel beſſer und 
viel einfacher, und die Bevölkerung würde Ihnen zu mehr Dank 
verpflichtet ſein. 

Unvereinbar aber iſt es geradezu, ſolche Klagen anzuſtimmen 
und dann in der Weiſe vorzugehen, wie es der Majorität beliebt. 
Übrigens haben die Herren ſchon gelebt, als uns dieſe unglaub- 
lichen Verſprechungen gemacht wurden, daſs es Manna vom Himmel 
regnen werde, daßs Glück und Segen über die Bevölkerung herunter— 
ſtrömen werde. In ſeiner unmittelbaren Nähe ſitzt jenes berühmte 
Mitglied des Gemeinderathes, welches, ich weiß nicht wie lange 
ſchon, rieſeln gehört hat. (Heiterkeit.) Es iſt merkwürdig. Einmal 
wird ſo geſprochen, wenn es ſich um die Beſteuerung handelt, da 
rieſelt es; wenn es ſich aber nicht um die Beſteuerung handelt, 
dann wird man ſich auf einmal der Wirklichkeit bewuſst und ſchildert 
die Lage des Volkes genau. Sie müſſen ſich etwas conſequenter 
bleiben, meine Herren, und ich ſage es nochmals, das Volk und ich 
werden nie Oppoſition machen. Das Volk wird Ihnen ſehr dankbar ſein, 
wenn Sie aus dieſer Erkenntnis, wie ſie uns heute vorgetragen 
worden iſt, die richtigen Folgerungen ziehen, wenn Sie ſagen, da 
müſſen wir mit dieſer Wirtſchaft aufhören, wir müſſen uns ſtrecken 
nach der Decken. Das Volk kann nicht länger ausgebeutet werden, 
größere Laſten kann das Volk nicht mehr ertragen. 

Und noch etwas intereſſiert mich, auch ſchon eine uralte 
Geſchichte, die der unmittelbare Herr Vorredner vorgebracht hat. 
Es iſt dies die Frage der Koſten des übertragenen Wirkungs— 
kreiſes. Meine Herren, da ſollten Sie vorſichtig ſein, wenn Sie 
ſo etwas erwähnen. Sie dürfen das gar nicht erwähnen. Sie 
haben gar kein Recht dazu, darüber zu klagen. Als das neue 
Statut für Wien geſchaffen wurde, von welchem Statut man ja 
das größte Heil erwartete, das es überhaupt geben kann, damals 
war ich derjenige, der darauf aufmerkſam machte. Wie kommt 
Wien dazu, dem Staate die Koſten der politiſchen Verwaltung in 
den Vorortebezirken abzunehmen und auf eigene Koſten zu über— 
nehmen? Aber, meine Herren, damals hat man von den Koſten 
des übertragenen Wirkungskreiſes nichts geſprochen, ſondern im 
Gegentheil, nur damit man fertig wird, hätte man — glaube ich 
— dem Statthalter noch ein paar Millionen herausgezahlt, wenn 
er es verlangt hätte, nur damit man die Sache unter Dach und 
Fach bringt. Eine Partei, die in der Weiſe handelt, darf nicht in 
dieſem Sinne ſprechen, eine Partei, die die Koſten des politiſchen 
Wirkungskreiſes dem Staate abnimmt, die Koſten der Steuerein— 
hebung, die früher in den Vororten vom Staate getragen wurden, 
dem Staate abnimmt und auf eigene Koſten übernimmt, hat kein 
Recht, vom übertragenen Wirkungskreiſe zu ſprechen. Sie muſss 
ſchweigen, und wenn Sie ſchon Reue und Leid erwecken wollen, 
ſo müſſen Sie es in anderer, weniger akademiſcher Weiſe thun 
und ſolche Schritte unternehmen, welche beweiſen, dafs es Ihnen 
Eruſt damit iſt, die Koſten wirklich abzuwälzen. 

Aber, meine Herren, Sie wollen ja gar nicht, Sie geben die 
politiſche Verwaltung nicht her. Ihnen iſt die ganze Geſchichte 
von außerordentlichem Werte, weil ſie auch eine ziemliche Be— 
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deutung für die politiſche Agitation hat. (Heiterkeit links.) Wenn 
heute der Staat kommt und ſagt, ich werde Euch das ganze 
Gewerbeweſen abnehmen — Sie geben es ihm gar nicht, damit 
das Conceſſionsweſen recht ſchön hier bleibt, Sie geben es nicht 
her. Reden Sie alſo erſt dann, wenn Sie auch wirklich willens 
ſind, das, was Sie ſprechen, durchzuführen. 


Bei einem Rechnungsabſchluſſe iſt überhaupt ſchwer zu reden. 


Ich nehme auch vom Jahre 1890, ich möchte ſagen, gerührten 
Abſchied. (Heiterkeit links.) Ich glaube, ich habe früher redlich 
über den alten Gemeinderath losgezogen, ich geſtehe es ganz 
offen, ich war mit der Majorität nicht einverſtanden; aber das 
kann ich Ihnen ſagen, die frühere Majorität war das purſte Gold, 
verglichen mit der jetzigen. (Heiterkeit links.) Ich verſichere Sie, 
es kommt mir geradeſo vor, daſs ſich die Majorität auch mit dem 
Wien verändert hat. Es iſt ein neues Wien entſtanden, und es 
iſt eine neue Majorität entſtanden. Im neuen Wien geht es viel 
ſchlechter als im alten, entgegen den Verſprechungen des Statt— 
halters, entgegen den Vorſpiegelungen der liberalen Partei, ent— 
gegen all jenen Dingen, die wir zum Überdruss gehört haben; 
es geht ſchlechter durch die Schuld, durch die Milswirtichaft 
mancher, und das Eine kann ich Ihnen ſagen, im neuen Gemeinderath 
geht es auch viel ſchlechter, als es im alten Gemeinderath gegangen 
iſt, viel ſchlechter; und Sie werden noch darauf kommen, welch 
rieſiger Unterſchied zwiſchen früher und jetzt iſt; und wenn Sie, 
die Mitglieder der früheren Majorität, hier, ich möchte ſagen, ein 


Klagelied darüber anſtimmen und ſagen, im Jahre 1890 wurde 


gut gewirtſchaftet und das Vermögen iſt intact übergeben worden, 
wir ſind brave Leute geweſen, ſo meint man heimlich, damit in 
Hinkunft Gnade zu finden, wenn die Geſchichte etwas ſchlechter 
werden wird. 

Ja, wenn alles ſo gut gegangen iſt, warum haben Sie es 
denn geändert (Heiterkeit links), warum denn? Wenn es wirklich 
wahr iſt, daſs damals alles jo ſchön war, warum haben Sie denn 
das Bett vertauſcht. Jemand, der in einem guten Bett liegt, wird 
ſich doch nicht in ein ſchlechtes legen; alſo mit ſolchen Dingen 
kommen Sie uns nicht. 

Es iſt auch damals nicht brillant gegangen, gewiſs iſt, es 
wären auch ſpäter Folgen eingetreten, die wir hätten tragen müſſen, 
und Sie haben die Situation geändert, weil Sie genau wujsten, 
daſs es bei dem alten Statut zu einem Bruch mit Ihrer bisherigen 
Wirtſchaft gekommen wäre. Sie haben aus Parteigründen etwas 
Neues geſchaffen, um ſich die Herrſchaft noch für längere Zeit zu 
erhalten. Sie haben alles bloß deswegen gethan, nicht aus öffent— 
lichen Rückſichten, nicht aus Rückſichten für das Wohl der Bevöl— 


kerung. (Richtig! links.) Nein, bloß aus Rückſichten für Ihre eigene 


Partei, und wenn unſer Hergott vom Himmel heruntergekommen 
wäre und geſagt hätte: aber Leute, was treibt Ihr denn, Ihr ſtürzt 
das Volk ins Unglück, belügt es nicht ſo, es iſt nicht wahr, was 
Ihr von dem Glück geſagt, das über das Volk hereinſtrömen 
wird, ſo meine Herren, hätten Sie dem lieben Herrgott auch 
geſagt: ſchau, daſs du in den Himmel zurückkommſt, auf Erden 
haſt du nichts zu ſchaffen (Heiterkeit links), wir wollen herrſchen 
und brauchen keinen Herrgott. Das hätten Sie geſagt. Alſo, meine 
Herren! Die Reden, die wir heute gehört haben, das ſind ſo quasi 
Klänge aus einem gefrorenen Poſthorn, die jetzt erſt aufthauen. 
Sie hätten das früher ſagen ſollen, dann hätte ich es geglaubt, 
jetzt aber klagen und jammern und der Vergangenheit ein Loblied 
ſingen, das, meine Herren, ſteht Ihnen nicht gut an. 
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Wir nehmen nun Abſchied vom Jahre 1890, und wir haben 
wirklich damals den Rechnungsabſchluſs in der Regel ſchneller 
erledigt. 

Wir haben uns darüber nicht geſtritten, weil wir uns geſagt 
haben, wir ſind eigentlich ſelbſt daran ſchuld, wenn er nicht viel 
beſſer ausfällt. Richtig iſt es, in Hinkunft wird der Rechnungs⸗ 
abſchluſs eine andere Erledigung finden; bei der unbedingten Recht⸗ 


loſigkeit des jetzigen Gemeinderathes (Richtig! links; Unruhe rechts), 
bei ſeiner unbedingten Machtloſigkeit wird ſich vielleicht beim 


Rechnungsabſchluſs noch allein Gelegenheit ergeben, den Stadtrath 
hie und da bei ſeinem Schöpflein zu faſſen. (Heiterkeit links.) Da 
wird man vielleicht vergleichen können, ob die Wirtſchaft des Stadt— 
rathes in Übereinſtimmung iſt mit den Beſchlüſſen des Gemeinde— 
rathes, ob er nicht vielleicht ſeine Befugniſſe überſchritten hat — 
aber viel ausrichten werden wir auch dann nicht. Denn, meine 
Herren, unſer Statut iſt das merkwürdigſte der Welt. (Richtig! links.) 

Wenn der Gemeinderath erkennt, dafs der Stadtrath feine 
Befugniſſe überſchritten hat, dann, meine Herren, iſt er nach 
unſerem Statute gar nicht in der Lage, darüber Beſchluſs zu 


Ffaſſen, denn wenn er einen Antrag hierüber ſtellt, fo wird dieſer 


Antrag wieder dem Stadtrathe zugewieſen. (Heiterkeit links.) 
Dieſe ſchöne Wirkung hat unſer Statut. (Widerſpruch und 
Unruhe rechts.) Ja, Sie werden ſchon ſehen, ich kenne mich ſehr 


genau aus — „an den Stadtrath“ heißt es dann, „an den Stadt— 


rath“; der iſt, ich könnte ſagen, das Maſſengrab für alles, da 
kommen alle Anträge zuſammen, und wenn gegen den Stadtrath 
etwas geſprochen wird, ſo geht es wieder an den Stadtrath, und 
wir haben kein Mittel, ihn zu zwingen, dafs darüber referiert 
wird. Das gibt es nicht. Alſo ſehen Sie, bei dieſer Machtloſigkeit, 
bei dieſer geradezu erbärmlichen Stellung des Gemeinderathes der 
Stadt Wien (Unruhe rechts), die ihm abſichtlich angewieſen wurde, 
weil man die Controle ſcheut, weil man nicht wollte, dass die 
wirkliche Vertretung auf die Angelegenheiten der Gemeinde einen 
maßgebenden Einfluſs ausübe — wird vielleicht in Hinkunft wirklich 
nur noch beim Rechnungsabſchluſſe Gelegenheit ſein, ſeine Macht 
zu erproben oder auszuüben; nur dann wird es vielleicht möglich 
ſein zu ſagen, wir liquidieren eine Poſt nicht. 

Aber jetzt frage ich den Herrn Referenten, wenn der Gemeinde— 
rath einmal ſo bockbeinig ſein wird und wird eine Poſt nicht 
liquidieren, was geſchieht dann? — Glauben Sie, daſs der Stadt— 
rath ſich exequieren wird? Nein. Können Sie den Stadtrath 
exequieren? Nein. Glauben Sie, dajs der Statthalter Ihnen helfen 
wird? — Glauben Sie, meine Herren, daſs das Geſetz Ihnen 
eine Handhabe bieten wird? Nein. — Was wird dann geſchehen? 
(Rufe: Andere Stadträthe!) Oh, die Stadträthe bleiben, die 
bringen Sie nicht mehr weg! Erſt nach ſechs Jahren iſt eine 
Anderung möglich, ſie ſind auf ſechs Jahre gewählt. Jetzt gibt es 
allerdings zwei⸗, vier- und ſechsjährige Stadträthe. In Hinkunft 
aber, wenn die zwei- und vierjährigen abgeſtorben fein werden, gibt 
es nur mehr ſechsjährige Stadträthe. Ich ſage Ihnen, ich habe nicht 
viel Hoffnung, dass wir überhaupt etwas ausrichten werden. Eine 
Beſſerung wird erſt eintreten, wenn wir überhaupt kein Geld mehr 
zur Verfügung haben werden (Heiterkeit links), wenn einmal die 
Caſſen leer ſind, wenn wiemand mehr uns Geld leihen wird, dann 
wird es vielleicht möglich ſein, daſßß das Volk von Wien wieder 
etwas glücklich wird, dann wird es möglich ſein, hier den Grund— 
ſatz kennen zu lernen, „ſich ſtrecken nach der Decken“. Dann 


wird die Möglichkeit ſein, dafs gewirtſchaftet wird, dafs das Volk 
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endlich einmal aufathmet. Solange Sie aber in den Caſſen Geld 
ſpüren und ſolange der Bierkreuzer ordentlich klimpert, werden wir 
luſtig leben, wie luſtige Cavaliere, die das Vermögen ihrer Väter 
verputzen in der Abſicht, wenn es einmal weg iſt, iſt es halt ver— 
ſpielt und verthan und die Sache hat ein Ende, ein Ende vielleicht 
mit Schrecken, wenn nicht das Volk ſelbſt reformierend und thätig 
eingreift. (Beifall links.) 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Der Rechnungsabſchluſßs iſt 
gewiſſermaßen ein Vermächtnis, welches der alte Gemeinderath 
dem neuen Gemeinderathe zurückgelaſſen hat. Ich mußs offen ge— 
ſtehen, daſs ich, wie der Herr Führer der Oppoſition ſich erhoben 
hat, neugierig war, welchen Nachruf der Führer der Oppofition 
dem alten Wien und der Verwaltung des alten Wien halten werde, 
und da bin ich im höchſten Grade erſtaunt, dass der Führer der 
Oppoſition, welcher durch mehrere Jahrzehnte auf das herbſte die 
Verwaltung des alten Gemeinderathes angegriffen hat, heute zuge— 
ſtanden hat, daſs der Gem.-Rath Dr. Stern vollſtändig Recht 
gehabt hat, wenn er ſagte, daſs das alte Wien dem neuen Wien 
ordentliche Finanzen hinterlaſſen hat. Das iſt eine außerordentliche 
Anerkennung. Aber ich conſtatiere noch eines. 
Rath Dr. Lueg er hat behauptet, dafs wir zu den Steuern des 
alten Wien noch Steuern hinzugefügt haben. Ich conſtatiere, dass 
das unrichtig iſt. Die Bierſteuer, welche jetzt eingehoben wird, 
ſowie die Verzehrungsſteuer für verſchiedene Gegenſtände iſt jetzt 
geringer wie im alten Wien. Ich habe nur zu wünſchen, dass, 
wenn der Gemeinderath, welchem ich angehöre, einen Rechnungs— 
abſchluſs herausgibt, der Führer der Oppoſition, welcher uns fort— 
während einer ſchlechten Wirtſchaft zeiht, wird zugeben müſſen, 
daſs die Wirtſchaft eine gute iſt und wir gute Finanzen zurüd- 
gelaſſen haben. Ich ſtelle feſt, und das iſt etwas, was ſehr wichtig 
it, das der Führer der Oppoſition, welcher vom alten Gemeinde— 
rathe geſagt hat, daſs er die Finanzen der Stadt auf den Hund 
bringen werde, dem alten Gemeinderathe das Zeugnis gegeben 
hat, er habe die Sache richtig gemacht und habe gute Finanzen 
zurückgelaſſen, und ſchließe damit, indem ich der Überzeugung 
Ausdruck gebe, daſs auch die Prophezeiung, welche der Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Lueger in Bezug auf den neuen Gemeinderath 
gemacht, dieſelbe Erfüllung haben möge. 

Gem.⸗Nath Silberer: Meine ſehr geehrten Herren! Es find 
einige kurze Bemerkungen, zu denen ich mich veranlaſst ſehe durch 
die Ausführungen des Herrn Führers der Oppoſition. Er hat 
heute wieder einen Anlaſs benützt, um eine der bekannten Reden 
zu halten, die ſchwarz in ſchwarz, nicht mehr grau in grau die 
Situation in Wien und die Zukunft Wiens ſchildern, er hat aber 
dabei einige Entſtellungen und Verdrehungen vorgenommen, die 
ich ganz und gar zurückweiſen muss, die einen, wie ich glaube 
ſagen zu dürfen, im Namen meiner Partei, die anderen im eigenen 
Namen. Die im Namen meiner Partei — ich glaube das ſagen 
zu dürfen — iſt die, wo er geſagt hat, die Majorität habe ein— 
gewilligt in die Einverleibung der Vororte mit Wien, zur Bildung 
Groß⸗Wiens, lediglich aus parteipolitiſchen Gründen; das weiſe 
ich entſchieden zurück. (Rufe links: Das iſt aber thatſächlich!) 

Weiters muss ich den Herrn Führer der Oppoſition um 
Folgendes bitten: es iſt eine beliebte Sache bei den Herren der 
Gegenſeite geworden, in letzter Zeit öfters von mir zu citieren, 
daſs in die Bevölkerung Geld rieſeln werde, wenn die Verkehrs— 
anlagen, wie ſie geplant ſind, zur Durchführung kommen. Ich 
habe nie etwas anderes geſagt, als bei dem Befürworten der Ver— 
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kehrsanlagen: „wenn dieſe durchgeführt werden, ſo wird Geld 
rieſeln“, deshalb ſind wir dafür. Sind ſie heute ſchon durchgeführt 
worden? Dann warten Sie mit dieſer Kritik, ob meine Prophezeiung 
gerechtfertigt war oder nicht, ob meine Prophezeiung gerechtfertigt 
iſt oder nicht, bis die Anlagen wirklich durchgeführt ſind. Es wird 
mich ſehr freuen, mit Herrn Dr. Lueger beim Rechnungsabſchluſſe 
der künftigen 4, 5, 6 Jahre, bis das Geld wirkſam wird, was 
ausgegeben wurde, darüber wieder zu ſprechen. Heute bitte ich, 
das nicht zu thun, denn es iſt geradeſo, als wenn jemand, da 
einer 200.000 fl. in die Hand nimmt, um ein Haus zu bauen, 
während der Baumeiſter noch nicht mit dem Keller fertig iſt, ſchon 
höhnen und ſagen würde: Sie haben doch ausgerechnet, dafs das 
Haus 12.000 fl. Zins tragen würde, wo iſt denn dieſer Zins? 
— das, während der Baumeiſter erſt aus dem Keller heraufmauert. 
Derzeit koſtet es noch Geld, nämlich Intercalarzinſen. Das Volk 
mufs auch einſtweilen das noch tragen. Wir können nicht anders. 
Sie von der Oppoſition würden natürlich dieſe Unternehmung, 
die 100 Millionen koſtet, über Nacht gemacht haben, wir brauchen 
Monate, ja vielleicht ein Jahr dazu, wir können es nicht beſſer. 
(Dr. Lueger: Dann darf man es nicht ſagen, wenn man es 
nicht kann! — Unruhe rechts.) Ich komme nun zum letzten Worte, 
das ich in der Sache zu ſprechen habe. Aber ich mufs noch Eines 
vorausſchicken. Es iſt von Seite des Herrn Führers der Oppo— 
fition wieder eine Äußerung gemacht worden, die ich tief bedauere, 
in ſeinem eigenen Intereſſe, im Intereſſe ſeines eigenen Namens, 
nämlich, daſs es der Bevölkerung von Wien erſt dann wieder gut 
gehen wird, wenn der Credit der Stadt Wien ſo herabgeſunken 
ſein wird, daſs ihr kein Menſch einen Kreuzer mehr borgen wird. 
Ich bedauere, dafs im Rathhauſe dieſer Stadt ſolche Worte gefallen 
ſind. (Unruhe links, Zuſtimmung rechts.) Ich weiſe das aber auch 
als die craſſeſte Unwahrheit deswegen zurück, weil, wenn die Stadt 
Wien Geld braucht, ſie es niemals noch zu ſo glänzenden und 
billigen Bedingungen bekommen hat, als ſie es heute bekommen 
würde. Das wird jedermann ſagen, der den Geldmarkt und die 
Geldverhältniſſe kennt. Es iſt alſo total unrichtig, dass es der 
Bevölkerung am beſten gehen würde, wenn die Stadt Wien keinen 
Credit mehr hätte. Eine ſolche Außerung kann man allenfalls bei 
der „ſchönen Schäferin“ oder beim „goldenen Luchſen“ Mitbürgern 
im angeheiterten, nicht zurechnungsfähigen Zuſtande machen, aber 
von zurechnungsfähigen Leuten kann das nicht ernſt genommen 
werden; ich muſßs hier Eines dem Führer der Oppoſition ſagen, 
ich habe dem immer mit Ernſt zugehört, was er vorgebracht hat 
— er ſagt manches triftige, richtige Wort, er hat in einer Weiſe 
unſere Beziehungen zum Stadtrathe kritiſiert, dem ich in mancher 
Beziehung zuſtimmen muſs — aber ich habe heute den Glauben 
an den Ernſt feiner Ausführungen verloren, denn ich glaube, dass 
er es überhaupt nicht ernſt meint mit dem, was er ſagt, ſeitdem, 
was ſich neulich beim Exodus ereignet hat oder eigentlich bei der 
Abſtimmung, die vorgenommen wurde, bei der die Herren für das 
Präſidium geſtimmt haben. Da habe ich den Herrn Dr. Lueger 
beim Hinausgehen gefragt — ich war in ſehr erregter Stimmung, 
weil ich der Meinung war, es müſſe über den anderen Antrag 
abgeſtimmt werden — „wie haben Sie dafür ſtimmen können, wie 
haben Sie das Präſidium unterſtützen können, der Sie immer 
dasſelbe bekämpfen, Sie, der Sie immer den Vorwurf erheben, 
daſs von dem Präſidium Vergewaltigungen vorkommen können; 
wie haben Sie in dem Falle, wo von unſerer Seite eine größere 
Anzahl geglaubt hat, daſs vom Präſidium eine Vergewaltigung 
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verübt worden iſt, für das Präſidium ſtimmen können?“ Da hat 
mir Dr. Lueger — und ich glaube, er wird mir zugeben, dass 
ich richtig citiere — Folgendes gejagt: „Ja, mein lieber Freund, 
das iſt ja meine Sache, ich hetze das Präſidium gegen die Majo— 
rität und die Majorität gegen das Präſidium.“ (Hört! Hört! 
rechts.) Der Mann, der das geſprochen hat, der bei feinen Aus— 


führungen ſich von bloßen Hetzrückſichten leiten läst, der Mann 


hat das Recht verwirkt, daſs jemand ſeine Ausführungen ernſt 
nimmt. (Beifall und Händeklatſchen rechts.) 

Gem.-Nath Bart: Sehr geehrte Herren! Ich habe nicht 
das Wort genommen, etwa um Ihnen Vorwürfe zu machen. Nein! 
Der Herr Vorſprecher hat ſelbſt gejagt, dass der Führer der 
Oppoſition heute Treffliches geſagt hat und vieles, was auch 


richtig iſt. Aber, meine Herren, das kann ich ſagen, dajs wir von 


dieſer Seite für manche dieſer Ausgaben, die Sie durch eine Reihe 
von Jahren gemacht haben, nicht geſtimmt haben, und wir können 
ſagen, daſss vielleicht hunderte, ja zehntauſende von Gulden hätten 
erſpart werden können, wenn Sie nicht ſo beſchloſſen hätten. (Rufe 
rechts: Wofür?) Wofür? Darauf werde ich Ihnen oft Antwort 
geben können, wenn wir zum Budget kommen. Heute ſage ich nur, 
daſs wir nicht für die unnöthig ausgegebenen Gelder votiert haben. 
Ich ſtimme dem erſten Herrn Vorredner bei, dafs eine Commiſſion 
gewählt werden ſoll, die in Zukunft die Rechnungsabſchlüſſe prüft 
und dem Gemeinderathe vorlegt. 

Es iſt Thatſache und ſchon erwähnt worden, das es früher 
dem ganzen Gemeinderathe möglich war, außerhalb des Plenums 
in das Budget Einſicht zu nehmen und mitzuarbeiten, abgeſehen 
von den 70 bis 80 Mitgliedern, welche in der Finanzſection 
waren, und die immer, wenn es ſich um das Budget gehandelt 
hat, den Sectionsſitzungen beigewohnt, mitberathen und mitbeſchloſſen 
haben. Außerdem hatten wir 10 Sectionen, und wenn auch alle 
Mitglieder der Sectionen bei der Budgetberathung nicht anweſend 
waren, ſo waren doch der betreffende Obmann dieſer Section oder 
deſſen Stellvertreter anweſend, welche über die Anſichten dieſer 
Section Andeutungen gegeben haben. Früher war der Gemeinde— 
rath in ſeiner Gänze viel eher in der Lage als jetzt, in das Budget 
Einſicht zu nehmen und mitzuarbeiten. Daher halte ich dieſen 
Antrag für gerechtfertigt und werde demſelben zuſtimmen, und ich 
hoffe auch, dafs die Majorität dieſem Antrage zuſtimmen wird. 
Was den Rechnungsabſchluſs für das Jahr 1890 betrifft, wie ihn 
der Herr Referent mitgetheilt hat, ſo iſt derſelbe ſehr günſtig, und 
es wäre zu wünſchen, dajs alle Rechnungsabſchlüſſe jo günſtig 
wären wie der vom Jahre 1890. Ich ſtimme daher für die 
Anträge des Referenten und gebe dem Rechnungsabſchluſſe pro 1890 
meine Zuſtimmung. 

Referent (zum Schlusswort): Meine Herren! Die Debatte hat 
ſehr ſtark vom Gegenſtande abgeſchweift und es iſt eigentlich zum 
großen Theil von Gegenſtänden geſprochen worden, welche mit dem 
Rechnungsabſchluſſe eigentlich nichts zu thun gehabt haben. Was 
die Anregung betrifft, in Zukunft den Rechnungsabſchluſs derjenigen 
Commiſſion zuzuweiſen, welche das Budget beräth, ſo wird es 
Sache des Gemeinderathes ſein, das zu beſchließen. Ich habe 
dagegen nichts einzuwenden. Aber an dieſem Rechnungsabſchluſſe, 
wie er heute vorliegt, kann ich die Herren verſichern, iſt der 
Stadtrath vollkommen unſchuldig; damals hat er noch nicht exiſtiert. 
Wenn ich auf das, was der erſte Herr Vorredner, Herr Gem.-Rath 
Stern, geſagt hat, nicht weiter eingehe, ſo kann ich nur ſagen, 
ich hätte dieſe Zahlen auch alle citieren können, aber es wäre da 
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nothwendig geweſen, beinahe das ganze Buch abzuleſen, denn auf 
jeder Seite desſelben iſt etwas Intereſſantes enthalten. Ich habe 
mich darauf beſchränkt, nur einen kurzen Auszug zu geben, weil 
ich die Erfahrung gemacht habe, daſs man mit Zahlen am aller— 
meiſten ermüdet, und wenn man dieſe Zahlen citiert, ſo wird gar 
keine Zahl mehr geleſen. 

Was den Abſchlufs der Vororte pro 1891 betrifft, jo iſt die 
Angelegenheit bereits geklärt. Die Koſten des übertragenen Wirkungs— 
kreiſes ſind wirklich, wie der Führer der Oppoſition geſagt hat, 
eine ſehr heikle Geſchichte. Ich bitte aber zu bedenken, daſs der 
Staat auch für uns Geſchäfte beſorgt; er hebt für uns die Ver— 
zehrungsſteuer ein, ohne daſs wir zu den Auslagen etwas beizu— 
tragen haben. 

Nun komme ich auf das Lamentieren. Meine Herren, es iſt 
immerfort lamentiert worden; ſo lange ich lebe, habe ich immer 
gehört, das Brot iſt zu klein und das Fleiſch zu theuer. Ich habe 
noch nie gehört, daſs jemand geſagt hätte: Wie die Kipfel jetzt 
groß ſind und das Fleiſch jetzt ſo billig iſt! Früher iſt über die 
alte Majorität geſchimpft, oder ſagen wir lieber kritiſiert worden, 
jetzt wird die neue noch ſchlechter gemacht als die alte, und es 
muſs Einem Wunder nehmen, wenn man ſich daran erinnert — 
ich habe ein ſehr gutes Gedächtnis — wenn der frühere Gemeinde— 
rath und Freund der Oppoſition Dr. Mandl ſchwarz in ſchwarz 
gemalt und den Bankerott der Stadt Wien vor zehn Jahren ſchon 
für die nächſten drei, vier Jahre in ſicherſte Ausſicht geſtellt hat, 
und wenn wir von derſelben Seite hören müſſen, daſs das Jahr 
1890 ein ſehr gutes war, dass aber die zukünftigen ſchlechter ſein 
werden. Man iſt nie auf Roſen gebettet, aber es iſt immer zum 
aushalten. Nun iſt endlich wieder wie gewöhnlich über den Stadt— 
rath losgezogen worden. Man hat gemeint, der Stadtrath iſt ein: 
gerichtet worden, weil man die Controle ſcheut. Meine Herren! 
Nicht um die Controle unmöglich zu machen, ſondern um die 
Verwaltung der Stadt Wien möglich zu machen (Rufe rechts: 
Sehr richtig!), iſt der Stadtrath eingeſetzt worden. Ein entſprechendes 
Beiſpiel dafür dietet Ihnen die heutige Verhandlung. Über den 
Abſchluſs iſt überhaupt nichts geſagt worden. Wozu iſt es noth— 
wendig, daſs 110 Herren zwei oder drei koſtbare Stunden mit 
einer Sache verloren haben, wo nichts weiter herauskommt, als 
was die Herren ſeit Wochen zu Hauſe gedruckt haben und was 
jedermann weiß. Der Herr Collega Lueger hat wieder ſeinen 
alten Lueger angezogen; es iſt ihm wieder, möchte ich ſagen, das 
Pferd unter dem Leibe durchgegangen. Ich bitte, meine Anträge 
gefälligſt anzunehmen. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur perſönlichen Bemerkung und 
thatſächlichen Berichtigung): Meine Herren! Es hat Herr Gem.- 
Rath Silberer meinem Ausſpruche bezüglich der Anleihen einen 
Sinn beigelegt, den derſelbe gar nicht hatte. Wenn ich ſagte: Es 
iſt ein Glück, wenn wir nichts mehr zu leihen bekommen, ſo ver— 
ſtehe ich darunter, daſs ich eine unbedingte Abneigung gegen 
Schulden überhaupt habe, und daſs ich das Schuldenmachen für 
Wenn jemand das Schuldenmachen für ein 
Glück hält, ſo iſt das eine andere Sache, ich halte es für ein 
Unglück. Und darum, glaube ich, wäre es gut, wenn wir nichts 
mehr zu leihen bekämen, damit wir keine Schulden mehr machen 
können. 

Es iſt weiter darüber geſprochen worden, wie das Wort 
„rieſeln“ zu verſtehen ſei. Ich kann mich erinnern, daßs ſchon viel 
früher, nicht nur von Seite des Herrn Gem.-Rathes Silberer, 
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ſondern auch von anderer Seite eine Hebung der Bauthätigkeit 
infolge der Vereinigung der Vororte mit Wien in Ausſicht geſtellt 
wurde, dajs behauptet wurde, die Gewerbe würden ſich außer⸗ 
ordentlich heben und vermehren, die Beſchäftigung werde wachſen u. ſ. f. 
Darauf hat ſich dieſe meine Außerung bezogen und ich habe nur 
einen ſehr gut paſſenden Ausſpruch des Herrn Gem. -Rathes 
Silberer herausgegriffen. 

Den Herrn Gem.-Rath Dr. Friedjung habe ich leider 
nicht verſtanden, es iſt vielleicht ein Glück für mich, weil ich ſonſt 
noch mehr ſprechen müsste. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Der Antrag des Herrn Referenten lautet auf 
Bewilligung der erforderlichen Zuſchuſscredite und Genehmigung 
des Haupt⸗Nechnungsabſchluſſes. Eine Einwendung wurde nicht 
erhoben. Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, die erforderlichen 
Zuſchuſscredite im Betrage von 16.268 fl. 96 kr. 
zu bewilligen und den Haupt⸗Rechnungsabſchluſs der 
Gemeinde Wien pro 1890 zu genehmigen. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Der Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Stern geht an den Stadtrath. (Ge— 
lächter links.) 

13. Referent Gem.-Rath Voſchau: Ich habe noch über 
einige Rechnungsabſchlüſſe zu berichten, welche uns wohl nicht 
lange aufhalten werden. Es iſt zunächſt der Rechnungsabſchluss 
des Allgemeinen Wiener Verſorgungsfondes für das Jahr 1890. Auch 
dieſer Rechnungsabſchluſs iſt verhältnißmäßig als ein ſehr günſtiger 
zu bezeichnen. Während im Voranſchlage 415.000 fl. als Zuſchuſs 
der Stadt Wien präliminiert waren, iſt ein ſolcher Zuſchuſs nur 
in einem Betrage von 79.400 fl. nothwendig geworden. Dieſer 
günſtige Erfolg wurde haupfſächlich dadurch erzielt, dass die Ver— 
laſſenſchaftspercente in einem viel höheren Maße eingelaufen ſind, 
als es bisher der Fall war. 

Auch dieſer Rechnungsabſchlufs iſt vollkommen detailliert mit 
allen Beilagen den Herren zur Hand und ich erlaube mir, den 
Antrag zu ſtellen, den Rechnungsabſchluſs zu genehmigen und 
zugleich den Beſchluſs zu faſſen wie alle Jahre, dass die Verpflegs⸗ 
gebür in der bisherigen Höhe von 60 kr. für fremde Gemeinden 
beibehalten werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richker: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erſuche 
jene Herren, welche dem Antrage des Herrn Referenten zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſer Antrag iſt ange— 
nommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, den Rechnungs— 
abſchluſs des allgemeinen Wiener Verſorgungsfondes 
pro 1890 zu genehmigen und die mit 60 kr. per 
Kopf und Tag fixierte Verpflegskoſtenquote in den 
ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalten beizubehalten. 

14. Neferent Gem.-Rath Voſchan: Wir kommen zum 
dritten Fond, das iſt der Wiener Landwehrfond. Dieſer iſt ein 
alter Fond, welcher aus dem Jahre 1809 ſtammt und an 
welchem derzeit nur wenige Invaliden participieren. Der größte 
Theil des Fonds wird capitaliſiert. Die Einnahmen betragen 
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12.764 fl. Davon iſt ein Betrag von 893 fl. 66 kr. für Pfründner⸗ 
betheiligungen und der Reſt zum Ankauf von Wertpapieren ver— 
wendet worden. Der Fond beſteht aus einem Betrage von 
301.502 fl. 50 kr. Ich bitte gefälligſt den Rechnungsabſchluß zu 
genehmigen. 3 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
(Nach einer Pauſe.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, den Rechnungs— 
abſchluſs des Wiener Landwehrfondes pro 1890 zu 
genehmigen. 

15. Referent Gem.-Rath Voſchau: Wir gelangen nun 
zum Wiener Bürgerſpitalfond. Bei dieſem Fond iſt zu bemerken, 
daſs für das Jahr 1890 der Verkauf des alten Rathhauſes an 
den Bürgerſpitalfond präliminiert war, wegen juriſtiſcher Schwierig— 
keiten konnte jedoch dieſer Verkauf nicht durchgeführt werden und 
wird daher die ganze Poſt auf das nächſte Jahr übertragen und 
erſt im Jahre 1891 zur Verrechnung gelaugen. Die Einnahmen 
des Bürgerſpitalfondes haben 666.586 fl. 35 kr., die Ausgaben 
637.891 fl. 34 kr. betragen, fo dals ſich ein Überſchuſs von 
circa 28.000 fl. ergibt; hier iſt zu bemerken, dass die Vermietung 
der Bürgerſpitalfondshäuſer noch immer ſehr viel zu wünſchen 
übrig läſst, daſs die Zahl der Leerſtehungen noch immer nicht 
kleiner geworden iſt; hoffen wir, dass dies in Zukunft beſſer 
werden wird. Ich erlaube mir, auch dieſen Rechnungsabſchluſs 
Ihrer Genehmigung zu empfehlen. 

Bice - Bürgermeifter Dr. Nichter: Keine Einwendung? 
(Nach einer Pauſe.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, den Rechnungs— 
abſchluſs des Wiener Bürgerſpitalfondes pro 1890 
zu genehmigen. 

16. Neferent Gem. -Rath Voſchan: Wir kommen zum 
letzten Fond, das iſt der Bürgerladfond. Es iſt dies ein kleiner 
Fond, welcher dazu beſtimmt iſt. Bürger, welche noch nicht die 
Eignung beſitzen, in das Bürgerſpital aufgenommen zu werden, 
zu unterſtützen. Die Ausgaben haben 22.535 fl. betragen und das 
Capital betrug mit Ende des Jahres 270.422 fl. Es hat ſich um 
einen kleinen Betrag von 50 fl. vermehrt. Auch bei dieſem Fond 
iſt eine beſondere Bemerkung nicht zu machen und wird der 
Rechnungsabſchluſs dieſes Fondes namens des Stadtrathes der 
Genehmigung des Gemeinderathes empfohlen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Nach einer Pauſe:) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, den Rechnungs⸗ 
abſchluſfs des Wiener Bürgerladfondes pro 1890 zu 
genehmigen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte den Herrn 
Gem.⸗Rath Müller, zu referieren. 

17. Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Geſchäftszahl 895. 
Es handelt ſich um eine Baulinienbeſtimmung. Moriz Unterwaldner 
erſucht um Auflaſſung einer Baulinie, welche zwiſchen der Aſpangbahn 
und dem Staatsbahnhof gelegen iſt. Es handelt ſich um Auf 
laſſung einer bereits beſtimmten kleinen Strecke einer Baulinie, 
welche derzeit eine Sackgaſſe bildet, und zwar iſt dieſe Baulinie 
derart gelegen, daſs fie weder nach der einen noch anderen Seite 
eine Fortſetzung findet. Auf der einen Seite iſt die Aſpaugbahn, 
auf der anderen Seite die Staatsbahn, daher iſt eine Fortſetzung 
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weder nach der einen noch anderen Seite möglich. Dieſe Gaſſe 
geht nun über einen im Plane roth laſierten Grund, der einem 
gewiſſen Unterwaldner gehört, der 0 
dieſer Straße einreicht. Nachdem eine Fortſetzung der Gaſſe nicht 
möglich iſt und auch weder aus öffentlichen noch aus ſonſtigen 
Rückſichten nothwendig erſcheint, beantragt der Stadtrath, dieſe 
Gaſſe aufzulaſſen, und erſuche ich Sie, dieſem Antrag Ihre Zu— 


ſtimmung zu geben. — Einverſtanden. 


Es wurde daher beſchloſſen, 
Realität Parc. 428 und 429 in Simmering am 
„Oberen Geiſelberg“ projectierten Straßenzug auf— 
zu laſſen. 


18. Referent Gem.-Nath J. Müller: Ich habe weiters 
über eine Baulinienbeſtimmung zu referieren. Die bezüglichen Pläne 
befinden ſich in den Händen der Herren. Es iſt dies die Baulinie 
in Ottakring zwiſchen der Ottakringer Hauptſtraße und Bachgaſſe. 
Die Baulinie in dieſer Gegend wurde im Jahre 1882 beſtimmt, 
jedoch mit Ausnahme der Blumberggaſſe, und zwar deshalb, weil 
ſie ſeinerzeit in ſehr ſchmaler Breite angetragen worden iſt. Dieſe 
Gaſſe hat nämlich derzeit eine Breite von 8 ½ bis 9 oder 10 m, 
eine Breite, welche einerſeits gegen das Baugeſetz verſtoßt, anderer- 
ſeits auch deshalb unzuläſſig iſt, weil eine Frequenz in einer derartig 
ſchmalen Gaſſe nicht gut möglich iſt. Der Stadtrath hat daher den 
Beſchluſs gefaſt, die Baulinie dort fo zu beſtimmen, daſs ſie gleich— 
mäßig von der Achſe der Straße aus nach beiden Richtungen 
gemacht wird, jo dass die Zurückrückung bis zur Straßenbreite 
von 12 m auf beiden Seiten gleich vertheilt wird. 

Nachdem dies das Minimum der Straßenbreite iſt, welches 
hier angewendet werden ſoll, da die Straße keine ſehr frequente iſt, 
ſo hat der Stadtrath beſchloſſen, die Baulinie zwiſchen der Otta— 
kringer- und Bachgaſſe, jo wie fie im Plane roth eingezeichnet iſt, 
und zwar mit 12 m Breite zu beſtimmen, und ich erſuche, 
auch dieſen Antrag anzunehmen. — Ein verſtanden. 

Es wurde daher beſchloſſen, es ſei die Be: 

ſtimmung der Baulinie à de bfg hc und ik m 

Straßenbreite von 12 m für die 
Blumberg gaſſe in Ottakring zu genehmigen. 


19. Referent Gem. Nath Schneiderhan referiert ad 
St.⸗R.⸗Z. 895. 

Ich habe die Ehre, über das Anſuchen des Verſchönerungs— 
Vereines in Altmannsdorf um eine Subvention zu referieren. 
Dieſer Verein hat, wie den Herren, welche die Situation kennen, 
erinnerlich ſein wird, an dem Acker, der zwiſchen dem Südbahn— 
einſchnitte und der Breitenfurtherſtraße liegt, Baumpflanzungen, und 
zwar von Altmannsdorf bis zur Philadelphiabrücke angelegt, theil— 
weiſe aus eigenen Mitteln, theilweiſe durch Unterſtützung der ehe— 
maligen Gemeinde Meidling. Er hat von der Gemeinde Altmanns⸗ 
dorf bisher eine jährliche Subvention von 150 fl. und von der 
Gemeinde Meidling zu dem Ackerpacht, welchen die Südbahn in 
Anbetracht des Zweckes der Verſchönerung der Gegend nur mit 
50 fl. bemaß, einen Beitrag von 50 fl. erhalten. 

Dieſe Subventionen der einzelnen Gemeinden fallen nun weg 
und deshalb tritt der Verein an die Gemeinde Wien mit der 
Bitte heran, eine jährliche Subvention von 170 fl. und zur Ein⸗ 
richtung des ſogenannten Kinderparkes, der von Altmannsdorf auf- 
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wärts angelegt wird, einen Betrag von 250 fl., und zwar zur 
Anſchaffung von Sitzbänken, zu bewilligen. 

Im Stadtrathe wurde die Sache berathen und nachdem man 
zur Überzeugung gekommen iſt, daſs die Anlagen erhalten werden 
ſollen, daßs es wünſchenswert iſt zur Verſchönerung der Gegend, 
und nachdem Altmannsdorf keinen für die Spiele der Kinder ge— 
widmeten Platz hat, beantragt der Stadtrath: „es ſei eine 
Subvention von 170 fl., wie ſie die früheren Gemein— 
den gegeben haben, auf drei Jahre zu gewähren und 
für die Anfhaffung der Bänke eine einmalige Sub: 
vention von 250 fl. zu bewilligen.“ Im Intereſſe der 
Sache bitte ich Sie, dieſer Sache zuzuſtimmen. 


Vice-ürgermeiſter Dr. Richter. Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich bitte 
ſohin die Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

a) Es ſei dem gedachten Vereine pro 1892, 1893 
und 1894 eine Subvention von je 170 fl. mit 
dem Vorbehalte zu bewilligen, daſs dieſe Sub- 
vention in den Jahren 1893 und 1894 widerrufen 
werden kaun, wenn ſich in den Verhältniſſen oder 
in der Gebarung des Vereines eine hiezu Ver— 
anlaſſung bietende Veränderung ergeben ſollte; 
der Verein hat alljährlich der Gemeinde ſeinen 
Rechenſchafts- und Gebarungsbericht vorzulegen. 
Die Subventionsbeträge ſeien budgetmäßig ſicher— 
zuſtellen. 


b) Ferner ſei dem Vereine zur Anſchaffung von Sitz— 
bänken in den von ihm hergeſtellten Anlagen eine 
einmalige Subvention von 250 fl. zu bewilligen 
und dieſer Betrag in das Budget pro 1892 ein— 
zuſtellen. 


20. Referent Hem.⸗Nath Witzelsberger: Ich habe die Ehre, 
zur G.⸗R.⸗Z. 3812 über Folgendes zu referieren: Im Jahre 1884 
wurden außer den bereits verſicherten 2000 Jungſchweinen noch 
weitere 2000 Stück in die Verſicherung durch die Verſicherungs— 
anſtalt „Phönix“ einbezogen für den Wert von 60.000 fl., und 
zwar vom 1. December 1884 auf ſieben Jahre gegen eine Prämie 
von 614 fl. 50 kr., von welcher die eine Hälfte am 1. De⸗ 
cember 1884 und die andere am 1. December 1885 entrichtet 
wurde. Die betreffende Verſicherungspolizze iſt ſeit 1. December 
v. J. abgelaufen. Vorſichtshalber hat der Magiſtrat, damit die 
Gemeinde bei einem allfälligen Malheur nicht zu Schaden komme, 
die Verſicherung ſofort ohne Bewilligung des Gemeinderathes 
aufgenommen. Die Verſicherung wurde vom Magiſtrate ſowie bei 
früheren Gemeinderaths-Beſchlüſſen auf ſieben Jahre geſchloſſen und 
hat der Stadtrath infolge deſſen folgenden Beſchluſs gefafst: „es 
ſei die Verſicherung von 2000 Jungſchweinen am Vieh— 
markte bei der Geſellſchaft „Phönix“ auf ſieben Jahre vom 
1. December 1891 bis 1. December 1898 gegen eine 
Prämie von 614 fl. 50 kr. nachträglich zu genehmigen.“ 
Ich bitte die Zuſtimmung zur Nachverſicherung zu ertheilen. 
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Gem.-Nath Värtl: Ich glaube, der Herr Referent wird in 
der Lage fein zu beſtätigen, dass dieſe Prämie an die Gemeinde 
von den Eigenthümern der Schweine wieder zurückzuerſetzen iſt. 

Referent: Im Referate kommt von dem nichts vor. 

Gem.-Nath Bärll: Das iſt ſehr bedauerlich. Die Gemeinde 


Wien, die dieſe Prämie aus ihrer Caſſa bezahlt, muſs das doch 


zurückbekommen. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Es wird erſetzt. — Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. Bitte die Herren, welche dem Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, es ſei die Ver— 
ſicherung von 2000 Jungſchweinen am Viehmarkte 
bei der Geſellſchaft „Phönix“ auf ſieben Jahre vom 


1. December 1891 bis 1. December 1898 gegen 
eine Prämie von 614 fl. 50 kr. nachträglich zu 
genehmigen. 


21. Referent Gem.-Nath Witzelsberger: Ich habe weiter 
zur G.⸗R.⸗Z. 77 zu referieren. 

Der Frauen-Wohlthätigkeitsverein in Ottakring hat ſeit Jahren 
eine Subvention von 30 fl. bekommen. Er hat auch für das 
Jahr 1891 um eine Subvention angeſucht. Dieſer Frauen-Wohl— 
thätigkeitsverein wirkt in außerordentlich wohlthätiger Weiſe und 


nachdem ſeit Jahren dieſe Subvention immer nur 30 fl. betragen | 


hat, ein Anſuchen um einen höheren Betrag nicht geſtellt wurde, 
hat ſich auch der Stadtrath nicht veranlasst geſehen, einen Antrag 
auf einen höheren Betrag zu ſtellen. Ich bitte daher im Sinne 
des Stadtraths-Antrages dem Vereine eine Subvention von 
30 fl. zu ertheilen. 

Gem.-Nath Värtl: 30 fl. iſt doch ein biſschen zu minimal; 
ich beantrage eine Subvention von 50 fl. 

Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich glaube, es 
liegt kein Grund zu einem derartigen Antrage vor, nachdem die 
Subvention immer in dieſer Höhe gegeben wurde und eine höhere 
Summe nicht beantragt wird. Ich bitte daher, den Referenten 
Antrag anzunehmen. 

Gem.-Rath Ventnitz: Ich glaube, daſßs von den Herren, 
denen die außerordentliche Wirkſamkeit dieſes Frauen-Wohlthätig⸗ 
keitsvereines bekannt iſt, niemand im Zweifel iſt, dajs dieſen 50 fl., 
welche Herr Gem.-Rath Bärtl beantragt hat, zuzuſtimmen ſei. 
Ich erlaube mir daher, den Antrag des Herrn Gem.-Rathes 
Bärtl zu unterſtützen. 


Referent: Ich habe den Autrag des Stadtrathes zu ver— 
treten und mache die Herren nur darauf aufmerkſam, daſs ſehr 
viele Vereine noch kommen werden, die bis jetzt noch nicht gekommen 
ſind. Wenn Sie ſo gütig ſein wollen, dem Vereine mehr zu geben, 
ſo werde ich dagegen nichts einwenden, aber ich habe die Aufgabe, 
den Beſchluſs des Stadtrathes hier zu vertreten und bitte, demſelben 
Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt ein Gegen⸗Antrag 
geſtellt: Bewilligung einer Subvention von 50 fl.; ich bringe 
dieſe Summe, als die höhere, zuerſt zur Abſtimmung. 

Ich bitte jene Herren, welche dieſe Summe bewilligen wollen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 

Es iſt die Minorität. — Der Gegen-Antrag iſt abgelehnt. 


Ich bitte jene Herren, welche dem Antrage des Referenten 
auf Bewilligung von 30 fl. zuſtimmen wollen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Frauen— 
Wohlthätigkeitsvereine in Ottakring pro 1891 eine 
Subvention von 30 fl. zu gewähren. 


22. Referent Gem. Bath Witzelsberger: ad Z. 6096. 
In der Gemeinderaths⸗-Sitzung vom 25. September 1891 brachte 
der St.⸗R. v. Götz den Antrag ein: Es ſei der im Jahre 1888 
gegründeten freiwilligen Rettungs-Geſellſchaft in Unter-St. Veit eine 
Subvention zu bewilligen. Zur Motivierung wurde betont, daßs 
dieſer Verein, von deſſen 48 Mitgliedern 23 der Schutz- und 15 der 
Rettungsmannſchaft angehören, nicht nur in Unter-St. Veit, 
ſondern auch in weitem Umkreiſe, in 545 Fällen die erſte Hilfe 
leiſtete, wobei der Ambulanzwagen 137mal in Verwendung kam. 

Außerdem ſtellt das Rettungs-Corps bei allen Unglücksfällen 
eine fliegende Ambulanz auf, fo dass fie eine dringende Nothwendig— 
keit für den Bezirk geworden iſt, umſomehr, als deſſen weite Ent— 
fernung eine raſche Hilfe der Wiener Freiwilligen Rettungs-Geſell⸗ 
ſchaft rein unmöglich macht. 

Der Stadtrath hat nach genauer Berathung den Entſchluſs 
gefaſst, der Freiwilligen Rettungs-Geſellſchaft in Unter-St. Veit 
eine Subvention von 200 fl. zu bewilligen. 

Wie Sie entnommen haben, wirkt dieſe Rettungs-Geſellſchaft 
in außerordentlich ſegensreicher Weiſe. 

Es wurden dem Vereine auch die Subventionen, die er in 
den allerkleinſten Beträgen bekommen hat, zum Theil entzogen, 
weil die Leute, welche früher die Subventionen gaben, ſagen: „weil 
Ihr jetzt in Groß-Wien ſeid, leiſten wir nichts mehr.“ 

Ich würde Sie daher bitten, dem Antrage des Stadtrathes, 
es ſei der freiwilligen Rettungs-Geſellſchaft und Schutzmannſchaft 
in Unter⸗St. Veit eine Subvention von 200 fl. zu gewähren, 
Ihre Zuſtimmung zu ertheilen. 


Gem.-Nath Silberer: Ich werde für den Antrag des 
Stadtrathes ſtimmen und habe nur das Wort ergriffen, um meinem 
Bedauern darüber Ausdruck zu geben, daſs dieſer kleine Rettungs— 
verein ſchon mit einer Subvention betheilt wird, während das 
Referat über die Wiener Freiwillige Rettungs-Geſellſchaft noch 
immer ausſteht. Ich benütze nun dieſen Anlass, die Bitte an das 
Präſidium und an den Stadtrath zu ſtellen, dass der Gegenſtand 
eheſtens zum Referate kommen möge, das iſt nicht nur ein Wunſch 
der Majorität des Gemeinderathes, ſondern auch ein dringender 
Wunſch der Bevölkerung, dass endlich hier mit der Rettungs- 
Geſellſchaft reiner Tiſch gemacht werde. (Bravo!) 


Gem.-Nath Dr. v. Billing: Da ich die Ehre, habe Referent 
dieſer Angelegenheit zu fein, jo gebe ich die Aufklärung, dass der 
Stadtrath nur gewünſcht hat, es möge uns der nicht vorgelegte 
Rechnungsabſchluſs zu Handen gegeben werden, damit wir in der 
Lage ſind, uns über die Geldgebarung des Vereines ein Urtheil 
zu bilden. Dieſer Rechnungsabſchluſs iſt heute eingelangt und 


morgen oder übermorgen werde ich die Ehre haben, im Stadtrathe 


darüber zu referieren. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort. (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich 
bringe den Antrag des Referenten auf die Bewilligung einer Sub— 
vention von 200 fl. zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, 
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welche dem zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) An- 
genommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, der freiwilligen 
Rettungs- und Schutzmanuſchaft in Unter-St. Veit 
eine Subvention von 200 fl. pro 1892 zu gewähren. 


23. Referent Gem.-Nath Vaugoin: 3. 1135. Der Aſyl⸗ 
verein für Obdachloſe erſucht um eine erhöhte Subvention. Dieſer 
Verein, welcher ſeit dem Jahre 1870 beſteht und deſſen Wirkſamkeit 
allerſeits anerkannt wird — ein Jahresbericht liegt vor — hat 
bis jetzt, und zwar für das Triennium 1889/90/91 vom Gemeinde— 
rathe eine Subvention in der Höhe von 200 fl. erhalten. 

Nun haben bisher eine Reihe von Gemeinden, und zwar die 
ehemaligen Gemeinden Simmering, Unter-Meidling, Gaudenzdorf, 
Sechshaus, Fünfhaus, Rudolfsheim, Neulerchenfeld, Ottakring, 
Hernals und Währing dieſen Verein ſubventioniert. 

Durch die Einverleibung dieſer Gemeinden, welche bisher 
dieſen Verein mit 220 fl. pro Jahr ſubventioniert haben, entfällt 
nunmehr deren Subvention für das Jahr 1892. Der Verein bittet, 
der Löbliche Gemeinderath möge die Subvention für das Jahr 1892, 
die bereits mit 200 fl. bewilligt wurde, um dieſe 220 fl. erhöhen. 
Der Stadtrath beantragt, dieſem Wunſche Rechnung zu tragen 
und ich beantrage im Namen des Stadtrathes, die 
Subvention um 220 fl. zu erhöhen. Ich bitte um Ihre 
Zuſtimmung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wenn keine Einwendung 
erhoben wird, ſo erſuche ich jene Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, die Subvention 
des Aſylvereines für Obdachloſe für das Jahr 1892 
um 220 fl. zu erhöhen. 


24. Referent Gem.-Rath Nückauf: Zahl 946. Ich habe 
die Ehre, zu referieren über ein Subventionsgeſuch des St. Joſef 
von Arimathäa⸗Vereines. Der Zweck und die Wirkſamkeit dieſes 
Vereines iſt wohl allbekannt. Er übt den letzten Act der Barm— 
herzigkeit an den auch im Tode Verlaſſenen durch unentgeltliche 
Beiſtellung von Särgen aus. Er hat im vergangenen Jahre 
5400 Särge beigeſtellt und bittet, nachdem er früher eine Sub— 
vention ſeitens der Commune von 200 fl. erhielt, von den Vor— 
orten zuſammen auch eine Subvention von 200 fl., die Vororte 
nunmehr aber einverleibt ſind, dieſe Summe ſeitens der Commune 
Wien auf 400 fl. zu erhöhen. Mit Rückſicht darauf, daßs der 
Vorſtand erklärt hat, auch in den Bezirken XI bis XIX die 
Särge unentgeltlich beizuſtellen, beantragt der Stadtrath, dafs die 
Summe auf 400 fl. erhöht werde. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Richter: Sind die Herren damit 
einverſtanden? (Zuſtimmung.) Wenn keine Einwendung erhoben 
wird, ſo erkläre ich dieſen Antrag für angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem St. Joſef von 
Ari mathäa-Vereine eine Subvention von 400 fl. pro 
1892 zu gewähren. 

25. Referent Gem.-Rath Dr. Grübl: Den geehrten 
Herren iſt bekannt, dass der Ackerbauminiſter vor einiger Zeit 
das Erſuchen an den Herrn Bürgermeiſter gerichtet hat, er möge 
die Wohlmeinung des Gemeinderathes über die Abſicht des Ackerbau— 
miniſters einholen, den § 3 der gegenwärtigen Viehmarktordnung 
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abzuändern, und zwar in dem Sinne, dajs der Kaufpreis am 
Schlachtviehmarkte nur excluſive der Verzehrungsſteuer feſtgeſetzt werden 
könne. Der Gemeinderath hat ſich in dem Sinne geäußert und ſeine 
Wohlmeinung dahin abgegeben, dass die Feſtſtellung des Preiſes 
dem Belieben der Marktparteien anheimgegeben werden ſoll, 
während der Ackerbauminiſter gewünſcht hat, daſs die Beſtimmung 
des Preiſes nur excluſive der Steuer ſtattfinden ſoll, fo daſs der— 
jenige, der das Vieh gekauft hat, dann erſt die Steuer zu ent— 
richten haben ſoll. 

Nunmehr hat der Ackerbauminiſter an den Gemeinderath die 
Mittheilung gelangen laſſen, dass er dieſe Außerung des Gemeinde: 
rathes in reifliche Überlegung gezogen habe, dafs er aber trotz 
genauer Erwägung aller von der Gemeindevertretung angeführten 
Umſtände doch zu dem Entſchluſſe gekommen ſei, den §S 3 in der von 
ihm beabſichtigten Weiſe abzuändern. Es wird in dieſem Erlaſſe 
näher ausgeführt, daſs er die Bedenken des Gemeinderathes in 
Betreff der Competenz der Miniſterien nicht theile, dann werden Zweck— 
mäßigkeitsgründe angeführt, welche den Herrn Miniſter beſtimmen, 
den § 3 in der von ihm beabſichtigten Weiſe zu ändern. Es wird 
unter Einem mitgetheilt, dass gleichzeitig mit dieſem Erlaſſe eine 
Verordnung der Miniſterien des Innern, des Handels und des Acker— 
baues vom 30. Jänner 1892 verlautbart geworden ſei, woraus 
ſich ergibt, daſs verordnet worden iſt, daſs in Zukunft der Kauf— 
preis für Vieh nur excluſive der Verzehrungsſteuer feſtzuſtellen 


und zu notieren ſei. 


Der Stadtrath hat ſich mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt 
und war der Meinung, dass ſich heute ein endgiltiges Urtheil 
darüber nicht abgeben laſſen könne, in welcher Weiſe dieſer Streit 
beim Verwaltungsgerichtshof entſchieden werden wird. Es läjst ſich 
ja darüber ſtreiten, ob die Miniſterien competent ſind oder nicht. 
Während eine große Anzahl von Juriſten, welche dem Gemeinde— 
rathe angehören, von jeher die Anſicht vertreten haben, dass die 
Miniſterien nicht competent ſeien, haben die Miniſterien die Anſicht, 
ſie ſeien competent. Nun iſt es zweifelsohne richtig, dass die Streit- 
frage endlich einmal entſchieden werden ſoll, weil es doch nothwendig 
iſt, zu wiſſen, wem die Verantwortung für alle Verfügungen trifft, 
welche auf dem Markte zur Regelung des Marktweſens zu treffen 
ſind. Um dieſe Streitfrage und um die damit zuſammenhängenden 
Conſequenzen endlich definitiv zur Entſcheidung zu bringen, hat 
der Stadtrath geglaubt, es wäre zweckmäßig, den Antrag zu ſtellen, 
dafs die Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof ergriffen werde. 
Ich bitte um Genehmigung dieſes Antrages. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, in 
durch das k. k. Ackerbauminiſterium getroffenen 
Abänderung des 8 3 der Marktordnung für den 
Central⸗Viehmarkt pet. Verkauf 


Keine Einwendung. 


Anſehung der 


von Vieh excluſive 
Verzehrungsſteuer die Beſchwerde an den Verwaltungs: 
gerichtshof zu ergreifen. 

26. Referent Gem.-Nath Ritt. v. Goldſchmidt: Nr. 79 
vom Jahre 1891. In der Schule Pazmaniengaſſe 17 und Darwin⸗ 
gaſſe 14 exiſtiert ein Übelſtand, auf welchen der Ortsſchulrath 
ſchon im vergangenen Jahre aufmerkſam gemacht hat. Der Turn— 
ſaal daſelbſt iſt nicht hinreichend geräumig. Der Ortsſchulrath hat 


daher ſchon im vergangenen Jahre eine diesbezügliche Eingabe 
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gemacht; dieſelbe hat den weiteren Amtsgang durchgemacht, der 
k. k. Schulinſpector hat ſich in gleichem Sinne geäußert, und das 
Reſultat dieſer Eingabe und eines Localaugenſcheines war, daßs 
thatſächlich eine totale Unzulänglichkeit der Räume conſtatiert 
worden iſt. Es iſt an circa 1100 Kinder Turnunterricht während 
30 Stunden in der Woche zu ertheilen. Das iſt undenkbar, auch 
wenn dieſer Turnſaal bis an die äußerſte Grenze ausgenützt wird. 
Es wurde nun in der Umgebung Umſchau gehalten; dort gibt es 
allerdings diverſe Schulen, ſogar in größerer Anzahl, aber jede 
derſelben iſt ſo überlaſtet, daſs die Verwendung der dortigen Turn— 
ſäle unmöglich iſt. Nun iſt eine Erweiterung des Turnſaales in 
dem fraglichen Schulhauſe dadurch möglich, dass über dem bereits 
beſtehenden Turnſaale, der einen Parterre-Seitentract bildet, ein 
zweiter Turnſaal errichtet wird. 

Die diesbezügliche Skizze und der Koſtenvoranſchlag liegen 
vor. Das Project iſt höchſt einfach, der Tramboden des Turnſaales 
wird abgenommen, eine neue Deckenconſtruction zwiſchen Traverſen 
eingelegt und das Dach, welches ein Blechdach iſt, um einen Stock 
höher verlegt. Die Geſammtkoſten ſtellen ſich auf 7432 fl. 79 kr. 

Nachdem die Nothwendigkeit einer Vergrößerung der vor— 
handenen Turnräume erwieſen iſt, nachdem das Project höchſt einfach 
iſt, von allen Seiten die Zuſtimmung vorliegt und nur aus dem 
Grunde im vergangenen Jahre nicht an den Gemeinderath heran— 
getreten wurde, weil die Gelder nicht bewilligt waren, ſo habe ich 
die Aufgabe namens des Stadtrathes nunmehr, wo es ſich um 
die Feſtſtellung des Budgets handelt, zu beantragen, den Turnſaal 
zu erweitern, das Project zu genehmigen und den Betrag von 
7432 fl. 79 kr. in das diesjährige Budget einſtellen laſſen zu 
wollen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, 
des Turnſaales nach dem vorgelegten Projecte (Auf— 
ſetzung eines Stockwerkes auf den ebenerdigen Turn— 


Keine Einwendung. 


die Ausführung 


ſaaltract) ſei zu genehmigen, die Ausführung des— 
ſelben ſoll jedoch erſt im Jahre 1892 erfolgen, 
nachdem das Erfordernis per 7432 fl. 79 kr. in 
das Budget pro 1892 eingeſtellt ſein wird. 


27. Referent Gem.-Rath Dr. v. Billing: Beilage 20. 
Es handelt ſich um die nothwendig gewordene Vermehrung des 
Beamtenperſonales auf dem Central-Friedhofe. Zur Zeit, als die 
Gemeinde von den beiden Todtengräbern Stockinger und Lang 
die Beſorgung der Ausſchmückung der Gräber übernommen hatte, 
waren daſelbſt vier Beamte mit 1100 fl., beziehungsweiſe 900 fl., 
850 fl. und 700 fl. nebſt einem 30percentigen Quartiergelde beſchäftigt. 
Der Vertrag, den die Gemeinde mit denſelben geſchloſſen hat, kann 
beiderſeits dreimonatlich gekündigt werden. Nun hat es ſich heraus— 
geſtellt, daſs das Geſchäft der Gräberausſchmückung, welches ſowohl 
den Dienſt im ſtädtiſchen Bureau wie am Central-Friedhofe in 
Anſpruch nimmt, einen geradezu ungeahnten Aufſchwung genommen 
hat; ſo ſind im Jahre 1889 im ganzen 21.200 Anmeldungen, 
beziehungsweiſe Beſtellungen gekommen, welche in einem Jahre, ohne 
daſs in dieſer Richtung ſchon die Vororte mitgewirkt hätten, bis 
auf 23.900 gewachſen ſind. Die Einnahmen haben ſich von 
142.900 fl. auf 163.290 fl. gehoben. Aus dieſen Zuſammen— 
ſtellungen ſieht man ſchon, daſs die Beamten in der That ſehr 


angeſtrengt waren, und geht der Beweis für dieſe Anſtrengung 
noch weiters aus der Zuſammenſtellung der täglichen Arbeitsdauer 
hervor. Die Betreffenden arbeiteten an 90 Tagen täglich 10 Stunden, 
an 30 Tagen täglich 13 Stunden, an 51 Tagen 17 Stunden, 
an 41 Tagen 13 Stunden, an 61 Tagen 12 Stunden, an 20 Tagen 
14 Stunden, an 11 Tagen 17 Stunden, an 2 Tagen 21 Stunden, 
an einem Tage, am Allerſeelentage, waren fie den ganzen Tag und 
die ganze Nacht im Dienſte. Das iſt in der That ein Bild der 
Anſtrengung, welches einer Abhilfe bedarf. Der Magiſtrat hat 
gewünſcht, es möge die Zahl der Beamten um drei vermehrt 
werden. Der Stadtrath iſt aber auf dieſe Vermehrung nicht fofort 
eingegangen, weil er meinte, dass vorläufig eine Vermehrung um 
zwei Individuen gewährt würde und wenn damit nicht das Aus— 
kommen gefunden werden ſollte, für eine gewiſſe vorübergehende 
Zeit immerhin eine Aushilfskraft durch den Stadtrath zugewieſen 
werden könnte. Auf Grund dieſer Erwägungen iſt der Stadtrath 
zu dem Antrage gelangt, welcher Ihnen bereits vorliegt und welcher 
dahin geht, es möge die Aufnahme zwei neuer Beamten mit 700 fl. 
Gehalt 30 Percent Quartiergeld und dreimonatliche Kündigung 
bewilligt werden und es möge dem Magiſtrate überlaſſen bleiben, 
in Fällen beſonderer Noth an den Stadtrath heranzutreten, um 
eine vorübergehende Aushilfskraft in Anſpruch zu nehmen, indem 
hiemit dem Bedarfe ebenſo wie der Sparſamkeit Rechnung getragen 
wird. Ich bitte um Annahme des Antrages. | 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) 


Ich bitte jene Herren, welche ihre Zuſtimmung geben, die 
Hand zu erheben. — Der Antrag iſt angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 


Auf Bewilligung von zwei Arbeitskräften mit 
dem Jahresbezuge von 700 fl. nebſt 30 igem 
Quartiergelde unter den nämlichen Bedingungen, 


wie ſelbe für die bisherigen Friedhofbeamten Gel— 
tung haben, und mit der Weiſung, dass der Magi— 
ſtrat, falls ſich zu gewiſſen Zeiten ein außergewöhn— 
licher, mit ſechs Arbeitskräften nicht zu bewältigender 
Geſchäftsandrang ſollte, wegen zeitweiſer 
Beſtellung einer Aushilfe an den Stadtrath heran: 
zutreten haben wird. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte den Herrn 
Gem.⸗Rath Wurm, zu referieren. 

28. Referent Gem. -Nalh Wurm: St.⸗R.⸗Z. 893, Bei⸗ 
lage Nr. 41. Es handelt ſich hier um eine Grundentſchädigung für 
die Durchführung der Dreilaufergaſſe. Karl Feder und Conſorten 
ſind um die Grundentſchädigung für jene Häuſer, welche demoliert 
werden müſſen, um die Verbindung zu ernöglichen, eingeſchritten. 
Nach § 12 der Bauordnung iſt es möglich, dafs. ſchon vor der 
Demolierung und dem Neubaue die Grundentſchädigung feſtgeſetzt 
werde. Die Eigenthümer der Häuſer Nr. 22 und 24 in der 
Neubaugaſſe waren von jeher gegen die Durchführung der Drei— 
laufergaſſe und ſind bis an den Verwaltungsgerichtshof gegangen, 
um die Durchführung der Dreilaufergaſſe zu vereiteln. Als es 
ihnen nicht gelang, als ſie in allen Inſtanzen abgewieſen worden 
waren, haben ſie ſich an den Gemeinderath um Abſchwenkung der 
Baulinie gewendet. Die Baulinie iſt nämlich derart beſtimmt, 


ergeben 
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dafs die beiden Häuſer Nr. 22 und 24 nach der Demolierung wird wieder der Fall vorkommen, wo ich darauf hinweiſen kann: Sehen 
nicht mehr zu verbauende Plätze zurückgelaſſen hätten, wenn die Sie, meine Herren, das macht das Präjudiz, weil Sie ſeinerzeit 


Straße durchgeführt worden wäre. 

Nun iſt die Baulinie im Sinne der Geſuchſteller derart ab— 
gelenkt worden, daſs das Haus Nr. 24 verbaut werden kann. 
Nach den Verhandlungen, welche der Magiſtrat mit den Eigen— 
thümern der Häuſer Nr. 22 und 24 geführt hat, wurde von den 
Eigenthümern eine ziemlich hohe Entſchädigungsſumme verlangt, 
nämlich 65 fl. per m?. Sie weiſen darauf hin, dass ähnliche Fälle 
vorgekommen find, und dafs fie durch die Durchführung der Straße 
beſonders geſchädigt ſind, weil das nicht ihrem Intereſſe entſpricht. 
Nun, die Schätzmeiſter haben die abgetretenen Flächen niedriger 
geſchätzt; ſie haben die Fläche, welche vom Hauſe Nr. 22 abzu— 
treten iſt und welche faſt gänzlich in die Straße fällt, mit 42 fl. 
bewertet — dieſe Fläche miſst 483 m? — und jene kleine Fläche, 
welche vom Hauſe Nr. 24 abzutreten iſt, mit 38 fl., ſie miſst 
nur 817m? Alſo der größte Theil der abzutretenden Fläche iſt 
mit 42 fl. geſchätzt. 

Nach langwierigen Verhandlungen iſt es endlich gelungen, 
die Eigenthümer der beiden Häuſer von ihrer urſprünglichen Forde— 
rung von 65 fl. für den m? weſentlich herabzubringen und fie zu 
bewegen, mit einer Schadloshaltung von 49 fl. per me vorlieb 
zu nehmen. 

Nachdem die Durchführung dieſer Straße gewijs im öffent— 
lichen Intereſſe gelegen und wünſchenswert iſt, empfiehlt der Stadt— 
rath die Annahme dieſes Ablöſungsprojectes und infolge deſſen 
den Antrag (liest): 

„Den Eigenthümern der Häuſer Nr. 22 und 24 
Neubaugaſſe ſei aus Aulaſs der Durchführung der 
Dreilaufergaſſe dieſer Realitäten der im Ausmaße von 
564-7 m? in dem neuen Straßentheile und im Aus— 
maße von 5-92 m? in der Neubanugaſſe abzutretende 
Grund mit 49 fl. per m' zu entſchädigen. 

Die Auszahlung des Schadloshaltungsbetrages iſt 
nach erfolgten Umbaue des Hauſes Nr. 24 und nach 
geſchehener koſten- und laſtenfreier Abſchreibung des 
Straßengrundes und nach erfolgter Übergabe desſelben 
in den phyſiſchen Beſitz der Gemeinde zu leiſten.“ 

Ich bitte, den Antrag anzunehmen. 

Gem.-Nath Värkl: Ich kann zu dieſem Antrage meine 
Zuſtimmung nicht geben. Solche Geſchäftsſtücke waren früher in 
der Finanzſection und wir haben uns dabei immer an die Schätzung 
gehalten. Die Schätzleute ſind beeidet, ſie kennen auch die Sachlage 
und haben auch die nöthige Überſicht. Wenn Sie heute von 42 auf 
49 fl. gehen, fo fürchte ich, dafs für die Folge ein Präjudiz 
geſchaffen und daſs dann kein Halt mehr fein wird.. Wenn Sie 
den Schätzleuten nicht trauen und bei den Verhandlungen einen 
höheren Preis geben — wohin führt denn das? Die Eigenthümer 
ſind ja niemals zufrieden, das iſt richtig; je mehr deſto beſſer; allein 
man mußs ſich auf die Schäglente verlaſſen und das haben wir 
bis jetzt immer gethan. Es iſt eine Abweichung nur ſelten vor— 
gekommen; ſeit einer Reihe von Jahren kenne ich höchſtens zwei 
Fälle, welche eclatant waren und wo man durch Verhandlungen 
dazu gekommen iſt, daſs eine höhere Entſchädigung gegeben wurde. 
Sonft aber wurde immer nur das bewilligt, was die Schätzleute 
beantragt hatten. 

Ich weiß wohl, es wird nichts nützen, wenn ich einen Antrag 


ſtelle, aber mindeſtens enthalte ich mich der Abſtimmung, denn es 


| mehr gegeben haben, als die Schätzleute beantragt hatten. 


Ich bin alſo entſchieden dagegen und werde auch dagegen 
ſtimmen. 

Referent: Ich mußs betonen, daßs es im höchſten Intereſſe 
der Gemeinde iſt, das dieſe Transaction zuſtande komme. Denn 
die Eigenthümer wollen durchaus nicht die Gaſſe, und wenn wir 
noch weitere Schwierigkeiten machen, ſo kommen ſie um Adaptierung 
des Hauſes Nr. 24 ein. 

Wir werden ſie abweiſen und die Baudeputation wird ihnen 
Recht geben, die Folge wird aber fein, dass die Gaſſe nicht durch— 
geführt wird. Ich möchte Sie daher warnen, dieſen Ausgleichs— 
Antrag nicht anzunehmen, denn wenn wir auf dieſes Anbot nicht ein— 
gehen, werden die abzutretenden Flächen gerichtlich geſchätzt werden, 
und die Herren wiſſen recht wohl, daſs in ſolchen Fällen die 
Gemeinde immer ſehr übel fährt. Ich bitte Sie alſo dringend, 
dieſen Antrag des Stadtrathes anzunehmen. g 

Gem.-Rath Zweig: Der Herr College Bärt! kennt wahr: 
ſcheinlich die dortige Situation nicht; er darf nicht vergeſſen, 
dafs das ganze Haus niedergeriſſen wird und hier iſt ein Unter— 
ſchied; es iſt etwas ganz anderes, wenn jemand mit ſeinem Hauſe 
hineinrückt und für den Grund als Straßengrund eine Entſchä— 
digung bekommt, als wenn er das ganze Haus verliert; da mufs er 
doch entſchädigt werden. Ich erinnere mich, daßs die Familie Feder 
ſchon ſeit einer Reihe von Jahren die beiden Häuſer verkaufen 
wollte; ſie hat aber keine Käufer gefunden, weil eben die Er— 
weiterung der Zollergaſſe projectiert iſt. Nachdem ſie keine Käufer 
gefunden hat, iſt ſie um Beſtimmung der Baulinie eingeſchritten. 
Ich habe an den Referenten ſogar die Frage gerichtet: was 
geſchieht, wenn die Baulinie gegeben wird, und die Leute nicht 
bauen? Er hat mir zur Antwort gegeben: ſie werden ſchon an 
die Gemeinde herantreten. Dieſer Wunſch iſt nun heute erfüllt und 
ich glaube alſo, dafs dieſer Preis nur gerechtfertigt iſt. Wenn die 
Schätzleute auch auf 43 und 49 fl. ſchätzen, ſo profitieren die nichts 
davon, weil ſie nur ein ganz kleines Eckhaus bekommen. Denn 
das Haus Nr. 24 hat gar keine Tiefe, es wird ein längliches, 
aber kein tiefes Haus. Ich bitte Sie alſo, den Betrag des Herrn 
Referenten anzunehmen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Iſt keine Einwendung 
mehr? (Niemand meldet ſich.) Dann bitte ich die Herren, die dem 
Herrn Referenten zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Den Eigenthümern der Häuſer Nr. 22 und 24 
Neubaugaſſe ſei Aulaſs der Durchführung der 
Dreilaufergaſſe dieſer Realitäten der im Ausmaße 
von 564.7 m? in dem neuen Straßentheile 
Ausmaße von 592 m? in der Neubaugaſſe abzu— 
tretende Grund mit 49 fl. per m? zu entſchädigen. 

Die Auszahlung des Schadloshaltungsbetrages 
iſt nach erfolgtem Umbaue des Hauſes Nr. 24 und 
nach geſchehener koſten- und laſtenfreier Abihreibung 
des Straßengrundes und nach erfolgter Übergabe 
desſelben in den phyſiſchen Beſitz der Gemeinde zu 
leiſten. 


aus 


und im 
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29. Referent Gem.-Rath Wurm: Zur Zahl 33. Karl Haſſe 
erſucht um Baulinienbeſtimmung für Porzellangaſſe Nr. 10. Es 
handelt ſich hier gleichzeitig um die Durchführung der Müllnergaſſe. 
Die Müllnergaſſe führt von der Pramergaſſe bis zur Grünenthor— 
gaſſe und es iſt auch ein Stück von der Grünenthorgaſſe bis zur 
Porzellangaſſe geführt, aber nicht ganz bis zur Porzellangaſſe, 
weil noch eine. Realität vorſteht. Es hat der Gemeinderath ſich 
ſchon einmal mit der Frage beſchäftigt, ob es nicht wünſchenswert 
wäre, die Müllnergaſſe durchzuführen und hat dieſe Frage im be— 
jahenden Sinne beantwortet, jedoch die Bedingung daran geknüpft, 
daſs die abzutretenden Flächen unentgeltlich an die Gemeinde über— 
gehen. Das war damals nicht zu erreichen, da das Haus Nr. 10 
noch nicht demſelben Eigenthümer gehörte, wie die Häuſer 12 und 
14. Die Eigenthümer der letzteren hatten ſich ſchon damals bereit 
erklärt, den für die Müllnergaſſe abzutretenden Grund umſonſt 
abzutreten, ebenſo der Eigenthümer von Nr. 5 Servitengaſſe, deſſen 
Garten ebenfalls in die Müllnergaſſe fällt. Der Eigenthümer von 
Nr. 10 ſtellte damals hohe Anforderungen. Nachdem nun das 
Haus Nr. 10 ebenfalls in das Eigenthum des Eigenthümers von 
Nr. 12 und 14 übergeht, fo iſt vorauszuſehen, daſs nur eine 
Parcellirung ftattfinden und dass die Gemeinde wirklich umſonſt in 
den Beſitz des Straßengrundes gelangen wird. Demgemäß bean— 
tragt der Stadtrath, für die verlängerte Müllnergaſſe die Bau— 
linie a b und od zu beſtimmen. Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 


Gem.⸗Nath Silberer: Ich habe zu dieſem Referate nur eine 


kleine Anfrage zu ſtellen. Nach dem Referate geht die Achſe der 
neuen Müllnergaſſe dort, wohin der neue Theil kommt, etwas 
weiter nach der Seite, wo die Häuſer in der Servitengaſſe ſtehen 
und nur die Gärten in die Müllnergaſſe münden, während die 
Straßenfront vom Haus Nr. 10 u. ſ. f. weiter hinausgerückt iſt. 
Ich möchte alſo kurz ſagen, dass nach dem vorliegenden Plane 
beiſpielsweiſe der Eigenthümer des Hauſes Nr. 5 einen breiteren 
Grund abzutreten hat, als der Eigenthümer des gegenüberliegenden 
Gartens von Nr. 10. Da möchte ich mir nun die Anfrage er— 
lauben, ob, wie es üblich iſt, feſtgeſtellt wurde, das der Eigen: 
thümer des Gartens von Nr. 10 dem Eigenthümer des Hauſes 
Nr. 5 den betreffenden Grund entſchädigt, um welchen er mehr 
als die übliche Straßenbreite abtreten muſs. 


Referent: Es handelt ſich heute bloß um die Baulinien— 
beſtimmung. Die Grundentſchädigungsfrage habe ich nur geſtreift, um 
zu jagen, dajs die Gemeinde alle dieſe Flächen größtentheils umfonft 
bekommen wird. Die Eigenthümer der Häuſer Nr. 5, 12 und 14 ſind 
bereit, den Grund umſonſt abzutreten. Dieſe Frage iſt aber nicht 
Gegenſtand des heutigen Referates. Wenn ſie zur Sprache kommt, 
ſo wird es ſich nur darum handeln, was mit dem Haufe Nr. 8 
geſchieht, und es wird ſich vielleicht der Eigenthümer von Nr. 10 
beſtimmen laſſen, das Haus Nr. 8 anzukaufen. Alle dieſe Dinge 
bleiben aber der Zukunft vorbehalten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Iſt ſonſt eine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Ich bitte die Herren, die für den Antrag 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: Es werden die 
im Plane a b und ce d bei einer Straßenbreite von 
16 m Linien als Baulinie 
Fortfetzung der Müllnergafſe firiert und die Frage 
der Grundabtretung Parcellierung 


angegebenen für die 


für die der 


A c c FL 


Realitäten Or.⸗Nr. 10, 12 und 14 Porzellangaſſe vor— 
behalten. 

30. Referent Gem.⸗Ralh Wurm: Nr. 621, Beilage Nr. 30. 
Es handelt ſich um eine kleine Baulinienänderung, nämlich in 
der Rötzergaſſe in Hernals, auf den ſogenannten Anger'ſchen 
Gründen. Die Rötzergaſſe hat in ihrem Beginne eine Breite von 
80, in ihrem Ende wiederum eine Breite von 8“. Dazwiſchen 
liegt jedoch ein 10“ breites Stück. Die Urſache davon iſt, dajs 
der überwölbte Alſerbach durch einen Theil der Rötzergaſſe geführt 
werden mußte. Nun wird aber der Alſerbach über den im Plane 
bezeichneten freien Platz und dann in die Rötzergaſſe geführt, und 
das Stück zwiſchen der Comeniusgaſſe und dem freien Platz iſt 
von dem überwölbten Alſerbach vollkommen frei. Es iſt daher 
nicht nothwendig, auch für den letztern Theil der Gaſſe die größere 
Breite von 10“ beizubehalten und es iſt auch jedenfalls hübſcher, 
wenn ſich die Differenz der Breite auf dem großen freien Platze 
ausgleicht, als in einer verhältnismäßig engen Gaſſe; daher wird 
vom Stadtrath beantragt, anſtatt der Baulinie A B die Linie 
C und die kleine Comeniusgaſſe als freien Platz zu beſtimmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Ich bitte jene Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, die erbetene 
Anderung der Baulinie (anſtatt der Linie A ; die Linie 
CD) zu genehmigen. 

Gem. Bath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
habe mich gelegentlich der Debatte über den Rechnungsabſchluſs 
der Stadt Wien zum Worte gemeldet, ich habe auch geſehen, wie 
der Schriftführer zum Vorſitzenden gegangen iſt und ich glaube, 
daſs ich gemeldet worden bin. Es müſste nur ſein, daſs dem Herrn 
Vorſitzenden vielleicht die Wogen der Debatte zu hoch gegangen ſind. 
Kurz, ich bin nicht aufgerufen worden und ich mufs daher an das 
geehrte Präſidium die Anfrage richten, ob ich zum Worte gemeldet 
war oder nicht. und warum ich nicht aufgerufen wurde, weil ich 
erklären muss, dass ich mir von niemandem und unter gar keinem 
Umſtande das Wort entziehen laſſe. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich habe darauf nur zu 
erwidern, daſs der geehrte Herr Redner aus dem Umſtande, dajs 
er nicht aufgerufen wurde, am beſten entnehmen konnte, dafs er 
bei mir als Redner nicht verzeichnet war, denn ich habe keinen 
Aulaßs, jemanden, der ſich meldet, nicht zum Worte aufzurufen; 
das iſt meine Pflicht. Ich glaube, damit iſt der Gegenſtand 
erledigt. — Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen und 
es folgt eine vertrauliche Sitzung. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung 7 Uhr 20 Minuten abends.) 


Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 16. März 1892 

unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Bice-Bürgermeifter Dr. Nichter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, eine Interpellation des Herrn 
Gem.⸗Rathes Silberer zu beantworten, welche ſich auf Unzu— 
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kömmlichkeiten bei Durchführung der Straßenreinigung im J. Bezirke 
in der Nähe der Auguſtinerkirche bezieht: 

Nach § 13 des Regulatives zu dem zwiſchen der Gemeinde Wien und 
der allgemeinen öſterreichiſchen Transport-Geſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrage 
hat die Hauptſäuberung der Straßen, Gaſſen und Plätze des I. Gemeindebezirkes 
in den Wintermonaten, d. i. vom 1. October bis Ende März längſtens bis 
10 Uhr früh beendet zu ſein. 

Nach Beendigung der Hauptſäuberung ſind in allen Gaſſen und auf allen 
Plätzen Arbeiter, ſogenannte Stationiſten in genügender Anzahl zu vertheilen, 
welche die entftehenden Verunreinigungen ſofort zu beſeitigen und für die 
ſtete Reinhaltung aller Straßen, Gaſſen und Plätze Sorge zu tragen haben. 

An Sonn⸗ und Feiertagen find die Hauptſäuberungsarbeiten und die 
weitere Reinhaltung durch vertheilte Arbeiter wie au Wochentagen zu bewirken. 

Nach § 12 dieſes Regulatives iſt der Geſellſchaft weiters die Verpflichtung 
auferlegt, darauf zu achten, dafs in den Sommermonaten, d. i. vom 1. April 
bis 30. September, vor dem Kehren die zu ſäubernde Straßenfläche ausgiebig 
beſpritzt werde. 

Wenn nun am 6. März (Sonntag) um 12 Uhr mittags in der Auguſtiner— 
ſtraße und am Joſefsplatze von Arbeitern der mehrgenaunten Geſellſchaft die 
Straße gekehrt wurde, ſo kann dies an und für ſich nicht als vorſchriftswidriger 
Vorgang bezeichnet werden, obwohl zugegeben werden muss, dass die Nach— 
ſäuberung gerade in dieſen Gaſſen auf eine andere Zeit des Tages verlegt 
werden kann. In dieſer Richtung wurde bereits eine entſprechende Weiſung an 
die Transport-Geſellſchaft erlaſſen. 

Was die weitere Ausführung der Interpellation betrifft, daſs bei dem 
Kehren dieſer Straßen enormer Staub aufgewirbelt wurde, ſo muſs erwähnt 
werden, daſs zu einem Vorſpritzen der zu ſäubernden Straßenfläche die Geſell— 
ſchaft um dieſe Jahreszeit nicht verpflichtet iſt, und weiters ein ſolches Vor— 
ſpritzen an dieſem Tage, an welchem das Thermometer um die Mittagsſtunde 
zwei Grad Celſius unter Null aufwies, aus Rückſicht für die Sicherheit der 
Paſſage, wegen eventueller Eisbildung auf der Straße unzuläſſig geweſen wäre. 

Übrigens wird auch in dieſer letzteren Hinſicht die Geſellſchaft beauftragt 
werden, ihr Perſonale neuerdings anzuweiſen, die Straßenſäuberungsarbeiten 
in einer Weiſe vorzunehmen, dafs hiebei Staubentwicklung nach Thunlichkeit 
vermieden werde. 


Ich bitte dies zur Keuntnis zu nehmen— 

2. Weiters habe ich die Ehre, eine Interpellation des 
Herrn Gem.-Rathes Büſch zu beantworten, welche lautet: 
„Wie weit iſt der am 7. Auguſt 1891 geſtellte Antrag gediehen, 
betreffs des Durchbruches der Adamgaſſe im XII. Bezirke, der 
Entfernung der Abſperrungsmauer, der Freigebung des ſeit langen 
Jahren beſtandenen Durchganges im Hauſe Nr. 9 Schönbrunner— 
ſtraße, der Aufſtellung eines Auslaufbrunnens, des Bau- und 
Sanitäts⸗Commiſſionenbefundes des ſanitätswidrigen Gaſſencanales 
im Hauſe Nr. 6.“ 

Ich habe darauf zu bemerken, daſs über dieſe Interpellation 
die Außerung des Stadtbauamtes und des Gemeindevorſtandes 
Gaudenzdorf eingeholt, weiters die erforderliche Verhandlung mit 
den Eigenthümern des Hauſes Nr: 9 Schönbrunner Hauptſtraße 
gepflogen wurde. Der Act wird, ſobald das Reſultat abgeſchloſſen 
vorliegt, dem Stadtrathe zur Berathung und Antragſtellung vor— 
gelegt werden. Ich bitte hievon Kenntnis zu nehmen. 

3. Weiters habe ich mitzutheilen, daſs eine Interpellation 
bezüglich der Entfernung einer Büſte des Turnvaters Jahn aus 
einer Schule, ich glaube im VI. Bezirke (Rufe links: und im 
X. Bezirke), vorgebracht wurde. Es wurden ſofort Erhebungen 
gepflogen, es ift jedoch die Außerung des betreffenden Bezirksſchul— 
inſpectors noch nicht eingelangt, ich kann daher noch keine Aus— 
kunft über die ganze Angelegenheit ertheilen. Ich bitte den Herrn 
Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem. - Nath Dehm (liest): 


4. Interpellation des Gem. -Nathes Värtl: 

Unſere Ringſtraße erfreut ſich einer außerordentlichen Fürſorge ſeitens 
der Transport⸗Geſellſchaft. 

Sie bildet den Mittelpunkt der nun ſchon ſeit acht Tagen dort auf— 
geſchlichteten Schueemaſſen und iſt der Schnee derart um dieſelbe herumgelegt, 
dafs es den Anſchein hat, als hätte er lediglich nur die Beſtimmung, die Bäume 
vor Kälte und Froſt zu ſchützen. 

Dem iſt aber nicht ſo; dieſer Schnee bei abwechſelndem Thauwetter mit 
Froſt iſt eine Gefahr, und ich erlaube mir an den geehrten Herrn Bürger- 
meiſter die Anfrage zu richten: 


Ob es der Transport⸗-Geſellſchaft geſtattet iſt, dieſe 
Schneemaſſen auf der Ringſtraße um die ganze Stadt 
herum noch länger liegen zu laſſen? 

Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, die Transport— 
Geſellſchaft zu verhalten, daſs dieſe Unmaſſe von Schuee 
ſchleunigſt beſeitigt werde? 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wird in der nächften 
Sitzung beantwortet. j 


Schriftführer Gem.-»Nath Dehm (liest): 
5. Interpellation des Gem.-Nathes Dobez: 


Jufolge Vereinigung der Vororte mit der Groß-Commune Wien wurden 
zwar den verſchiedenen Steuerträgern der erſteren gleiche Laſten, wie denen der 
alten Bezirke auferlegt, ohne dafs jedoch darauf gebürende Rückſicht genommen 
worden wäre, es ſelben auch zu ermöglichen, den an ſie geſtellten Anforde— 
rungen gegen den Staat und die Commune nachkommen zu können. 

So 3. B. wurden die von den ehemaligen Vorortegemeinden benöthigten 
ämtlichen Druckſorten ſeinerzeit gewöhnlich in der in der Gemeinde ſeſshaften 
Buchdruckerei hergeſtellt, und mancher Steuergulden floss gewinnbringend 
wieder in den Säckel des Steuerträgers zurück. 

Seit der Vereinigung haben die Gewerbetreibenden die gemeinde— 
ämtlichen Arbeiten verloren, da die von der Commune benöthigten Druckſorten 
für alle 19 Bezirke ohne Concurrenzausſchreibung — betreffend die neu hinzu⸗ 
gekommenen Bezirke — bei der Commandit-Geſellſchaft J. N. Ver nay hergeſtellt 
werden, was zur Folge hat, dafs durch dieſes Vorgehen eine Reihe fleißiger, 
ſtrebſamer Geſchäftsleute, welche durch Jahrzehnte hindurch ſich hauptſächlich 
mit Gemeindearbeiten befassten und durch das jetzige Vorgehen deren Materiale, 
welches ja zugleich ihr Betriebscapital bildet, ganz entwertet wurde, nicht nur 
in ihren vitalſten Jutereſſen empfindlich geſchädigt, ſondern ſogar dem gewerb— 
lichen Ruine nahegebracht wurden. 

Es ſtellen daher die Gefertigten an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter 
die Aufrage: 


Gedenkt derſelbe dahin zu wirken, daſs die Arbeiten 
der neuen neun Bezirke bezirksweiſe an deren Buch— 
druckereien unter Zugrundelegung eines Normaltarifes 
und Normalmuſters hinausgegeben werden, und würde 
es dem Herrn Bürgermeiſter nicht zur größeren Befrie— 
digung dienen, eine Reihe ſtrebſamer und fleißiger Klein— 
gewerbetreibender vor dem gänzlichen Ruine zu retten, 
als wie ein ſolches gegenwärtig der Fall, den ganzen 
Bedarf eommunaler Druckſorten einzig und allein bei 
einer Commandit-Geſellſchaft zu decken? 

Pice- Bürgermeiffer Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 

6. Dringlichkeits-Antrag des Gem. Nathes 
Steiner und Genoſſen. 

Nachdem der Magiſtrat über die Vorſchläge der eugliſchen Gasgeſellſchaft 
betreffs einer Verlängerung des Vertrages bereits Bericht erſtattet hat und die 


Angelegenheit demnächſt im Stadtrathe zur Verhandlung kommen dürfte, ſo 
erlauben ſich die Gefertigten den Antrag zu ſtellen: 


1 Die Gasgeſellſchaft werde aufgefordert, die ſeit 
dem Abſchluſſe des letzten Gasvertrages mit der Com— 
mune errichteten Bilanzen der Geſellſchaft, und zwar 
in jener Ausfertigung, in welcher fie den Aetionären 
alljährlich vorgelegt wurden, zur Verfügung zu ſtellen, 
wenn dies nicht ſchon geſchehen tt. 

2. Die erwähnten Bilauzen der Imperial-Conti— 
nental Gas-Aſſociation ſeien den Mitgliedern des Ge— 
meinderathes zur Einſicht und zum Studium mitzu— 
theilen, bevor der Stadtrath und der Gemeinderath 
in eine meritoriſche Berathung der Propoſitionen der 
Gasgeſellſchaft eingeht. ö 

3. Der Herr Bürgermeiſter habe ſich wegen ge— 
fälliger Ausfolgung der Bilanzen für die letzten zehn 
Betriebsjahre an jene Städtegemeinden zu wenden, 
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welche in Oſterreich die Gaserzeugung in eigener Regie 
führen und auch dieſe Bilanzen ſeien zu vervielfältigen 
und den Mitgliedern des Gemeinderathes zum Studium 
mitzutheilen. 

4. Der Herr Bürgermeiſter habe zu erheben, wie 
hoch die Preiſe ſich ſtellen, zu welchen in den sub 3 
erwähnten Städten das Gas an die Privatconfumenten 
in den letzten zehn Jahren abgegeben wurde. 

An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem. Rath Dehm (liest): 
7. Antrag des Gem. Nathes Dr. Klotzhberg und 
Genoſſen: 


die Gutmüthigkeit der Wiener Paſſagiere auf die äußerſte Probe zu ſtellen, hat 


ſeit 5. l. Mts. einen von der hohen Regierung probeweiſe auf die Dauer eines 


Jahres bewilligten neuen Fahrpreistarif, der wohl dazu dienen ſoll, um Ausfälle, 
welche vielleicht auf einzelnen Linien durch die Schwerfälligkeit des Verkehres der 
Geſellſchaft erwachſen, auf Koſten der Fahrgäſte zu decken. Den Paſſagieren 
war es ſchon am erſten Tage des neuen Tarifes klar, dajs mit der Einführung 
dieſes Tarifes keine Begünſtigung für das Publicum entſteht, da die am meiſten 
befahreuen Strecken nach dem neuen Tarif ſtatt 8 kr. jetzt 10 kr. koſten, während 
die ſogenannten Vortheile des neuen Tarifes nur einem ganz geringen 
Bruchtheil der Bevölkerung zugute kommen oder für wenig befahrene Strecken 
geſchaffen wurden, um dieſe im Intereſſe der Tramway ſelbſt einträglicher zu 
geſtalten. n 

Nicht genng aber, daſs der Fahrpreis für die am meiſten befahrenen 
Strecken erhöht wurde, hat unbegreiflicherweiſe die Tramway ſogar noch das 
Recht, Paſſagiere, welche den complicierten Tarif und die neue Zoneneintheilung 
nicht richtig verſtehen, mithin die Fahrgrenze für die Giltigkeit ihrer Karte über— 
fahren, mit 10 kr. zu beſtrafen, während die Geſellſchaft ſelbſt ſeit Jahren alle 
Verordnungen der h. Statthalterei und der k. k. Polizei⸗Direction nicht nur nicht 
reſpectiert, ſondern gefliſſentlich dadurch miſsachtet, daſs die Tramway trotz des 
Verbotes ſoviele Paſſagiere in einen Waggon ſtopft, als eben hineingeſtopft 
werden können, um dadurch weniger Wägen in Verkehr ſetzen zu müſſen. 

Durch die Hinausſchiebung der Linien erſpart die Tramway jährlich 50- 
bis 60.000 fl. aun Pferdemaut und es war kein Grund vorhanden, die Fahr— 
preiſe zu erhöhen, noch weniger Grund aber für die Regierung, dieſer die Ver⸗ 
ordnungen der Behörden miſsachtenden Tramway-Geſellſchaft einen Fahrpreis— 
tarif probeweiſe auf die lange Dauer eines Jahres zu bewilligen. | 

Im Wiener Publicum iſt allgemein der Glaube verbreitet, dass au dieſen 
Zuſtänden der Wiener Gemeinderat) und Magiſtrat ſchuld tragen, weshalb 
dieſelben die Verpflichtung haben, dagegen öffeutlich zu proteſtieren. 

Die k. k. Polizei⸗Direction hat eine Verorduung erlaſſen, welche allen 
Fuhrwerken das Befahren der Tramwamgeleiſe bei Strafe verbietet; leider hat 
aber die k. k. Polizei-Direction vergeſſen, den Fuhrwerken eine Anleitung zu 
geben, wie dieſelben z. B. am 11. März l. J. — am Tage des Schneegeſtöbers 
— und den darauffolgenden Tagen es zu Wege hätten bringen ſollen, in den 
Straßen zu fahren, obne die Schienen zu berühren; weiters hat die k. k. Polizei- 
Direction auch vergeſſen, den Fuhrwerken eine Auleitung zu geben, wie dieſelben 


an Tagen, an welchen Glatteis iſt, oder wie dieſelben in engen Straßen, welche 


die Tramway durchzieht, zu fahren haben, oder wie einem Wagen vorgefahren 
werden kann, ohne die Tramwaygeleiſe auf längerer oder kürzerer Strecke zu 
berühren. N ne u . 

Die k. k. Polizei-Direction hat nicht in letzter Linie auch für das Leben 
und die Geſundheit der Paſſauten und der Bewohner Wiens zu ſorgen; durch 
die Befolgung dieſer Verordnung aber läuft nicht nur das Leben und die Ge⸗ 
ſundheit der Paſſanten Gefahr, ſondern auch die Candelaber der Commune 
werden durch das Schleudern der Wägen, welche bei Glatteis die abſchüſſigen 
Theile der Straße befahren, zertrümmert; an Tagen aber, an welchen infolge 
eines Schueefalles rechts und links der Straßen der Schnee in Haufen auf⸗ 
gethürmt iſt, kann die Verorduung der k. k. Polizei⸗Direction überhaupt nicht 
durchgeführt werden. nn 

In Anbetracht des neu eingeführten Tramway⸗Tarifs und der Kundmachung 
der k. k. Polizei-Direction, welche den Fuhrwerken das Befahren der Geleiſe 
verbietet, beantragen die Gefertigten, der löbl. Gemeinderath beſchließe: 

1. Eine Kundmachung, in welcher der Bevölkerung 
Wiens klar gemacht wird, daſs der Gemeinderath und 
der Magiſtrat Wiens nichts mit dieſem neuen Tarif 
der Tramway gemein hat; 

2. eine Petition an die hohe Regierung, in welcher 
dieſelbe gebeten wird, dieſen Fahrpreistarif ſchleunigſt 
wieder außer Kraft zu ſetzen; 

3. an die löbliche Polizei-Direction ein wohl moti— 
viertes Schreiben zu richten, in welchem dieſelbe erſucht 
wird, die Verordnung, nach welcher Fuhrwerke, welche 


529 


u a a a TE I U Sy AKB NN 


das Geleiſe der Tramway befahren, beſtraft werden, 
wieder zurückzunehmen, da durch die Aufrechthaltung 
dieſer Verordnung nicht nur der Tramway-Geſellſchaft 
ein ganz unbegründetes Recht auf die Straßen ein— 
geräumt, ſondern auch das Leben und die Geſundheit 
der Pajjanten gefährdet wird; 

4. ein Schreiben an die k. k. Polizei-Direction zu 
richten, in welchem dieſelbe erſucht wird, ſtrenge dafür 
zu ſorgen, daſs die Tramway die Verordnungen der 
Behörden — wie Nichtüberfüllung der Waggons durch 
Paſſagiere, Einhaltung des Fahrplaues u. ſ. w. reſpec— 
tiere; im Nichtbeachtungsfalle aber mit empfindlichen 


. a Br Strafen gegen die Tramway vorzugehen. 
Die Wiener Tramway-Geſellſchaft, welche den unbeſtrittenen Vorzug beſitzt, 


An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 

8. Dringlichkeits-Antrag des Gem. Nathes 
Herold. 

Mit Rückſicht darauf, dass es augeſichts der Propoſitionen der Imperial— 
Coutinental-Gasgeſellſchaft wegen Verlängerung des Gas - Vertrages von 
höchſter Wichtigkeit iſt, „alles einſchlägige Material“ genau kennen zu lernen, 
ſtelle ich den Dringlichkeits-Antrag: 

Der Gemeinderath der Stadt Wien beſchließe: 

Die auf Grund der Beſchlüſſe im Jahre 1885 ein— 
getretenen Veränderungen des Gasbeleuchtungs-Ver— 
trages ſind in Druck zu legen, und ſämmtlichen Mit— 
gliedern des Gemeinderathes zuzuſtellen. 

An den Stadtrath. 


9. Antrag des Gem.⸗Nathes Seidler. 

Hochlöbl. Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien! 

Durch das Inslebentreten des nenen Zonentarifes der Wiener Tramway⸗ 
Geſellſchaft wurde insbeſondere die Bevölkerung des XI. Wiener Gemeindebezirkes 
Simmering, gegenüber allen anderen Bezirken am empfindlichſten getroffen, 
indem die vorher beſtandene Endſtation des Zehnkreuzer-Tarifes von der Kaiſer— 
Ebersdorferſtraße bis zu der beinahe in der Mitte des XI. Bezirkes gelegenen 
Feldgaſſe, reſp. Felbergaſſe verlegt wurde. | 

Nachdem nun beinahe der dritte Theil der Bevölkerung des XI. Bezirkes, 
und zwar der ärmſte derſelben, unterhalb dieſer Endſtation wohnt, ſo iſt es 
wohl erklärlich, wenn ſich dieſer Theil der Bevölkerung infolge ſolcher Maß— 
nahmen ſeitens der Tramway-Geſellſchaft, mit Bezug ſowohl auf den Fahrtarif 
als auch ganz beſonders auf die ungerechtfertigte Verlegung der Endſtation in 
einer ſehr erregten Stimmung befindet, welche bei jeder Gelegenheit und in 
nicht miſszuverſtehender Weiſe zum Ausdruck gelangt. 

Da durch dieſe Maßnahme der Tramway-Geſellſchaft der Bevölkerung 
dieſes Bezirkstheiles eine neuerliche und ungerechtfertigte Laſt aufgelegt wird, 
welche unter den gegenwärtigen triſten Verhältniſſen umſo drückender ihre 
Wirkung äußern mufs, als einerſeits die Lebensmittelpreiſe in faſt unerſchwing— 
lichem Maße geſtiegen, andererſeits der Verdienſt ein nur karger iſt, ſo erſcheint 
es unverantwortlich, daſs durch die Verlegung der Endſtation dem fahrenden 
Publicum abermals eine Erhöhung ſeiner Auslagen aufgebürdet wird. 

Es mußs insbeſondere noch betont werden, daßs gerade infolge der Con: 
currenz der Tramway-Geſellſchaft jeder Fahrverkehr zwiſchen Kaiſer-Ebers⸗ 
dorf — Simmering — Wien aufgehört hat, nachdem der beftandene Stellwagen— 
verkehr daſelbſt nicht mehr proſperieren konnte. 

In Berückſichtigung dieſer Umſtände ſtelle ich den Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, daſs 
die von Seite der Tramway-Geſellſchaft angeorduete 
Verlegung der Endſtation Felbergaſſe, reſpective Feld— 
gaſſe im XI. Bezirke wieder in die frühere Poſition 
Enditation Kaiſer-Ebersdorferſtraße zurückverlegt und der 
Preis per 10 kr. nicht erhöht werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: An den Stadtrath. 

Zur Geſchäftsordnung ertheile ich das Wort dem Herrn 
Gem.⸗Rathe Steiner. 

Gem.-Rath Steiner: Meine Herren! Ich bin zwar ſchon 
gewohnt, das Amtsblatt immer um einen Tag ſpäter zu erhalten, 
als es officiell herausgegeben wird, und ich muß immer in die 
Gaſthäuſer gehen, um es zu leſen. Ich habe die Zeitung geleſen 
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und gefunden, daſs der Herr St.⸗R. Noske ſchon von drei 
Sitzungen des Stadtrathes abweſend war. Wenn Herr Nos ke ein 
Mandat übernimmt, ſo ſoll er früher wiſſen, dass er ſeine Pflicht 
zu erfüllen hat. Ich möchte den Herrn Vorſitzenden bitten, den 
Herrn St.⸗R. Noske auf die Erfüllung ſeiner Pflichten aufmerk— 
ſam zu machen. (Rufe links: Oder abſetzen!) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe nur zu be 
merken, daſs der Herr St.-R. Noske ſein Ausbleiben von den 
Sitzungen entſchuldigt hat. (Gem.⸗Rath Hawranek: Was iſt's 
denn mit den 3000 fl.? Hat er die auch entſchuldigt?) Wir 
ſchreiten zur Tagesordnung. 

Ich erſuche die Herren Gem.-Räthe Boſchan und Mayer 
zu referieren. (Fortwährende Unruhe links. — Die Herren Gem. 
Räthe Boſchan und Mayer treten an den Referententiſch.) Ich 
bitte, der Herr Referent war einige Zeit unwohl geweſen und muſste 
zur Herſtellung ſeiner Geſundheit ſich einer Cur unterziehen. Ich 
bitte daher, ihm die Anſtrengung des lauten Sprechens nicht auf— 
zuerlegen. 

Cem. - Rath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Bevor 
über das Budget referiert wird, erlaube ich mir den Antrag zu 
ſtellen, das der Referent der gemeinderäthlichen Commiſſion als 
Referent für das Plenum angeſehen wird, weil ich glaube, dafs 
in jenen Fällen, wo der Gemeinderath eine Commiſſion zur 
Berathung eines einzelnen Gegenſtandes beſtellt, der Referent im 
Gemeinderathe nicht der Stadtrath-Referent, ſondern nach meiner 
Überzeugung der Referent der gemeinderäthlichen Commiſſion iſt. 
Ich ſtelle alſo den Antrag, dafs in dieſer Weiſe vorgegangen werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich erlaube mir hierauf 
zu erwidern, daßs dieſer Antrag nach meiner Anſicht gegen den 
Wortlaut und Sinn der Geſchäftsordnung verſtößt. Im $ 49 der 
Geſchäftsordnung heißt es: „Hat die Commiſſion ihre Arbeit 
beendet, ſo wird der Bericht des Stadtrathes an den Gemeinde— 
rath durch den Berichterſtatter des Stadtrathes erſtattet, worauf 
die Berichterſtattung durch den Referenten der Commiſſion, falls 
eine ſolche beſtellt wurde, zu erfolgen hat.“ Es iſt nach dieſem 
Wortlaute ganz unzweifelhaft, daßs der Referent des Stadtrathes 
das erſte Wort zum Referate hat und ich möchte daher glauben, 
daſs dieſer Antrag nicht zur Abſtimmung kommen kann. 

10. Beferent Gem.-Nath Voſchan: Geehrte Herren! Ich 
habe die Ehre, im Namen des Stadtrathes über den erſten 
Voranſchlag des erweiterten Gemeindegebietes von Wien Bericht 
zu erſtatten. Die Vorlage, welche den Herren zu Handen iſt, 
beſteht aus dem Elaborat, dem Hauptvoranſchlag ſelbſt, nach den 
Beſchlüſſen des Magiſtrates redigiert, zweitens ein Heft, welches 
die Anderungen betrifft, die der Stadtrat) und die vom Gemeinde— 
rathe gewählte Commiſſion an dieſer Vorlage beſchloſſen haben, und 
zwar ſind ſie mit verſchiedenen Farben gedruckt, damit man ſie 
leichter unterſcheiden kann. Weiters ein Heft Special-Ausweife, dann 
ein Bericht des Stadtrathes und eine Anzahl Special-Präliminarien. 

Nach dem Statute ſollte der Voranſchlag bereits ſeit einiger 
Zeit dem Gemeinderathe vorliegen, aber heuer waren ſo außer— 
ordentliche Schwierigkeiten zu überwinden, dafs das nicht möglich 
war. Der Stadtrath hat das Präliminare am 29. December bereits 
fertiggeſtellt und dem Gemeinderathe vorgelegt, darauf wurde, wie 
den Herren bekannt, eine Commiſſion gewählt; dieſelbe hat in 
zwölf Sitzungen die Angelegenheit berathen und am 5. März 
beendet. 
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Ich bitte, mir nun zu geftatten, bei dem Umſtande als dies 
der erſte Voranſchlag iſt, welcher über das erweiterte Gebiet handelt, 
einige einleitende Worte diesbezüglich zu ſprechen. Zuerſt möchte 
ich nämlich in formaler Beziehung glauben, dafs wir es fo machen 
ſollen, wie es bisher immer angeſtrebt wurde, d. h. dafs der 
Voranſchlag alles enthalten ſoll, was in den Verpflichtungen und 
in der Berechtigung der Gemeinde gelegen iſt, daſs nämlich auch 
alle Special-Präliminarien, alle Fonde, welche ſich auf reine 
Gemeinde-Angelegenheiten beziehen, einen integrierenden Beſtand— 
theil dieſes Budgets bilden, ſo daſs wir nur einen Voranſchlag 
haben. 

Es werden alſo gleichzeitig unter Einem diejenigen Prälimi— 
narien, welche nicht im Voranſchlage enthalten ſind, alſo die 
Präliminarien für Gartenanlagen, Pflaſterung, Canalbauten ꝛc. 
und ebenſo die Präliminarien des Bezirksſchul-, Verſorgungs⸗, 
Bürgerſpitalfondes ꝛc. referiert werden. Es hat dies den großen 
Vortheil, dass wir nicht, wie es anderswo der Fall iſt, ein Budget 
in einzelnen Bildern geben, ſondern alles in einem einzigen Bande 
beiſammen finden. 


Weiters iſt das Beſtreben dahin gerichtet, daſs in dem Prä- 


liminare möglichſt alles detailliert angeſetzt iſt, das Virement nach 
Thunlichkeit vermieden und ebenſo Pauſchalanſätze vermieden werden. 


Beim erſten Präliminare, wie es heute vorliegt, war dies nicht in 


allen Fällen möglich, weil die Vorlagen, welche von Seite der 
Bezirke hätten kommen ſollen, noch nicht vorhanden waren, da die 
Errichtung der magiſtratiſchen Bezirksämter, ebenſo die Regulierung 
der Gehalte der Beamten und Lehrer noch nicht vollſtändig durch— 
geführt iſt. Aus dieſem Anlaſſe war es nothwendig, einzelne 
Poſten bloß pauſchaliter anzuſetzen, was in Zukunft nach Thun— 
lichkeit zu vermeiden iſt; wenn das durchgeführt ſein wird, wird 
das Präliminare ein wirkliches Finanzgeſetz und ſoll als ſolches 
angeſehen werden. Wir machen das Geſetz ſelbſt und ſollen auch 
an demſelben unverbrüchlich feſthalten, ſoviel was die äußere Form 
anbelangt. 

Was nun die Schwierigkeiten betrifft, welche das Budget 
veranlasst hat, jo find dieſelben ja den Herren bekannt. Es waren 
die Steuern ſowohl in ihrer Höhe als in der Art ihrer Aus— 
ſchreibung in den alten und neuen Bezirken Wiens verſchieden und 
mussten gleichgeſtellt werden. Ebenſo war es ſchwer möglich, mit 
vollkommener Sicherheit die Ergebniſſe der Verzehrungsſteuer, 
welche ſich auf die erweiterten Bezirke bezogen, feſtzuſetzen. Auch 
die Erforderniſſe der Bezirksämter konnten nicht mit voller Be— 
ſtimmtheit vorausgeſehen werden, jo daßs das erſte Budget nicht 
jene volle Sicherheit bietet, welche ein Voranſchlag bieten ſoll. 

Was die finanziellen Grundſätze betrifft, von welchen ſich der 
Stadtrath leiten ließ und von welchen, wie ich hoffe, auch der 
geehrte Gemeinderath ſich leiten laſſen wird, ſo ſind ſie ſehr einfach. 

Der currente Dienſt der Gemeinde darf kein Deficit haben, 
d. h. das, was für regelmäßige Auslagen erforderlich iſt, muss 
auch durch regelmäßige Einnahmen gedeckt werden und wenn wir 
nicht die Abſicht haben, die Umlagen zu erhöhen, müſſen wir uns 
nach der Decke ſtrecken und mit dem, was wir als Einnahme 
beſchloſſen haben, auszukommen ſuchen. 

Außer den Ausgaben, welche regelmäßig wiederkehren, gibt es 
bei der Gemeinde ſolche, welche nicht den Dienſt eines einzelnen 
Jahres belaſten können, das ſind Auslagen für größere Inve— 
ſtitionen. In dieſer Beziehung huldige ich dem Grundſatze: „Jedem 
das Seine“. 
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Wir haben zunächſt für die Gegenwart zu ſorgen und für 
das, was unſere Vorfahren uns zur Zahlung überlaſſen haben; 
dagegen können wir dasjenige, was wir anſchaffen und den Nach⸗ 
kommen zugute kommen ſoll, theilweiſe unſeren Nachkommen zur 
Zahlung überlaſſen. 

Ich hoffe, daſs der Gemeinderath und die Herren aus den 
Vororten ſich dieſen Grundſätzen anſchließen werden, in Bezug auf 
die currenten Auslagen möglichſte Sparſamkeit walten laſſen und 
nicht über das hinausgehen, was nicht aus den currenten Ein— 
nahmen beſtritten werden kann. 

Was die Inveſtitionen betrifft, ſo ſollen dieſelben zum Theile 
auf unſere Nachkommen überwälzt werden. Wir werden dieſe 
Auslagen, ſoweit es die Mittel der Gemeinde zulaſſen, aus den 
Barmitteln beſtreiten, aber wenn dieſelben nicht ausreichen, auch 
zu Schulden Zuflucht nehmen, weil wir nicht verpflichtet ſind, 
z. B. eine Waſſerleitung zu bauen und den Dienſt eines Jahres 


damit zu belaſten, wenn das Werk wirklich vielen Jahrzehnten 


dienen ſoll. Ich würde die Herren aus den neu zugewachſenen 
Vororten bitten, ſich dieſen Grundſätzen anzuſchließen und, frei 
von jedem Bezirksintereſſe, das Ganze ins Auge faſſend uns nicht 
zu Auslagen zu drängen, welche die finanziellen Kräfte der Gemeinde 
überſchreiten. 

Wie es ſich in Zukunft mit den Finanzen der Gemeinde 
geſtalten wird, iſt im gegenwärtigen Augenblicke ſchwer zu ſagen, 
weil die Prämiſſen dazu fehlen; wir wiſſen einerſeits nicht, welchen 
Erfolg die Bedeckung im erweiterten Gemeindegebiete haben wird 
und kennen andererſeits die Anforderungen noch nicht zur Gänze, 
welche an die Gemeinde geſtellt werden. Ich hoffe, daſs es möglich 
ſein wird, mit den beſtehenden Umlagen und Laſten alles zu 
beſtreiten, was billigerweiſe von der Gemeinde verlangt werden kann. 

Die Aufgaben, welche an uns herantreten, ſind den Herren 
ja bekannt, ſie beſtehen zunächſt in der Ausgeſtaltung der Gemeinde— 
einrichtungen, in der Beſchaffung von Waſſer, in der Durchführung 
des Regulierungs⸗ und Baulinienplanes und endlich in einer An- 
gelegenheit, welche uns im heurigen Jahre auch beſchäftigen wird, 
das iſt die Reorganiſierung des Armenweſens auf Grund des 
bekannten Elberfeld'ſchen Syſtens. 

Was die Commiſſion betrifft, welche von dem Gemeinderathe 
gewählt wurde, ſo hat dieſelbe an den Vorſchlägen des Stadt— 
rathes einige Abänderungen vorgenommen. Ein Theil derſelben 
iſt durch die Natur der Sache ſelbſt bedingt, weil inzwiſchen die 
Verhältniſſe ſich geändert haben, und wird es gut ſein, den 
Anträgen in dieſer Beziehung zuzuſtimmen. Ein anderer Theil 
beruht auf der verſchiedenen Anſchauung, welche die gemeinde⸗ 
räthliche Commiſſion gegenüber dem Stadtrathe gehabt hat und 
wird es Sache des Plenums ſein, in dieſer Beziehung die richtige 
Entſcheidung zu treffen. 

Ich erlaube mir nur, die Zahlen, welche den Herren zum 
Theile bekannt ſind, mitzutheilen, mit welchen der Voranſchlag 
nach den Anträgen des Stadtrathes abſchließt. Es betragen 
die eigenen Einnahmen 8 . 10,977.220 fl. 
das Erfordernis. . 31,193.530 „ 


fo dafs der durch die Steuern zu bedeckende Betrag 20,216.310 fl. 
beträgt. 

In der Sitzung vom 29. December hat der Gemeinderath 
bereits die Bedeckung votiert, aus welcher hervorgeht, daſs der 
Betrag. von 1,537.070 fl. dem Caſſaſtande zu entnehmen, eventuell 
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durch Verkauf von Effecten zu bedecken iſt. Ich erlaube mir nun 
den Gemeinderath zu bitten, in die Special-Debatte einzugehen. 

Gem.-Rath Karl Moriz Mayer: Meine ſehr geehrten 
Herren! Es iſt ſeit der Schaffung des erweiterten Wien und der 
Neuconſtituierung des neuen Gemeindegebietes das erſtemal, dass 
an der Seite des Referenten für den Stadtrath ein Bericht— 
erſtatter für eine aus ihrer Mitte gewählte Commiſſion neben 
demſelben auf der Tribüne erſcheint, und dass es feine Aufgabe 
iſt, im Namen der Commiſſion Ihnen hier Anträge zu ſtellen. 
Es obliegt mir in erſter Reihe die Pflicht, Ihnen die Geſichts— 
punkte zu markieren, von welchen ſich die Commiſſion bei ihren 
Beſchlüſſen leiten ließ. Unſere Arbeit zerfällt in zwei Theile; der 
erſte Theil iſt der rein ſachliche, oder wenn ich ſo ſagen darf, 
principielle Theil, und der zweite Theil der finanzielle oder buch— 
halteriſche Theil. Ich glaube, ich werde wohl kaum von irgend 
einer Seite auf Widerſpruch ſtoßen, wenn ich das heurige Jahr 
namentlich mit Bezug auf den uns vorliegenden Voranſchlag als 
ein Beobachtungsjahr bezeichne, denn vielfach fehlen, wie auch 
der Herr Referent für den Stadtrath ſchon erwähnt hat, namentlich 
aus den einbezogenen Vororten Detail-Voranſchläge für die aus⸗ 
zuführenden Arbeiten. Es muſsten daher Pauſchalbeträge einge— 
ſtellt werden, aus denen nach dem Erforderniſſe die nothwendigen 
Herſtellungen zu beſtreiten ſein werden. Wo der Commiſſion von 
Seite der ſtädtiſchen Buchhaltung neue und feſte Anhaltspunkte 
geboten wurden, hat ſich die Commiſſion den durch den That⸗ 
ſachen veränderten Poſten als Verbeſſerungen angeſchloſſen und 
werde ich mir erlauben, ſeinerzeit in der Special-Debatte Ihnen 
darüber Anträge vorzubringen. Eine ganz beſondere Aufmerkſam— 
keit, meine Herren ſchenkte die Tommiſſion der Gruppe VI, weil 
fie mit Recht den eigentlichen Schwerpunkt der kommunalen Thätig— 
keit darin zu finden glaubte, und da mußs ich wohl offen geſtehen, 
dafs laut und unverhohlen in der Commiſſion beiſpielsweiſe die 
Pflaſterungsweiſe getadelt wurde, und einſtimmig wurde dem Antrage 
des Stadtrathes, dafs für die Verbeſſerung einer ſolchen Pflaſterungs— 
methode 100.000 fl. einzuſtellen ſind, zugeſtimmt, denn es kann 
wohl nicht geleugnet werden, daſs durch eine beſſere Verbindungs⸗ 
weiſe und ein engeres Aneinanderfügen der Granitwürfel gewiſss 
einerſeits weniger Staub erzeugt und dadurch den Lungen unſerer 
Mitbürger weniger Schaden zugefügt werden kann, andererſeits 
glaube ich aber — und das dürfte nicht meine individuelle An— 
ſchauung allein fein — dass der Gemeinde daraus ein materieller 
Vorchcil inſoferne erwächſt, als ſtark befahrene Straßen in einem 
viel ſpäteren Zeitraume als jetzt zur Umpflaſterung gelangen 
werden. ; 

Aber in gleich eingehender Weiſe, meine Herren, beſchäftigt 
ſich die Commiſſion mit den übrigen Gegenſtänden, und ſo finden 
namentlich die Canaliſierungen, die Waſſerverſorgung, Gasbeleuch— 
tung und Straßenſäuberung ihre beſondere Beachtung und Würdigung, 
und ich werde mir erlauben, ſeinerzeit Anträge in dieſer Richtung 
zu ſtellen. ö 

Ehe ich zu dem finanziellen Theile meiner Ausführungen 
übergehe, habe ich noch dreier Anträge beſonders zu gedenken, die 
ich mir im Laufe der Debatte Ihnen zu ſtellen erlauben werde, 
worüber Sie vielleicht ſpäter erſt Beſchlüſſe faſſen werden. Es 
haben ſich im Verlaufe der Berathungen immer mehr Stimmen 
dafür erhoben, daſs es nothwendig ſei, Com miſſionen einzuſetzen, 
und zwar Commiſſionen zur Beſorgung commnunaler Geſchäfte, die 
heute ihrer Natur nach nicht ſo recht in den bureaukratiſchen 
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Rahmen hineinpaſſen, andererſeits auch durch die notoriſche Über— 
häufung des Magiſtrates wie des Stadtrathes mit Geſchäften nicht 
jene Beachtung erfahren, die ſie eigentlich ihrer Natur nach ver— 
dienen würden. Es wird Ihnen daher vorgeſchlagen, eine ſtädtiſche 


Lagerhaus-Commiſſiou, eine Friedhofs-Commiſſion und eine dritte 


Commiſſion einzuſetzen, welche alle Humanitätsanſtalten der Ge- 
meinde umfaſſen ſoll. Dieſe Commiſſionen ſollen aus dem Plenum 
gewählt werden, und ſollen unter Wahrung der dem Stadtrathe 
aus dem Statute zuſtehenden Rechte dieſelben mit der weitgehendſten 
Bevollmächtigung und dem weitgehendſten Wirkungskreiſe aus— 
geſtattet werden. 

Damit, meine Herren, ſchreite ich zu dem zweiten Theile 
meiner Ausführungen; ich werde ſehr kurz ſein und bald zum 
Schluſſe eilen. Die beantragten Auderungen, meine Herren, nach 
dem Referate, welches der Stadtrath und die Budget-Commiſſion 
emittiert haben, umfaſſen, wie Sie ſehen werden, eine gewaltige 
Zahl von Anderungen in den Ziffern und baſieren ſich hauptſächlich 
auf von der ſtädtiſchen Buchhaltung feſtgeſtellte Poſitionen und auf 
die Einſtellung von Koſten für Mehrarbeiten, die man aus den 
Bedürfuiſſen, wie fie ſich herausgeſtellt haben, einzuſtellen ſich ver— 
pflichtet fühlte. Ich will aus der ganzen Reihe von Beträgen nur 
zwei hervorheben, und zwar, um eine erfreuliche Darſtellung zu 
geben, aus den Einnahmen. Sie finden daher, entgegen den Au— 
trägen des Magiſtrates, bei den Einnahmen einen Betrag von 
400.000 fl. Es iſt das das Netto-Ergebnis, welches der Gemeinde 
aus der Nachverſteuerung zufällt. Zweitens iſt es ein Betrag von 
139.650 fl., nämlich jener Betrag, Capital und Zinſen, welchen 
der Staat bei übernahme der communalen Spitäler in ſeine Regie 
an die Gemeinde wahrſcheinlich ſchon in einigen Tagen bezahlen 
wird. Durch dieſe bedeutenden Mehreinnahmen iſt es auch möglich 
geweſen, die Ausgaben weſentlich zu vermehren und wurden bei 
dieſer Gelegenheit von der Budget-Commiſſion namentlich die Be— 
dürfniſſe der Vororte in hervorragender Weiſe berückſichtigt. 

Der ziffermäßige Effect unſerer Arbeit iſt nun folgender: Während 
nach den Anträgen des Magiſtrates die geſammten Einnahmen 
9,020.420 fl., die Ausgaben 29,253.000 fl. betragen, mithin das Netto— 
Erfordernis 20,232.790 fl. ausmacht; während nach den Anträgen 
des Stadtrathes, wie bereits verleſen wurde, das Netto-Erfordernis 
auf 20, 216.310 fl. ſinkt, iſt nach den Anträgen der Budget-Com— 
miſſion die Summe der Geſammteinnahmen 11,356.260 fl. die 
Summe der Geſammtausgaben 31,384.080 fl., mithin das Netto— 
Erfordernis nur 20,027.820 fl. Es iſt alſo das Netto-Erfordernis 
im Verhältnis zu den Anträgen des Magiſtrats um den Betrag 
von 204.970 fl., im Vergleiche zu den Anträgen des Stadtrathes 
um 188.490 fl. geringer. Um den gleichen Betrag würde ſich 
dann auch jene Summe verringern, welche zur Deckung des Ab— 
ganges aus den Caſſabeſtänden herangezogen werden mufs. 

Ich würde aber unvollſtändig ſein, wenn ich mir nicht zum 
Schluſſe eine Bemerkung erlauben würde und damit das lebhafte 
Bedauern der Commiſſion zum Ausdruck brächte, dahingehend, 
dafs leider eine Anzahl von Herren, welche aus dem Plenum in 
dieſe Commiſſion gewählt wurden, an unſeren Berathungen nicht 
theilgenommen hat. Den Grund hiefür zu ſuchen iſt nicht meine 
Aufgabe, aber ich kann Sie verſichern, die Herren hätten dort 
gewiſs reichlich Gelegenheit gehabt, ihre Erfahrungen und An— 
ſchauungen zum beſten zu geben und ſie hätten dort ſicher Beachtung 
und Würdigung gefunden. Ich mufs gleich dem Referenten des 
Stadtrathes bitten, in die Special-Debatte einzugehen und werde 
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mir erlauben, bei jeder Poſition die nöthigen N zu ſtellen. 
(Bravo! Bravo!) 

Gem-Rath Gregorig: Unter dem Eindrucke der eee 
Nothlage in den Fabrikszweigen, im Handwerke und naturgemäß 
auch im Arbeiterſtande gehen wir daran, den erſten Jahresvor— 
anſchlag der unter Ach und Krach zuſtande gekommenen Gemeinde 
Wien zu berathen. Die Zahlen, die uns da entgegentreten, ſind 
für den einfachen Gewerbsmann, für den Geſchäftsmann, der 
gewohnt iſt, ſeine Einnahmen in Kreuzern und Gulden zu machen, 
geradezu ſchwindelhaft hoch. An den kleinen Gewerbsmann, an den 
kleinen Beamten, der gewohnt oder vielmehr gezwungen iſt, ſein 
Leben von einer Einnahme von 5 bis 800 fl. zu friſten, der nur 
zu oft gezwungen iſt, von dieſer kleinen Einnahme auch eine Familie 
und Frau zu erhalten, an dieſe Männer treten wir heran und 
ſagen: „Wir brauchen 30 Millionen, komm' Freund und zahle; 
denn wir haben einen Bürgermeiſter, wir haben zwei Vice-Bürger— 
meiſter und 22 Stadträthe; dieſe Herren brauchen ihr Geld, dafür 
mujst du ſorgen.“ Und wenn dieſer arme Mann nicht zahlen 
will oder nicht zahlen kann, ſo kommt ein Abgeſandter des Herrn 
Bürgermeiſters und pfändet ihn, verkauft ihm ſeine letzte Habe. 
(Gelächter rechts.) Meine Herren, da iſt nichts zu lachen, das iſt 
eine traurige Wahrheit; bei Ihnen kann es nicht vorkommen, aber 
bei uns Gewerbsleuten kommt das oft vor, und der Mann, dem 
man ſeine letzte Habe verkauft hat, iſt mit Weib und Kind der 
Noth und dem Elende preisgegeben. Die meiſten von Ihnen haben 
die Thätigkeit dieſer Abgeſandten, im gewöhnlichen Leben Steuer— 
commiſſäre genannt, gewiss aus eigener Erfahrung kennen gelernt. 
So geht man mit den Kleinen vor, aber haben Sie, meine Herren, 
je ſchon geſehen, daſs ein Börſeaner durch einen Steuercommiſſär 
exequiert worden wäre? (Gelächter und Rufe rechts: O ja!) 

Meine Herren! Der Staat hebt — es iſt geradezu ein Hohn 

auf die anderen Steuerträger — von einem Schluſſe bis zu 
5000 fl. eine Gebür oder Steuer, wenn Sie es ſo nennen wollen, 
von zehn Kreuzer ein. Meine Überzeugung geht dahin, daſs die 
derzeitige Majorität des geehrten Gemeinderathes (Gem.-Rath 
Hawranek: Keinen Schuss Pulver wert iſt! — Heiterkeit links) 
es nie wagen wird, die Herren Börſeaner mit einer Communal— 
ſteuer zu belaſten, und bei aller Hochachtung, die ich vor den 
beiden Herren Referenten habe, bin ich doch der Anſicht, daſs fie 
uns nie einen derartigen Vorſchlag machen werden. Denn wir 
wiſſen doch, dajs die Herren Börſeaner zu den thätigſten Agitatoren 
der liberalen Partei gehören. Denen darf kein Haar gekrümmt 
werden. Aber du Gevatter Schneider und Schuſter, du zahle oder 
du wirſt exequiert! 
Alllerorts hört man Klagen über Geſchäfts- und Geldmangel. 
Man mufs ſich da fragen, ja wo iſt denn das Geld, das in Wien 
früher ſo lebhaft circuliert hat, eigentlich hingekommen? Ich könnte 
mir da mit einem Schlagworte leicht heraushelfen und ſagen, das 
haben die Juden. Ich thue es aber in einer ſo ernſten Ange— 
legenheit nicht, ſondern werde ſachlich auf die Frage eingehen und 
meine Anfichten darüber klarlegen. 

Die Mietzinſe der Stadt Wien betragen rund 85 Millionen 
Gulden. Hievon hebt der Staat nur circa 22 Millionen Gulden 
ein, ferner an Erwerbſteuer circa 4 Millionen Gulden und an 
Einkommenſteuer circa 9 Millionen Gulden. Das gibt zuſammen 
35 Millionen Gulden. Außerdem erhebt er die Verzehrungsſteuer, 
Stempel- und ſonſtige Gebüren — auch eine bedeutende Summe. 
Ich will nun annehmen, daſs der Staat die Erträgniſſe der Ver— 
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zehrungsſteuer, des Stempel-Etats und ſonſtiger Einnahmen durch 
die Beſoldung ſeiner Beamten und andere Ausgaben hier in Wien 
in Circulation bringt. Es bleiben dann immer noch 35 Millionen 
Gulden. Dieſe bleiben nicht in Wien. Dieſe 35 Millionen Gulden 
braucht der Staat erſtens zur Tilgung der Zinſen der Staats— 
papiere und zweitens für die Heereslieferanten. 

Meine Herren! 


dafs der größte Theil der Productionszweige, der Fabriks- und 


Erzeugungsſtätten in die Provinz verlegt worden iſt und dadurch 


der Geldzufluſs nach Wien bedentend geſchmälert wurde. In der 
ärztlichen Praxis iſt man von dem alten Mittel des Aderlaſſes 
deshalb abgekommen, weil man ſich der Einſicht nicht verſchließen 
konnte, dafs die Entnahme des Blutes den Körper im allgemeinen 
ſchwächt. Wenn man aber eine Stadt, der es ohnehin an Nahrung, 
nämlich an Geldzufluſs mangelt, jährlich noch um 35 Millionen 
Gulden ſchröpft, dann iſt es nicht zu verwundern, wenn das Leben 
in der Stadt weniger pulſiert und dieſelbe endlich ohnmächtig wird. 
Wir in Wien brauchen nicht allein Geldzufluſs, ſondern auch Hilfe. 
Ich bin der Meinung, dafs die ärztliche Hilfe der Stadt Wien 
unter anderen Umſtänden und von anderen Arzten gebracht werden 
muss als von den Badern, die jetzt an der Stadt Wien herum— 
arbeiten. Wie mit den Finanzen der Stadt Wien umgegangen 
wird, das iſt die reine Curpfuſcherei. 

Meine Herren, heute zum erſtenmale ſehen wir die Reſultate 
jener Beſtrebungen, die wir — ich meine die Oppoſition — 
bekämpft und die die geehrte Gegenſeite mit der Fülle der ihr zu 
Gebote ſtehenden Macht, ja man könnte ſagen: mit Gewalt durch— 
gebracht hat. Sie alle, meine Herren, kennen meine Anſicht über 
die Vereinigung der Vororte mit Wien, eine Anſicht, die dahin 
gieng, daſs die Vereinigung der au in erſter Linie zu ſpät 
geſchah. 

Ein zweiter Fehler war, daß man es unterlaſſen hat, das 
linke Donauufer in das Gemeindegebiet von Wien einzubeziehen. 
Am linken Donauufer wird uns eine Concurrenzſtadt erſtehen, die 
wir ſpäter doch in das Gemeindegebiet von Wien einbeziehen 
werden müſſen, aber mit Opfern, dafs diejenigen Opfer, die wir 
jetzt zur Einbeziehung der Vororte bringen muſsten, ein reines 
Kinderſpiel dagegen find; und als Dritter im Bunde dieſes Sünden— 
regiſters iſt das Gemeindeſtatut. Meine Herren! dieſes Sünden— 
regiſter iſt groß genug, daſs es eine Partei erzittern laſſen möchte, 
die vielleicht ein etwas reineres Gewiſſen hätte, als es die liberale 
Partei hat. Nach meiner Anſicht war das Beſtreben der liberalen 
Partei bei Schaffung von Groß-Wien in erſter Linie dahin ge— 
richtet, das etwas ins Wanken gerathene Preſtige der Partei wieder 
auf die Beine zu bringen, und nur dieſer eine Geſichtspunkt war 
dabei maßgebend. Es iſt der geehrten liberalen Partei dabei 
gelungen unter ungeheuerem Hochdruck und den bekannten Wahl⸗ 
manövern, die durchgeführt wurden und die in dieſem Saale längſt 
beſprochen wurden, ihre Macht wieder zu befeſtigen, allerdings iſt 
dies nur dadurch möglich geweſen, dass man eine Claſſe, welche 
degradiert wurde, in eine niedere Kategorie verſetzte, andere wieder 
in eine höhere Claſſe verſetzte, nur zu dem Zwecke, um den liberalen 
Machern zum Siege zu verhelfen. Wie man ſagt, hat dieſe Arbeit, 
dieſe Wahlgeometrie, drei Jahre in Anſpruch genommen, eine lange 
Zeit, die vielleicht beſſer anders verwendet worden wäre, und nun, 
meine Herren, iſt ſie fertig, die reich beſetzte Tafel, von der uns 
Herr Baron Sommaruga, der Abgeordnete der Banken, im 
Wiener Landtag erzählt hat. Die geehrten Herren haben daran 


Es iſt eine traurige Erſcheinung in Wien, 


Platz genommen und verzehren nun die Früchte, 
Vergrößerung Wiens erwor ben haben. 

Es wäre aber ungerecht, wenn ich nicht noch einen anderen 
Factor erwähnen möchte, durch deſſen thatkräftige Unterſtützung 
ihnen dieſes Werk gelungen iſt, und das iſt die Judenpreſſe (Ge— 
lächter rechts). Da gibt es nichts zu lachen, es iſt wahr. Ein altes 
Sprichwort ſagt: Wo Aas iſt, dort ſammeln ſich die Raben 


die ſie bei der 


und Geier. (Unruhe rechts; Gem.-Rath Tagleicht: Pfui Teufel!) 


Kann es unter ſolchem Drängen und Haſten wundernehmen, 
weun an die wichtigſten und dringendſten Angelegenheiten, wie es 
nöthig geweſen wäre, vor der Einbeziehung der Vororte zu be— 
ſtimmen vergeſſen wurde? Meine Herren, wie kopflos man zu— 
werke gieng — ich bitte dieſen Ausdruck zu entſchuldigen, er iſt 
mir wirklich im Drange der Worte entwiſcht — (Gem.⸗Rath 
Vaugoin: Es iſt alles im vorhinein entſchuldigt!), man hat den 
Bewohnern vorgeſpiegelt, es werde ſich in Wien eine ungeahnte 
Bauthätigkeit entwickeln; angeblich um dieſe Bauthätigkeit zu fördern, 
iſt im vergangenen Jahre hier eine Petition an die hohe Regierung 
beſchloſſen worden, worin dieſelbe gebeten wird, ſie möge für Neu— 


und Umbauten eine Steuerfreiheit gewähren. Nachdem aber niemand 


heute weiſs, wie weit dieſe Steuerfreiheit gehen wird, baut aber 
gar niemand; und ſo kommen wir zu der traurigen Erſcheinung, 
daſs im ganzen bis jetzt 79 Bauten angemeldet find, und wir 
haben in Wien circa 426 Baumeiſter, ungerechnet die Maurer— 
meiſter. 

Trotzdem hat es einige tollkühne Grundbeſitzer gegeben, die 
gerne gebaut hätten, ich muſs aber ſagen „hätten“, weil fie nicht 
konnten. Man war nicht in der Lage, ihnen die Baulinie zu be— 
ſtimmen, weil das wichtigſte Inſtrument, der General-Bauplan, 
gefehlt hat. Wäre es denn, meine Herren, nicht vielleicht doch richtiger 


geweſen, wenn die Herren ihre geometriſchen Kenntniſſe, die ſie bei 


Aufſtellung der Wahlkörper aufgewendet haben, dazu verwendet 
hätten, den General-Baulinienplan zu beſtimmen, damit man hätte 
fertig bauen können? 

Es ſind den Herren vielleicht andere Errungenſchaften, goldene 
Sterne, die am Himmel ſchwebten, in den Augen gelegen. Ich 
meine nicht die Herren, welche hier verſammelt ſind, welche nicht 
Zeit gehabt haben zu ſolchen Arbeiten, ſondern die ganze Partei 
und die Herren, die nicht hereingekommen find. Als fid) die unbedingte 
Nothwendigkeit eines ſolchen Planes herausgeſtellt hat, ſind die 
Weiſen zuſammengetreten, haben über ihr Antlitz die Denkermiene 
gelegt und haben erklärt: „Ja, da muſs eine Commiſſion ein— 
geſetzt werden, dazu müſſen Kräfte aus dem Auslande beigezogen 
werden.“ Die Herren ſind über dieſe Eingebung, die ihnen geworden, 
ſelbſt erſchrocken und über die Weisheit derſelben, aber ganz anders 
haben jene Kreiſe gedacht, welche von der Sache wirklich etwas 
verſtehen. Ein homeriſches Gelächter iſt durch dieſe Kreiſe gegangen 
über den Beſchluſs, welchen der Stadtrath gefaſst hat: „Welcher 
Menſch wird ſo dumm ſein,“ hieß es, „und nach Wien kommen 


und hier 30.000 bis 40.000 fl. ausgeben, um einen Plan an⸗ 


fertigen zu laſſen, außerdem noch vor verſchiedenen Perſonen katzen— 
buckeln zu müſſen, um endlich bei der Preisbewerbung durchzufallen, 
dabei ein Jahr Zeit und 30.000 fl. bis 40.000 fl. extra zu ver: 
lieren“. Ich glaube, um einer ſolchen Hoffnung zu huldigen, mus 
man gewiſs einer der Weiſeſten aus dem Gemeinderathe, nämlich 
ein Stadtrath ſein. Der Herr Bürgermeiſter hat verſprochen, er 
wird Wien auf eine ungeahnte Höhe des Anſehens bringen, ich be— 
zweifle dieſe Abſicht gar nicht, aber man bemerkt es nicht. Meine 
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Herren! ich bin weder Stadtrath, noch habe ich die Ehre, dem 
Präſidium anzugehören, ich brauche daher auch nicht ſo weiſe zu 
ſein. Gleichwohl erlaube ich mir in dieſer Angelegenheit auch eine 
Meinung zu haben. Finden die geehrten Herren, dafſs dieſelbe gut 
iſt, wird es mich außerordentlich freuen. Findet ſie den Beifall 
nicht, ſo bleibt Ihnen der Troſt — ich meine nicht den Herrn 
Gem.-Rath Troſt, der gehört ohnedies Ihnen — ſondern die 
Herren können ſich darüber tröſten, daj8 es nicht 3000 fl. koſtet. 
Sollte ich in meinen Ausführungen in Nebenſächlichem irren, ſo 
bitte ich mich zu entſchuldigen. Die Beſchlüſſe des Stadtrathes ſind, 
wie Sie wiſſen, geheim, daher man nur aus den Blättern etwas 
erfahren kann, wenn es der eine oder andere der Herren nothwendig 
findet, zum Aufputze ſeiner Perſon etwas den Blättern aus— 
zuplauſchen. 

Seit September vorigen Jahres, meine Herren, wird über 
den General-Baulinienplan debattiert und ſoweit meine Infor— 
mationen reichen, iſt in dieſer Angelegenheit ein Comité ernannt 
worden, deſſen Beſchluſs dahingeht, eine Preisausſchreibung vor— 
zunehmen. Obwohl ich mit dem Comité einverſtanden bin, ſo 
muſs ich mich doch gegen die Preisausſchreibung, wie fie geplant 
iſt, auf das Entſchiedenſte wehren. Ich glaube, es wäre die groß— 
artigſte Blamage, in die wir gerathen könnten; wir gehen daran, 
eine neue Großſtadt zu ſchaffen und müſſen ſchon bei den erſten 
Arbeiten, welche wir ausführen wollen, auf ausländiſche Hilfe 
greifen. Ich glanbe, auch Sie müſſen mit mir das Beſchämende 
dieſes Vorganges fühlen. 


Es wäre eine Zurückſetzung für unſere Techniker; wir haben in 
Wien, ſoweit meine Informationen reichen, circa 100 Techniker, 
welche ohne Beſchäftigung ſind, aber unter dieſen Technikern gibt 
es Perſonen, welche Localkenntniſſe, Sachkenntniſſe und überhaupt 
die Fähigkeit hätten, einen ſolchen Plan durchzuführen; dieſe Männer 
werden wohl gerne bereit ſein, um gegen billige Entlohnung 
und mit großer Umſicht und vielem Fleiße daranzugehen einen 
ſolchen Plan zu entwerfen und mit Stolz zu ſagen: „Das Neu- 
Wien iſt unſer Werk.“ Ich habe hiefür folgenden Plan im Auge: 


Der General-Baulinienplan iſt durch das Stadtbauamt her— 
zuſtellen, nachdem aber die Kräfte desſelben zu dieſer Arbeit nicht 
ausreichen, ſo möchte ich es in folgender Weiſe für richtig halten: 
dafs das Stadtbauamt beauftragt werden möchte, die alten neun 
Bezirke, für die bereits einer oder mehrere Pläne beſtehen, zu 
ergänzen, richtig zu ſtellen, ſowie die Verbindungen des I. bis IX. 
Bezirkes mit den übrigen Bezirken feſtzuſtellen. Für die Bezirke 
X bis XIX wären ſechs Ingenieure zu beſtimmen, welchen je 
ein bis zwei Adjuncten und ebenſoviele Zeichner beizugeben wären. 
Die Aufgabe dieſes neuen techniſchen Corps wäre, im Anſchluſs 
an das Stadtbauamt beſtimmte Verbindungen zu beſchließen und 
die Pläne der ihnen zugetheilten Bezirke anzulegen und dieſes Corps 
ſollte dem Stadtbauamte unterſtehen. 


Was die Koſten anbelangt, ſo habe ich dieſelben, meine Herren, 
bereits in der folgenden Weiſe feſtgeſetzt: 

Es wären folgende Koſten: ſechs Ingenieure je 1800 fl. pro 
Jahr, das wären alſo 10.800 fl., zehn Adjuncten zu je 1200 fl., 
das wären 12.000 fl., zehn Zeichner je 800 fl., das wären 8000 fl. 
für Figuranten und Handlanger 2000 fl., Materialien und Druck— 
ſorten 3000 fl., Honorare für Baubeamte 2000 fl., für unvor⸗ 
hergeſehene Fälle 3000 fl. in Summe rund 41.000 fl. 
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Um dieſen Preis, meine Herren, ließe ſich ein General— 
Baulinienplan herſtellen, wie mich Fachleute verſichert haben, und 
iſt derſelbe innerhalb eines Jahres leicht fertigzuſtellen. 

Dieſe geehrten Fachleute haben mir weiter erklärt, dass es 
möglich wäre, die Hauptſtraßen und Hauptlinien für einzelne 
dringende Orte ſofort zu beſtimmen, ein Umſtand, den ich für 
außerordentlich wichtig halte, weil viele Bauten fofort beginnen 
könnten und dadurch der arbeitenden Bevölkerung Arbeit geſchaffen 
würde. 

Um nun die wichtigen Hilfskräfte: Ingenieure, Zeichner ac. 
zu erlangen, wären die Stellen öffentlich auszuſchreiben und hätte 
jeder Bewerber ſeinem Geſuche eine Skizze beizulegen, nach der er 
gedenkt, die Baulinienbeſtimmung vorzunehmen. Durch die Skizze 
hätten wir die Beſtätigung, daſs der Mann von der Sache etwas 
verſteht und durch die Ausſchreibung würden wir gewißs die richtigen 
Kräfte finden. Wenn die Ausſchreibung mit der nöthigen Energie 
vor ſich gienge, wäre es möglich, ſchon Mai mit dieſen Arbeiten 
beginnen zu können. 

Ich erlaube mir daher folgenden Antrag zu ſtellen: 

Der Gemeinderath beſchließe, den General Ban: 
linienplan der Stadt Wien in eigener Regie herzu— 
ſtellen, die bereits beſtehenden Pläne der Bezirke Ibis 
X ſind durch das Stadtbauamt zu ergänzen und richtig— 
zuſtellen, insbeſonders ſind die Verbindungsſtraßen und 
Plätze dieſer Bezirke mit den übrigen Bezirken XI bis 
XIX durch dasſelbe Amt zu beſtimmen; für die Bezirke 
XI bis XIX find ſechs Ingenieure mit dem Jahresgehalte 
von je 1800 fl., zehn Adjuncten mit dem Jahresgehalte 
von je 1200 fl., zehn Zeichner mit dem Jahresgehalte 
von je 800 fl. auf die Dauer des Planentwurfes, 
welche mit höchſtens einem Jahr beſtimmt wird, auf— 
zunehmen. 

Dieſelben haben im Anſchluſſe zu den vom Stadt— 
bauamte beſtimmten Verbindungen die Pläne der ihnen 
zugetheilten Bezirke anzulegen und unterſtehen dem 
Stadtbauamte. 

Auf dieſe Art, meine geehrten Herren, wäre es möglich, noch 
im Laufe dieſes Sommers Arbeit zu ſchaffen, beſonders aber einem 
künftigen Nothſtande im kommenden Winter, wie er dermalen 
beſteht, abzuhelfen. Meine Herren, durch eine ſolche That, durch 
Annahme und Durchführung meines Antrages würde ſich der 
Gemeinderath der Stadt Wien den Dank der geſammten Be— 
völkerung Wiens gewiis verdienen. 

Nachdem ich aber nun ſchon des Nothſtandes erwähnt habe, 
bitte ich, mir zu geſtatten, etwas näher darauf einzugehen. Die 
geehrten Herren werden darüber ſtaunen, welche Blüten jetzt treiben, 
und nachdem das Sprichwort gilt, heute mir, morgen dir, ſo 
könnte das, was mir geſchehen iſt, ja auch gelegentlich einem 
Herrn jener (rechten) Seite geſchehen, wenn er für das öffent— 
liche Wohl eintritt und dabei in ein Weſpenneſt ſticht, wie es mir 
gegangen iſt. 

Meine Herren! Niemanden von uns war es unbekannt, dass 
eine Menge Menſchen ohne Arbeit find, dafs viele darben. Aber 
ich möchte die Herren daran erinnern, zu jedem von Ihnen werden 
unzählige Bittſteller kommen, die Sie bitten, Sie möchten denſelben 
an dieſes oder jenes Amt eine Empfehlung mitgeben, und Sie 
werden erſtaunt ſein, wie ich es immer bin, wie orientiert die 
Leute ſind, wo etwas zu holen iſt. Es vergeht keine Woche, 
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wo nicht zwei oder drei Perſonen zu mir kommen, um Karten an 
den Herrn Bürgermeiſter oder andere Amter zu verlangen. Wenn 
ich dieſen Anſuchen ſofort entſprechen möchte, ſo würden die ganzen 
Armengelder des Herrn Bürgermeiſters für meine Perſon allein 
nicht genügen. Aber ich bin in der Richtung etwas vorſichtig und 
wenn ich Erhebungen pflege und nachgehe, ſo finde ich, daſs zum 
mindeſten vier Fünftel von dieſen Bittſtellern Profeſſionsbettler ſind. 

Und es iſt eine eigenthümliche Erſcheinung, daſs es gerade 
die ſogenannten beſſeren Claſſen ſind, die alle derartigen Winkel 
wiſſen und die recht bequem auf Koſten der allgemeinen Wohl— 
thätigkeit leben, während der Arbeiter im Schweiße ſeines Angeſichtes 
ſich plagen muss und darbt. Die Herren werden daher meine Ab— 
neigung gegen den Profeſſiousbettel begreifen. In neueſter Zeit 
nun, meine Herren, haben wir den Brotrummel und ich fühle 
mich geradezu verpflichtet, Ihnen hier an der Stelle der Stadt— 
verwaltung das Weſen desſelben klarzulegen. Es haben ein paar 
Juden, die ein Arbeiterblatt herausgeben, alſo von dem Arbeits- 
lohn des ſchweren Arbeiters leben, die Nothwendigkeit gefühlt, für 
ihr Blatt Reclame zu machen. Ich kenne derartige Machwerke und 
weiß, wie eine ſolche Reclame gemacht wird. Die Leute ſind auf 
den genialen Gedanken gekommen, daſs mit der Brotvertheilung 
etwas zu machen wäre, namentlich um damit ihre Gegner in der 
Partei niederzuſchlagen. Daßs es nur Reclame für das Blatt war, 
beweist der Umſtand, daſs das Ganze nur mit ſchwachen Mitteln 


inſceniert wurde, ja dafs die Redaction in Gefahr kam, demoliert 


zu werden. 

Hätten die Herren nun wirklich die Sache von der ernſten 
Seite aufgefasst, fo hätte es fie gewiſs nicht mehr gekoſtet, als 
zu einem ihrer Schutzherren zu gehen und zu bitten, und man 


ſo iſt es auch hier: Inden! und: Großthun mit Wohlthaten! 


Geradezu köſtlich aber war es anzuſehen, wie die judenliberale 


Preſſe dieſen Rummel den Antiſemiten in die Schuhe ſchieben 
wollte. Ich verweiſe hier nur auf das Szeps'ſche Tagblatt. Es 


hat ſeinen Leſern allen Ernſtes erklärt, die Antiſemiten ſeien daran 


ſchuld, dass jetzt die Verkehrsanlagen nicht gebaut werden können, 
und das wird von einem großen Theile des Publicums geglaubt. 
Lächerlich aber war das froſchähnliche Aufblähen eines Mitgliedes 
der Redaction dieſes Blattes, welches kürzlich in einer Verſamm— 
lung erklärt hat, es ſei ſeine Abſicht geweſen, die unteren Schichten 
der Bevölkerung zu revolutionieren, und dann ſagte, nur ein voller 
Magen revolutioniert. Ich war der Meinung, dass nur der leere 
Magen die Leute zur Revolution bringt, der Herr aber ſtellt den 
Grundſatz auf den Kopf. Als ſich mir im Landtage Gelegenheit 
bot, meine Anſichten auszuſprechen, gieng mein erſter Antrag dahin, 
man möge den Leuten Arbeit ſchaffen; wenn man die Arbeiter 
unterſtützen wolle, ſo möge dies durch Speiſemarken geſchehen oder 
in einer ſolchen Weiſe, daſs ein anſtändiger Arbeiter ſich deſſen 
nicht zu ſchämen braucht. 

Bei dieſer Gelegenheit habe ich meinem Unmuthe über den 
Profeſſionsbettel Ausdruck gegeben und erklärt, daſs der größte 
Theil der bei dieſen Brotvertheilungen ſich vordrängenden Leute 
Profeſſionsbettler waren, und ich habe auch ein Palliativmittel gegen 
dieſe Profeſſionsbettler angegeben, nämlich: hinaus mit den Leuten, 
ſchiebt ſie heim! Wir haben brave Arme hier; die wollen wir 
unterſtützen! Das durch ſeine Wahrheitsliebe bekannte „Wiener 
Extrablatt“, gewöhnlich heißt es, glaube ich, „illuſtrierte Hacke“, 
hat aber ſeinen Leſern vorgelogen, ich hätte geſagt, die Arbeitsloſen 
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ſollen abgeſchoben werden. Die jüdiſchen Arbeiterführer haben dieſe 
Lüge für ihre Zwecke ausgenützt, um die Arbeiter gegen mich auf⸗ 
zuſtacheln. Und was das Schönſte war, man wollte mich lynchen 
laſſen. (Gelächter rechts. — Rufe links: Es iſt wahr!) Letzten 
Samstag iſt nun das Corps der Rache erſchienen, und ſämmtliche 
Locale rundherum waren von Socialdemokraten unter Anführung 
eines Redactionsmitgliedes — von der „Volkspreſſe“, glaube ich 
— beſetzt, um mich kaltzuſtellen. Nur das thatkräftige Einſchreiten 
der Behörden hat eine Demonſtration oder viel Ernſteres ver— 
hindert. Andererſeits ſind mir aus den Vororten Mittheilungen 
von Arbeiterführern, die nur von Juden bezahlt ſind, zugekommen, 
dafs man noch viel Argeres gegen mich im Schilde führe. 

Nun, meine Herren von der Judenſchutztruppe, was ſagen 
Sie zu einem ſolchen Vorgehen? Wenn man in einer öffentlichen 
Körperſchaft für das Wohl des Volkes ſpricht und dabei die Juden 
berührt, ſo ſenden ſie Mörder gegen die Betreffenden aus. (Unruhe 
und Widerſpruch rechts. — Gem.-Rath Stiaßny: Das geht 
denn doch nicht an!) Ich habe Beweiſe in der Hand, daßs es 
geſchehen iſt. Früher wollten dieſe Leute, weil ich es wagte, die 
Unarten der Juden öffentlich zur Sprache zu bringen, mich 
finanziell zugrunde richten. Ich könnte Ihnen Stückchen von un— 
glaublicher Niedertracht und Erbärmlichkeit erzählen; ſagen Sie 
dergleichen einmal einem Antiſemiten nach! Man hat mir den 
Credit abzuſchneiden verſucht, der Informationsverein „Vindobona“ 
. .. (Lebhafte Unterbrechung rechts.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich 
bitte, der Herr Redner wird wohl ſelbſt zugeſtehen, dass dieſe 
Ausführungen mit dem Gegenſtande, nämlich mit der Debatte 


. „ 1 nung über den Voranſchlag in gar keinem Zuſammenhange ſtehen. 
ätte dann wirklich mit Mittel arbeiten können. Aber wie überall, ee 
0 V: | Widerſpruch links.) Abſolut nicht! Ich glaube bisher die Rede— 


freiheit im weiteſtgehenden Sinne gewahrt zu haben und habe 
den Herrn Redner alles mögliche jagen laſſen. Aber jetzt mujs ich 
ihn denn doch erſuchen, ſich an die Sache zu halten. (Rufe links: 
Er iſt provociert worden!) Es gibt keine Provocation. 


Gem-Nath Gregorig (fortfahrend): Ich anerkenne die bisher 
eingehaltene Objectivität des geehrten Herrn Vorſitzenden, danke 
ihm dafür und beuge mich feiner Ermahnung. Aber ich mufs 
mir erlauben zu bemerken, dass ich von drüben provociert worden 
bin. Meine Worte ſind als unwahr hingeſtellt worden, und ich 
habe den Beweis erbringen müſſen, dafs thätſächlich von den 
Juden gegen mich in der unerhörteſten Weiſe vorgegangen worden 
iſt. Man hat mich, wie ſchon erwähnt, finanziell zu Grunde 
richten wollen. Nachdem dies nicht gelungen iſt, ſendet man heute 
gegen mich Meuchelmörder aus. (Lebhafter Widerſpruch, Heiterkeit 
und Unruhe rechts.) 

Nun, meine geehrten Herren Juden! Ich habe vier Buben, 
und dieſe vier Buben werde ich derart erziehen, dais fie einen 


eventuellen Mord, der an ihrem Vater geſchehen iſt, gewiss in 


richtiger Weiſe rächen werden. 

Meine Herren, ich glaube Ihnen hier ein trauriges Bild 
ſocialer Zuſtände aufgedeckt zu haben. (Zwiſchenruf rechts.) Ich 
rufe nicht nach der Polizei, ſie kommt ſchon ſelber, wenn ſie noth- 
wendig iſt. 

Ich ſtelle Ihnen nur die ergebene Bitte, unterſtützen Sie 
meinen Antrag, nehmen Sie ihn an. Sie ſchieben allen derartigen 
Dingen, die wir jetzt miterlebt haben, einen Riegel vor. Trachten 
wir, daſßs wir jetzt Arbeit ſchaffen, dass derjenige, der wirklich 
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arbeiten will, Arbeit findet, und der Segen der Zeit wird über 
Sie kommen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich unterbreche die 


Sitzung auf fünf Minuten. (Die Sitzung wird auf fünf Minuten 
unterbrochen.) 

Die Sitzung iſt wieder eröffnet. Das Referat iſt auf kurze 
Zeit unterbrochen, weil es nothwendig iſt, ein anderes Stück zu 
referieren. Ich erſuche den Herrn Collegen Dr. v. Billing zu 
referieren. (Gem.⸗Rath Dr. v. Billing tritt an den Refe— 
rententiſch.) 

Vorerſt bitte ich die Herren Schriftführer, die Anzahl der 


anweſenden Mitglieder zu conſtatieren. (Nach einer Pauſe.) Es 


ſind 102 Mitglieder des Gemeinderathes anweſend. 
mit dem Referat zu beginnen. 

11. Referent Gem.⸗Nath Dr. v. Billing: Ich habe die Ehre, 
an Stelle des Dr. Hackenberg, welcher erkrankt iſt, über ein 
Geſchäftsſtück zu referieren, worüber die Herren die gedruckte 
Vorlage Nr. 202 und den dazu gehörigen Plan in Händen haben. 
Es handelt ſich um die Verwerthung von Grundſtücken in der 
Burggaſſe, welche die Gemeinde durch die Regulierung der Burg— 
gaſſe in das Eigenthum überkommen hat. Nach dem diesbezüglichen 
Vertrage mit der Tramwah-Geſellſchaft hat dieſelbe die Häuſer 
Nr. 6, 8 und 10 Ecke der Kirchberggaſſe und Burggaſſe einlöſen 
müſſen. Von dieſem eingelösten Grundtheile hat ſie den Theil, der 
zur Straßen⸗Verbreiterung dient, unentgeltlich abgetreten und hat 
ſie den rückſeitigen Baugrund ebenfalls unentgeltlich an die Gemeinde 
abzutreten gehabt. 

Es ſind nun durch dieſe Gründe Grundcomplexe entſtanden, 
und zwar ſehen Sie im Plane einen Complex, welcher ſchraffiert iſt 
und aus den rückſtändigen Bauparcellen Einl.⸗Z. 132 und 133, 
ferner aus der Parcelle Einl.-Z. 656 und aus einem Theile der 
aufgelaſſenen Marzellingaſſe beſteht. 

Dieſe Parcelle iſt vollkommen arrondiert, fie miſst 603 m? und 
kann ſofort verkauft werden. Außerdem iſt noch eine Parcelle ent— 
ſtanden, bezeichnet mit den Buchſtaben fg hif, welche 158 m? 
miſst, aber gegenwärtig noch nicht zur Verbauung geeignet iſt, und 
erſt dann, wenn der rückwärtige Theil der Marzellingaſſe auf- 
gelaſſen werden kann, zu einer Bauſtelle arrondiert werden wird. 
Die Auflaſſung der Marzellingaſſe iſt gegenwärtig noch nicht möglich, 
weil das Haus Nr. 6 in derſelben ein Fenſterrecht auf dieſe Gaſſe hat. 

Es handelt ſich alſo um die Verwertung der beiden Grund— 
ſtücke, ſowohl des ſchraffierten, als des nichtſchraffierten Theiles, und 
wurden Ihnen nun in dieſer Beziehung die entſprechenden Anträge 
vom Stadtrathe geſtellt. 

Der erſte Antrag des Stadtrathes geht dahin, es 
jeten ſowohl für die ſchraffierte, wie für die nichtſchraffierte 
Fläche kghiflſeigene Grundbuchs einlagen anzulegen und 
das Eigenthumsrecht der Commune auf dieſe beiden 
Parcellen einzuverleiben. 

2. Es iſt aber, um die Gründe verkaufen zu können, 
auch die Erlaſſung eines Landesgeſetzes und die Be— 
ſtimmung eines Minimalpreiſes nothwendig. Zur Zeit, 
als das Referat im Stadtrathe vorkam, wurde von 
Seite des Magiſtrates und des Stadtrathes für dieſe 
beiden Parcellen ein Minimalpreis von 80 fl. per m? 
angenommen. Nach dem aber nachträglich bezüglich der 
ſchraffierten Barcelle bereits Offerte“ eingelangt find, 
welche dieſe 80 fl. überſteigen, ja ſogar ein verbindliches 


Ich bitte 


Offert auf 100 fl. per m? vorliegt, hat der Stadtrath 
in der heutigen Sitzung über meinen Antrag beſchloſſen, 
den Minimalpreis bezüglich der ſchraffierten Fläche von 
80 fl. auf 100 fl. zu erhöhen, dagegen aber den Preis 
für die kleinere Fläche, die jetzt nicht verbaut werden 
kann, mit 80 fl. zu belaſſen, weil dieſer Preis mit 
Rückſicht auf die Unverbaubarkeit als entſprechend er— 
ſcheint und eine eventuelle beſſere Verwertung immerhin 
nicht ausgeſchloſſen iſt. 

Die Anträge des Stadtrathes liegen Ihnen gedruckt vor, und 
erlaube ich mir ſomit mit Berückſichtigung des abändernden Be— 
ſchluſſes vom heutigen Tage in folgender Weiſe Ihnen dieſelben 
vorzutragen (liest): 

„1. Die den Beſitzſtand der Gemeinde Wien bil— 
denden Realitäten E.-Z. 656, 132, 133 und der Theil 
der C. P. 1807, umſchrieben mit den Buchſtaben abe 
defga im Ausmaße von 603.94 m? find in eine 
Grundbuchseinlage unter Auszeichnung des Eigenthums— 
rechtes der Gemeinde Wien hierauf zuſammenzulegen 
und iſt für den Grund fghüf im Ausmaße von 138.63 m2 
gleichfalls eine beſondere Grundbuchseinlage unter Ein— 
tragung des Eigenthumes der Gemeinde Wien zu er: 
öffnen, wobei ſich die Gemeinde Wien vorbehält, dieſen 
Grund nach erfolgtem Umbaue des Hauſes Or.-Nr. 6 
Marzellingaſſe C.-P. 1807 aghka im Ausmaße von 
82.14 m? zu einer Bauſtelle im Geſammtausmaße von 
220.77 m? zu arrondieren. 

2. Behufs Genehmigung des Verkaufes dieſer 
Gründe iſt an den hohen n.⸗ö. Landtag um Erwirkung 
eines Landesgeſetzes heranzutreten und iſt als Einheits— 
preis für den Quadratmeter der zu verkaufenden Grund— 
flächen ein Minimalbetrag, und zwar bezüglich der 
Grundfläche abedefga von 100 fl. ö. W. und be: 
züglich der Grundfläche kghüf von 80 fl. per Quadrat— 
meter, feſtzuſetzen. 

3. Gegenwärtig iſt jedoch nur der ſtädtiſche Grund 
Figur abedefa im Ausmaße von 603.94 m? zum 
Verkaufe zu bringen, wobei es dem Käufer anheim— 
geſtellt bleibt, die Untertheilung dieſes Grundes auf 
zwei Bauſtellen zu erwirken und iſt dieſe Beſtimmung 
auch in die Verkaufs- reſp. Offertbedingniſſe aufzu— 
nehmen. 

4. Für den Verkauf dieſes Grundes iſt eine öffent— 
liche Offertverhandlung anzuberaumen. 

Mit dem Verkaufe des ſtädtiſchen Grundes, beſtehend 
aus der Figur fghif per 138.63 me, iſt vorläufig 
zuzuwarten, bis das Haus Or.-Nr. 6 Marzellingaſſe 
zum Umbau kommt oder umgebaut iſt, und iſt auch 
vorläufig die Arrondierung dieſes Grundes durch den 
reſtlichen Grund der Marzellingaſſe à g h Ka per 82.84 m? 
bis auf Weiteres zu verſchieben, um einen für die 
Gemeinde Wien mit ungünſtigem Ausgange zu gewär— 
tigenden Rechtsſtreite, betreffend das Fenſter-, rückſ. 
A sſichtsrecht zu Gunſten des Hanſes Or.-Nr. 6 Mar- 
zellingaſſe zu vermeiden.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſer Anträge. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Gelegentlich der 
Berathung über den Antrag des Stadtrathes Nr. 32, G.⸗Z. 713 ex 
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1892, betreffend den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Baugoin 
und Genoſſen auf Verkauf der ſtädtiſchen Bauſtellen I und IV 
der Gruppe K am ehemaligen Paradeplatz im J. Bezirk, hat 
die Oppoſition, nachdem Sie, wie ich glaube, voreilig den 
Schluſs der Debatte und die Wahl der Generalredner beſchloſſen 
hatten, den Saal verlaſſen und es ſind hier in dieſem Saale, 
wenn ich nicht irre, nur 72 Gemeinderäthe zurückgeblieben. Gewiſs 
waren nicht 92 Gemeinderäthe anweſend. Nichtsdeſtoweniger hat 
der damalige Vorſitzende, der Herr Bürgermeiſter Dr. Prix, 
über den Antrag des Stadtrathes abſtimmen laſſen und, nachdem 
ſich 70 Herrn dafür erklärt haben, denſelben als „Angenommen“ 
enunciert, mithin als Beſchluſs des Gemeinderathes hingeſtellt, 
bezüglich deſſen die Genehmigung ſeitens des n.⸗ö. Landtages zu 
erwirken war. Wir erblicken in dieſem Vorgehen des Herrn Bürger— 
meiſters Dr. Prix eine eclatante, und zwar ſowohl dem Worte 
als dem Sinne des Geſetzes nach eclatante Verletzung des be— 
ſtehenden Geſetzes, eine Verletzung, bezüglich welcher wir uns für 
verpflichtet halten, zu den äußerſten Mitteln zu greifen, um die 
Wiederholung eines ähnlichen Falles entſchieden zu vereiteln. Es 
geht nicht an, dafs das Geſetz, welches klar und deutlich ſpricht, 
nach Belieben des einen oder andern Vorſitzenden ausgelegt 
werden darf, ſondern wir erachten es als Pflicht des Vorſitzenden 
des Gemeinderathes, wir erachten es aber auch als eine Pflicht 
der Majorität, darauf zu ſehen, daſs die Beſtimmungen des 
Statutes, welches gerade von Ihrer Partei ausgearbeitet iſt, die 
Beſtimmungen, inſoferne ſie die den Schutz der Minorität betreffen, 
ebenfalls geachtet werden. Wir haben gegen das Vorgehen des 
Herrn Bürgermeiſters hier im Schoße des Gemeinderathes einen 
Antrag eingebracht und wir bedauern, dass über dieſen Antrag 
ſeitens des Stadtrathes bis auf den heutigen Tag nicht Bericht 
erſtattet worden iſt. Wir find der Meinung, dajs kein Juriſt, der 
hier in dieſem Saale ſich befindet, ja dafs überhaupt niemand, 
der überhaupt den Wortlaut eines Geſetzes zu beurtheilen in der 


Lage iſt, das Vorgehen des Herrn Bürgermeiſter Dr. Prix als 


gerechtfertigt erkannt hat. (Rufe links: Richtig!) Wir haben 
weiters einen Proteſt beim Statthalter von Niederöſterreich über— 
reicht, und zwar auf Grund des § 100 des Statuts, nach welchem 
der Statthalter nicht bloß berechtigt, ſondern auch verpflichtet iſt, 
geſetzwidrige Beſchlüſſe des Gemeinderathes zu ſiſtieren. Auch 
hierüber iſt bis heute eine Erledigung zu unſerem Bedauern nicht 
erfloſſen. 

Wir haben daher von dem Momente an uns an den 
Berathungen über ſogenannte 92ger Stücke nicht betheiligt, und zwar 
ſind wir dabei von der Anſchauung ausgegangen, daſs, inſolange 
das Geſetz hier in dieſem Saale verletzt wird, es wenigſtens eine 
Partei geben muß, welche den entſchiedenen Muth zeigt, dem Geſetze 
Achtung zu verſchaffen. (Beifall links.) In dem vorliegenden Falle 
hat der Herr Referent des Stadtrathes ſich mit uns in das 
Einvernehmen geſetzt, damit es ermöglicht werde, dieſe Angelegenheit 
in der heutigen Sitzung zu erledigen. 

Wir haben uns die Überzeugung verſchafft, dafs wenigſtens 
bezüglich eines Theiles der Anträge es den Intereſſen der Gemeinde 
entſpricht, wenn wir an der Berathung und auch an der Beſchluſs— 
faſſung theilnehmen. Wir erblicken aber auch in den mit uns zu 
dieſem Zwecke eingeleiteten Verhandlungen die Anerkennung des 
von uns eingenommenen Rechtsſtandpunktes, dafs ſowohl zur 
Debattirung als auch Beſchlufsfaſſung über derlei Gegenſtände 
die Anweſenheit von 92 Mitgliedern unbedingt erforderlich iſt. 
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Von dieſer Vorausſetzung ausgehend, haben wir beſchloſſen, die 
Debattirung und Beſchluſsfaſſung über dieſes Stück zu ermöglichen, 
und ſind daher heute hier. Aber wenn ein anderes Stück kommen 
ſollte, bezüglich deſſen wir der Meinung ſind, dajs dadurch die 
Intereſſen der Gemeinde in empfindlichſter Weiſe verletzt werden, 
weil entweder der Preis kein entſprechender iſt oder andere Gründe 
vorliegen, die für die Gemeinde eine Schädigung befürchten laſſen, 
werden wir wieder von dem uns nach dem Geſetze gewährleiſteten 
Rechte Gebrauch machen, um eine Beſchluſsfaſſung eventuell zu 
verhindern. Wir werden von dieſem unſeren Rechte rückſichtslos 
Gebrauch machen, um zu verhindern, daſs Gemeindegrund, Gemeinde— 
eigenthum in einer ſolchen Weiſe veräußert werde, der wir nicht 
zuſtimmen können. 

Nun erlauben Sie mir, dass ich zu dem vorliegenden Gegen— 
ſtande ſpreche. Ich richte diesbezüglich an den Herrn Vorſitzenden 
die Bitte, über den Punkt 1 in Einem abſtimmen zu laſſen. Gegen 
dieſen Punkt haben wir keine Einwendung zu erheben. 

Bezüglich der übrigen Punkte bitte ich eine Trennung vor— 
zunehmen und getrennt abzuſtimmen, und zwar ſowohl über den 
Grund a be def g à als auch über den anderen Grund, welcher 
mit fg h ü f bezeichnet iſt. Ich werde mir erlauben, die Gründe 
auseinanderzuſetzen, warum ich dieſe getrennte Abſtimmung wünſche. 
Für den erſten Grund ſoll, wie mir mitgetheilt wurde, und ich 
glaube auch, der Herr Referent hat es erwähnt, bereits ein Anbot 
von 100 fl. per m? vorhanden fein oder noch mehr, ich weiß es 
nicht. (Rufe: 100 fl!) Für dieſen Antrag werden wir ſtimmen. 
Wir ſind aber nicht der Meinung, das bezüglich der anderen 
Grundfläche von fg h if ein niedrigerer Preis, und zwar von 
80 fl. per m', beſtimmt werden ſoll. Wir find der Meinung, und 
ich ſtelle den Antrag, daſs entweder auch hier ein Betrag von 
100 fl. eingeſetzt werden ſoll, welcher vollſtändig richtig iſt, oder 
aber, dafs Sie die Beſchluſsfaſſung über dieſen Punkt, was nach 
meiner Meinung richtiger wäre, vertagen; und wiſſen Sie warum? 
Dieſer zweite Grund iſt jetzt ohnehin noch kein fertiger Grund, 
er wird ja erſt dann fertig, wenn das Haus Or.-Nr. 6 in der 
Marzellingaſſe umgebaut wird, bis die Marzellingaſſe ſelbſt frei 
und die Bildung des Grundes ermöglicht wird. Wir ſind alſo der 
Meinung, dass es bis zur Veräußerung dieſes Grundes noch ſeine 
guten Wege hat, dajs gewiſßs nicht innerhalb einer abſehbaren 
Friſt an die Veräußerung gegangen werden kann, und wir ſind 
daher der Meinung, dajs dieſer Punkt eventuell zurückgezogen 
werden könnte, beziehungsweiſe über denſelben nicht abzuſtimmen 
wäre. Jedenfalls aber, wenn Sie dieſer Meinung find, wenn Sie 
dieſen Vertagungs-Antrag bezüglich dieſes Punktes nicht annehmen, 
ſtelle ich den Antrag, dafs auch hier ein Minimalpreis von 100 fl. 
feſtgeſetzt würde, und ich bitte Sie, eventuell dem letzteren Antrage 
zuzuſtimmen. (Rufe links: Er iſt mehr wert!) Gewijs, er iſt ſogar 
mehr wert. — Warum? Man darf den Minimalpreis nicht ſo 
beſtimmen, dafs man den Wert der Gründe förmlich lünſtlich 
herunterreißt. 

Meine Herren! Wenn Sie einen Minimalpreis von 80 fl. 
feſtſetzen, ſo glauben die Leute, welche eventuell auf ſolche Gründe 
reflectieren, daſs, wenn ſie die nöthige Geduld entwickeln werden, 
der Gemeinderath, der bei Grundverkäufen mit außerordentlicher 
Schnelligkeit vorgeht, und von dem bekannt iſt, dajs er Mitglieder 
in ſich hat, die einen Grund gar nicht mehr anſchauen können, 
wenn er Eigenthum der Gemeinde iſt, ſondern die der Meinung 


2 


find, dass je ſchneller ein Grund wegkommt, es ein deſto größeres 
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Glück für die Gemeinde ift, das, wie geſagt, der Gemeinderath 
mürbe wird und den betreffenden Grund um 80 fl. hergibt. Das 
ſoll verhindert werden. 100 fl. werden für den einen Platz geboten, 
100 fl. ſind für den anderen gleichwertigen Platz der entſprechende 
Preis. Ich glaube, daſs die von uns geſtellten Anträge der 
Beachtung würdig ſind und empfehle Ihnen dieſelben zur Annahme. 
(Beifall links.) 


Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Ich habe auf die Auße⸗ 
rung des Herrn Redners, dafs in dem letzten Beſchluſſe eine Verletzung 
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des Geſetzes erblickt werden müſſe, nur zu erwidern, daſs die Sache | 
zum allermindeſten zweifelhaft ift und dass es viel beſſer wäre, i 5 ö 
kommen, wo der Landtag nicht mehr tagt; es können Berfaufg- 


abzuwarten, was ſeitens des Statthalters über den erwähnten 


Proteſt der Minorität geſchehen wird, und dass es dann Zeit iſt, 


über die Sache zu ſprechen. 


Was ich aber nicht zugeben kann, meine Herren, iſt, dafs 


hier von einem Rechte der Minorität, den Saal zu verlaſſen, ge | iſt es gut, den heutigen Verhältniſſen Rechnung zu tragen und 


ſprochen wird. Ich erachte, daßs jeder Einzelne von feinen Wählern 
hieher geſendet wurde zur Vertretung der Intereſſen der Gemeinde 
(Rufe links: Das geſchieht auch!), und dafs eine ſolche Art der 
Behandlung, bei welcher durch die Entfernung von Mitgliedern 
die Fortſetzung der Berathung unmöglich gemacht wird, meines 
Erachtens eine Pflichtverletzung iſt (Widerſpruch links) gegenüber 
den Pflichten, welche jeder Gewählte ſeinen Wählern gegenüber 
feierlichſt übernommen hat. (Widerſpruch links. — Beifall rechts.) 


Gem.⸗Nath Ferd. Mayer: Der Herr Referent hat bei der 
Erſtattung feines Referates mitgetheilt, daſs der Stadtrath zuerſt 
einen Minimalpreis von 80 fl. feſtgeſetzt hat und heute zur An- 
ſicht gekommen iſt, da ein Anbot auf 100 fl. geſtellt worden iſt, 
denſelben auf 100 fl. feſtzuſetzen. Ich möchte mir nun folgende 
Frage erlauben: Iſt dem geehrten Stadtrathe diesbezüglich, bevor 
er den Beſchluſs gefaſst hat, daſs der Minimalpreis mit 80 fl. 
feſtgeſetzt werden ſolle, eine Schätzung von Sachverſtändigen oder 
irgend ein Moment vorgelegen, welches den Stadtrath berechtigte, 
ſelbſt für den Grund eine Wertſchätzung anzugeben, oder was ihn 
veranlaſst hat, decidiert zu erklären, der Minimalpreis ſolle 80 fl. 
ſein? Ich habe den Ausführungen des Herrn Referenten diesbezüglich 
nichts entnommen. Meine Meinung geht dahin, dafs eine Schätzung 
nicht ſtattgefunden hat; hat fie aber ſtattgefunden, dann möchte 
ich eine beſtimmte Erklärung von dem Herrn Referenten darüber 
haben. 


Referent: Erſtens lief dieſer Act ſchon ſeit December vorigen 
Jahres, und bei derlei Parcellen gibt das Stadtbauamt ſeinen 
Bericht ab und meint von ſeinem fachmänniſchen Standpunkte aus, 
daſs als Minimalpreis dieſer oder jener Preis angeſetzt werden 
ſolle. Dieſe Schätzung des Stadtbauamtes wird dann vom Magi⸗ 
ſtrate geprüft, das hierauf ſeinen Antrag vorlegt. Dieſer Vorgang 
iſt auch hier eingehalten worden. Das Stadtbauamt hat ſeine 
Außerung dahin abgegeben — ohne dajs wir daran gebunden 
ſind, denn es war dermalen bekannt, dass dieſe Gründe möglicher- 
weiſe zu einem beſſeren Preiſe veräußert werden würden —, dais 
der Minimalpreis 80 fl. ſein ſolle. Ich habe erſt in den letzten 
Tagen das Referat übernommen und Kenntnis davon erlangt, 
dafs ein Kaufantrag mit 100 fl. vorliege, und habe vor allem 
veranlaſst, daſs die betreffende Partei ins Wort genommen werde, 
und hierauf noch einmal an den Stadtrath appelliert, dafs unter 
ſolchen Umſtänden der Preis dieſer Parcelle auf 100 fl. geſetzt 
werden könnte. Das iſt der hiſtoriſche Thatbeſtand. 
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Ich möchte nun, nachdem ich ſchon beim Worte bin, bitten, 
dafs man bezüglich der zweiten Parcelle bei 80 fl. bleibe, und 
zwar aus folgenden Gründen: Heute iſt dieſe Parcelle thatſächlich 
minderwertig, weil ſie nicht arrondiert iſt und ſich nicht leicht ver— 
bauen läſst. Wenn ſich aber heute irgend ein Unternehmer findet, 
der auf ſeine eigene Rechnung z. B. das Haus in der Marzellin⸗ 
gaſſe kauft und an uns herantritt, dann wird ſelbſtverſtändlich der 
Stadtrath durchaus nicht Luſt haben, dieſe Parcelle um 80 fl. 
herzugeben, ſondern wird Unterhandlungen einleiten und für die 
Gemeinde ſoviel als möglich herauszubringen ſuchen. 

Es kann aber ein ſolcher Zufall über Nacht, zu einer Zeit 


bedingungen vorliegen, die für die Gemeinde ſehr günſtig ſind, 
und das Geſchäft ſcheitert daran, dajs der Käufer keine Luft hat, 
zu warten, bis der Landtag zuſammentritt. Aus dieſen Gründen 


einen minderen Preis anzuſetzen. Ich bitte Sie, mir zu glauben, 
und Sie dürfen auf mein Wort doch etwas geben — dafs dieſe 
Summe nicht als wirklicher Kaufpreis ins Auge gefaſst iſt, und 
daßs, wenn ſich ein Unternehmen findet, auch 100 fl. für dieſe 
Parcelle ſich werden erzielen laſſen. Doch bitte ich Sie, die Unter— 
handlungen nicht eventuell zu erſchweren, indem Sie heute ſchon 
einen ſolchen Preis anſetzen. Ich empfehle Ihnen nochmals die 
Anträge des Stadtrathes. 

Ich bitte mir auch noch zu einer perſönlichen Erklärung das 
Wort aus. Herr Dr. Lueger hat ſoeben bemerkt, dass ich mir 
erlaubt habe, mich mit ihm ins Einvernehmen zu ſetzen. Um ja 
auf keiner Seite in dieſer Beziehung ein Miſsverſtändnis hervor⸗ 
zurufen, geſtatten Sie mir zu erklären, dass ich an Herrn Dr. 
Lueger herantrat, um ihn darauf aufmerkſam zu machen, dass 
das vorliegende Referat ſehr wichtig, für die Intereſſen der Ge⸗ 
meinde ſehr vortheilhaft iſt, und dafs man es geradezu als eine 
Schädigung der Gemeinde anzuſehen hätte, wenn einfach — ver— 
zeihen Sie den Ausdruck — durch einen Act der Rechthaberei die 
Beſchluſsfaſſung über dieſen Antrag wieder verzettelt oder gar un— 
möglich gemacht worden wäre. 

Von dieſem Pflichtgefühl getrieben, habe ich dem Herrn Gem. 
Rath Dr. Lueger einfach vorgeſtellt, daſs ich vermeine, dafs die 
Herren thatſächlich die Intereſſen der Gemeinde und die Intereſſen 
der Partei hinter ihren eigenen Standpunkt zurückdrängen würden, 
was ſie wirklich vielleicht ſelbſt nicht beabſichtigen und ſich dem 
Vorwurfe ausſetzen würden, dass ſie um einer Rechthaberei willen 
die Intereſſen der Gemeinde und die Intereſſen der Partei ſchädigen 
und habe gemeint, dass die Herren ihren Standpunkt durch irgend eine 
Erklärung klarſtellen und aufrecht erhalten können, aber dennoch 
die pflichtmäßige Betreuung ihrer Angelegenheiten durchführen können. 
Das war der Inhalt meiner Intermediation. Ich bin überzeugt, 
Herr Dr. Lueger wird keinen Moment anſtehen, die vollkommene, 
ich möchte jagen, wortgetreue Richtigkeit meiner Erklärung zu be⸗ 
ſtätigen und damit iſt von vornherein die Möglichkeit eines jeden 
Miſsverſtändniſſes ausgeſchloſſen. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Ferd. Mayer: Der Herr Referent hat uns die 
Mittheilung gemacht, dafs diesbezüglich keine Schätzung vor⸗ 
genommen wurde, dass der Magiſtrat, reipective das Stadtbauamt, 
den Wert bemeſſen haben. Dies veranlaſst mich, die Frage doch 
nochmals zu erörtern. Dies gibt uns nämlich den Beweis, daſs 
das, was der Herr Referent vom Referententiſche ſpricht, durchaus 
kein Evangelium iſt. Sie haben den Beweis, dajs der Stadtrath 
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in erfter Linie gemeint hat, dafs 80 fl. genügen, weil der Magiſtrat 
den Wert fo bemeſſen hat. Allerdings wird auch gejagt, dass ein 
Anbot mit 100 fl. vorgelegt wurde. Dies gibt aber den Fingerzeig, 
daſs der Stadtrath Veranlaſſung nehmen möge, daſs man, wenn 
derartige Anträge zu ſtellen ſind, außer durch das Stadtbauamt 
auch durch Schätzleute den Wert beſtinunen laſſe. Es ſoll dies kein 
Miſstrauensvotum für das Stadtbauamt fein, aber für den Stadt- 
rath wird dies eine Beruhigung ſein, wenn auch Fachmänner über 
die Wertbemeſſung ihr Urtheil abgeben. Ich glaube, der Herr 
Referent wird dem Antrage nicht entgegentreten, weil es im 
Intereſſe des Stadtrathes ſelbſt gelegen iſt, dajs er ſich volle 
Gewiſsheit verſchafft, und dann die Eventualität ausgeſchloſſen 
wird, dajs ein Vertagungs-Antrag geſtellt wird. Ich ſtelle alſo den 
Antrag: daſs dies bezüglich im Einvernehmen mit Fach— 
männern die Schätzung vorgenommen werde, und das 
ſoll bei der Erſtattung des Referates genügen, wenn 
beide Anſchauungen des Stadtbauamtes und der Schätz— 
leute vorliegen. 


Gem.-Rath Frauenberger: Meine Herren! Auf mich hat 
die Rede des Führers der Oppoſition den Eindruck gemacht, dajs 
er das Bedürfnis fühlt, ſein Vorgehen in der vorletzten Sitzung, 
als es ſich um den Verkauf der Gründe auf dem Paradeplatze 
handelte — die Abſtimmung hierüber hat er allerdings verhindert — 
vor der Offentlichkeit entſchuldigen zu müſſen. (Lebhafter Widerſpruch 
links.) Auf mich hat es den Eindruck gemacht. Bei dieſer Gelegenheit 
mufs ich bemerken, daſs es ſchon ſehr weit gekommen iſt hier im 
Gemeinderathe; es mufs, wie wir gehört haben, der Referent die 


Oppoſition bitten, daſs fie mitwirkt (Referent: Das habe ich nicht 


gethan!) an ihrer Pflichterfüllung. (Lebhafter Widerſpruch und Unruhe 
links.) Meine Herren, behalten Sie doch ruhig Blut. (Erneuerte 
ſtürmiſche Unterbrechungen links.) 

Die Sache verhielt ſich damals fo: die Herren waren hier . . .. 
(Rufe links: Zur Sache!) — ich bin bei der Sache .. ... 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Der Herr 
Redner iſt nicht bei der Sache; es handelt ſich um den Verkauf 
von Bauſtellen in der Burggaſſe; ich bitte ſich darauf zu beſchränken. 


Gem.⸗RNalh Frauenberger (fortfahrend): 
nur zu erwidern, dafs der Herr Vorſitzende die ellenlange Rede des 
Führers der Oppoſition auch nicht hätte zulaſſen ſollen; er war 
auch nicht bei der Sache; und wenn man findet, dafs ich nicht 
bei der Sache war, ſo war der Vorredner in der früheren Debatte, 
Herr Gem.⸗Rath Gregorig, auch nicht bei der Sache, welcher 
die Geſchmackloſigkeit begangen hat, nur über die Juden-Journale 
zu ſprechen. Der Herr Vorſitzende hat es gehört und nicht gerügt, 
und ich bitte um Entſchuldigung, aber es wird immer nur dieſe 
Seite unterbrochen und die andere nicht. Ich mußs bemerken, 
meine Herren, daßſs dieſes Hinauslaufen der Oppoſition eine 
Spielerei iſt, das gehört ſich nicht, eine ganz erbärmliche Spielerei. 
Die Wählerſchaft ſchickt Sie nicht her, daſs Sie hier Spielerei 
treiben. — Nun komme ich zur Sache wegen der Burggaſſe. Hier 
muſs ich das Bedauern ausſprechen, dass dieſes Referat jo ſpät 
hierher gelangt iſt. Ich mußs es bedauern, dieſes Referat hätte meines 
Erachtens ſchon längſt hier ſein können. 

Es wird hier geſagt, daſs die Gründe um 100 fl. in der 
Burggaſſe noch zu billig ſind. Meine Herren! 100 fl. in der 
Burggaſſe. Ich glaube, das iſt ein Preis, der ziemlich hoch 
genannt werden muſs. Ich bin ſehr zufrieden, wenn ein höherer 


Darauf habe ich 
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Preis als 100 fl. erzielt wird; aber einen höheren Minimalpreis 
kann man nicht verlangen. 

Im übrigen mußs ich mich verwahren, dass es den Führern 
der Oppoſition geſtattet wird, uns hier ſolche Epiſteln vorzuhalten. 

Gem-ANath Djörup: Hochgeehrte Verſammlung! Es hat 
mich ſehr gefreut, das Herr Dr. Lueger zur Einſicht gekommen 
iſt (Gelächter links), dajs dieſer Preis unter gewiſſen Verhältniſſen 
ein ſehr guter genannt werden kann. Es iſt ſehr vortheilhaft, 
wenn dieſes Stück mit 100 fl. per Quadratmeter verkauft wird. 
Ich glaube aber, wenn Herr Dr. Lueger ein biſschen mehr 
Kenntnis vom Baugeſchäfte hätte und das übrige Stück etwas 
näher in Augenſchein nehmen würde, dais er auch für die SO fl. 
wird ſtimmen müſſen, weil dieſer Theil nur eine Tiefe von 
12 m hat und bei einer Tiefe von 12 m kann niemand ein 
anſtändiges Haus hinbauen, weil die Tracttiefe zu klein wird; 
man kann ja den Hof von 15 Percent nicht herausbringen und 
auch wenn man das Nachbargrundſtück dazu kauft, bringt man die 
Tracttiefe noch nicht heraus. 

Ich glaube alſo, daſs mit Rückſicht hierauf der Preis von 
80 fl. ſogar im Vergleich zu den anderen Preis von 100 fl. ein 
ſehr hoher iſt, nachdem man kein entſprechend tiefes Haus hin— 
bauen kann. Man kann nicht einmal armſelige kleine Wohnungen 
hinbauen, geſchweige Wohnungen für Beamte. Sie können alſo 
zuſtimmen, dass 80 fl. genehmigt werden, weil dies im Vergleich 
zur Tiefe des Grundſtückes ein ſehr guter Preis iſt. 

Gem.⸗Nath Tueger: Meine Herren, Sie werden mir viel- 
leicht geſtatten, daſs ich auf die Provocationen des Herrn Führers 
der nervöſen Oppoſition (Heiterkeit) gar nicht eingehe. 

Ich glaube — und darauf beſchränke ich mich — es iſt das 
nicht die richtige Antwort darauf geweſen, daßs die Oppoſition im 
Saale verbleibt. Das war nicht die richtige Antwort. 

Ich erkläre Ihnen nur, daſs, inſoweit es in unſerer Macht 
gelegen iſt, die Gründe nächſt dem Rathhauſe nicht um 110 fl. 
per Quadratmeter verkauft werden; das Kunſtſtück wird Ihnen 
nicht gelingen, außer Sie treiben 92 Gemeinderäthe in ihrer 
eigenen Partei zuſammen, dann können Sie es thun, früher nicht. 

Nun komme ich zum Gegenſtande; ich habe Ihnen keinen 
höheren Minimalpreis beantragt als 100 fl. und nur geſagt, wenn 
der eine Grund um 100 fl. verkauft wird, ſoll auch der andere 
um den Minimalpreis von 100 fl. verkauft werden, und Sie 
werden mir rechtgeben, wenn ich Ihnen auseinanderſetze, daßs 
der eine Grund jetzt überhaupt nicht verkauft werden kann, weil auf 
dem jetzigen Grunde ein Bau gar nicht aufgeführt werden kann. 
Der Platz wird erſt dann verkäuflich werden, wenn das Haus Nr. 6 
Marzellingaſſe erbaut wird, wenn dadurch die Marzellingaſſe frei 
wird und zu dem jetzigen Bruchſtück hinzugeſchlagen werden kann, 
um die Bauſtelle kg h k k zu creieren. Dieſe Bauſtelle iſt dann, 
wenn ſie gebaut iſt, gerade wegen ihrer Kleinheit mehr wert als 
die Bauſtelle, welche jetzt verkauft wird. (Rufe: Sehr richtig!) 
Wenn jemand im Bau⸗ und Grundgeſchäfte etwas verſteht, ſo 
muss es doch der Betreffende wiſſen, daſs dann, wenn ich einen 
Grund kaufe, der zur Gänze verbaut werden kann, derſelbe ein 
viel größeres Reinerträgnis haben wird und einen viel größeren 
Wert repräſentieren wird, als ein anderer Grund. 

Ich empfehle dem unmittelbaren Herrn Vorredner, er möge 
ſich erkundigen, welche Häuſer in Wien das größte Zinserträgnis 
abwerfen und er wird hören, daſs es jene Häuſer am Graben 
ſind, welche aus nichts anderem als aus einer Hausfront beſtehen. 
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Der unmittelbare Herr Vorredner iſt zwar ein Zimmermeiſter, 
aber, wenn er praktiſch ſeine Grundſätze in dem Verkaufe von 
Baugründen ausübt, dann glaube ich, wird es geſcheiter ſein, er 
kauft keine Baugründe, denn er verſteht von der Sache nichts. 
(Heiterkeit.) Aber nun etwas Weiteres, meine Herren. Wenn die 
Burggaſſe durchgeführt wird, ſo erhalten dieſe Gründe einen 
bedeutend höheren Wert als jetzt und jeder, der die dortigen 
Verhältniſſe kennt, muſs mit mir übereinſtimmen. Darum glaube 
ich, es ſoll die Beſchluſsfaſſung über dieſen Theil, der gar nicht 


drängt, aufgeſchoben werden; bezüglich deſſen müſſen Sie ſich freie 
entweder müſſen Sie die Sache verſchieben oder 


Hand bewahren; 
den Minimalpreis von 100 fl. vermehren. Das ſind die Anträge, 
die ich geſtellt habe und die der Sache vollkommen entſprechen. 
Aber noch etwas lernen Sie aus dieſem Referate, hier haben Sie 
gedruckt den Antrag des Stadtrathes vom 28. December 1891, 
worin beantragt wird, daſs auch die Parcellen a, b, c u. ſ. w. um 
den Minimalpreis von 80 fl. per m' hintangegeben werden und 
heute — es iſt noch kein Vierteljahr verfloſſen — beantragt der 
Referent 100 fl. per m?. Wiſſen Sie, wie viel das iſt? Die 
Differenz iſt über 12.000 fl. und jene Verkaufsfanatiker, welche 
uns immer Zinſenrechnungen vormachen, wenn fie wollen, dajs 
die Gründe der Gemeinde Wien verſchleudert werden, welche immer 
mit dem Zinſenverluſte kommen, wenn ſie ihrer fanatiſchen Ver— 
kaufswuth fröhnen wollen, ſollen mir ein Capital ſagen, welches 
in nicht ganz drei Monaten 12.000 fl. Zinſen trägt bei einer 
Geſammtſumme von 48.000 fl. Ich frage, welches Vermögen 
trägt ſolche Zinſen und ich möchte die Herren Fanatiker fragen, 
ob ſie nicht zugeben müſſen, dafs der Grund, welcher übrig bleibt, 
wenn die Burggaſſe durchgeführt werden kann, wenn ſie eine 
Verkehrsſtraße bis an die neue Grenze Wiens wird, bedeutend 
mehr wert wird. Es ſagt der Herr Referent ſelbſt, der Stadt— 
rath wird den Grund nicht um 80 fl. hergeben. Gut, ſchützen 


wir uns und ſagen wir gleich 100 fl. Wenn Sie jetzt 80 fl. ſagen, 


genügt eine einfache Majorität, um den Grund zu verkaufen. 


Wenn Sie aber 100 fl. ſagen, ſo ſind wir geradezu gerettet 
und wollen Sie den Grund billiger verkaufen, ſo brauchen Sie 
eine qualificierte Majorität. Ich glaube, Sie ſollten auch die 
Minorität ſchätzen. Zum Schluſſe noch eine Bemerkung. In allen 
Geſetzen, in welchen die Debattierung und Beſchlufsfaſſung über 
einen Gegenſtand an die Anweſenheit einer beſtimmten Anzahl von 
Mitgliedern und an eine qualificierte Majorität gebunden iſt, in 
allen dieſen Geſetzen liegt folgende Tendenz: 


Es ſoll der gewöhnlichen Majorität nicht möglich ſein, ſo zu 
ſchalten, wie ſie will; es ſoll auch die Minorität Rechte und 
Waffen haben, und ſie ſoll doppelte Waffen haben, nämlich einmal 
durch Hinausgehen zu verhindern, dass ſoviele Gemeinderäthe 
anweſend ſind, das iſt unſer Recht, und wenn wir, meine ſehr 
geehrten Herren, der Meinung find, daj3 der Preis zu gering iſt 
— ſo iſt es unſer Recht, unſere verdammte Pflicht und Schuldig— 
keit. (Rufe rechts: Nein!) 


Ja, das iſt in allen parlamentariſchen Körperſchaften, meine 
Ihre Partei hat es ſelbſt ausgeübt, bei Fragen, wo deren 


Herren! 
5 in Frage gekommen ſind, bei Wahlen wurde es 
von Ihrer Partei wiederholt ausgeübt und Sie wollen uns ver— 
argen, daſs wir von dem gleichen Rechte Gebrauch machen, wenn 
wir unſere Pflicht erfüllen, zu verhindern, daſs Gründe, welche 
der Gemeinde gehören, um einen unverhältnismäßig geringen Preis 
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verkauft werden. 
zu betrachten. 
Übrigens erkläre ich zum Schluſſe noch Folgendes: Wie man 
in den Wald hineinſchreit, ſo tönt es aus dem Walde zurück. 
Behandeln Sie uns parlamentariſch anſtändig (Rufe rechts: 
Gregorig!, fo wird man Ihnen ebenfalls in parlamentariſch 
anſtändiger Weiſe entgegenkommen. Behandeln Sie uns aber 
parlamentariſch unanſtändig, wie es häufig ſchon geſchehen iſt, 
meine Herren! dann müſſen Sie ſich auch gefallen laſſen, wenn 
wir von Mitteln Gebrauch machen, die zu den äußerſten gehören. 
Alſo, es hängt von Ihnen ab. Ich habe das Entgegenkommen des 
Herrn Berichterſtatters, welcher von Seite eines Parteigenoſſen in 


Von dieſem Standpunkte aus wäre die Sache 


ſo unerhörter Weiſe angegriffen wurde — denn mich geniert das 


nicht, 


wenn der Herr College aus dem VII. Bezirke eine böſe 
Bemerkung macht, aber er hat den Referenten angegriffen — das 
Entgegenkommen alſo habe ich für ſehr anſtändig, und ſage es 
offen, für äußerſt loyal gehalten! Er hat mir nichts anderes 
geſagt, als was ich ſelbſt hier erwähnt habe, und ich erblicke in 
dieſem ſeinem Entgegenkommen zugleich auch implicite die Aner- 
kennung, daſs ich mit meiner Auslegung des Geſetzes rechthabe, 
daſs 92 Mitglieder ſowohl bei der Debattierung, als bei der 
Beſchluſsfaſſung anweſend ſein müſſen und deshalb ſind wir auch 
hier geblieben; der Herr Referent war anſtändig und deswegen 
finden Sie uns hier auf unſerem Platze. 

Gem.-Nath Htehlik: Der Herr Vorſitzende hat, bevor er 
ſeinen Aufruf gegen uns erlaſſen hat, geſagt, wir ſind hieher 
geſchickt worden, um unſere Pflicht zu erfüllen. Ja, das ſage ich 
auch; wir find hieher geſchickt worden, um unſere Pflicht zu er- 
füllen, aber nicht unſere Pflicht zu erfüllen in der Weiſe, dass wir 
zu Allem „Ja“ und „Amen“ jagen, wie Sie wünſchen. Ich muss 
auf eine Sache zurückkommen. Wenn wir damals geſagt hätten, 


ja, wir ſtimmen dem Preiſe von 110 fl. zu, ſo wäre der Platz 


ſchon vergeben worden. Übrigens, der Platz iſt ſchon verkauft, er 
wäre ſchon verkauft und ein Baumeiſter hat mir geſagt, er verdiene 
daran 70.000 bare Gulden. So ſteht die Sache und ich will Ihnen 
ein Gleichnis vorbringen. 

Ein Platz auf einem abſchüſſigen Berge in der Burggaſſe iſt 
um 100 fl. zu verkaufen und der Platz hier um 110 fl. Ich über⸗ 
laſſe es Ihrem Gerechtigkeitsgefühl, zu entſcheiden, für welchen Grund 
man mehr Zins bekommt, für einen Platz in der Nähe des Nath- 
hauſes oder für einen dort. Da hat man die Parallele, was theuer 
und was billig iſt. Wir ſind nicht hier, um Plätze in Wien im 
Preiſe herabzudrücken und den Bauſpeculanten in die Hand zu 
arbeiten. Wenn wir das thun, ſo ſchädigen wir die Hausbeſitzer in 
Wien. Wir ſind aber nicht hier, um dieſe chicanieren zu laſſen. 
Wir müſſen unſeren Beſitz zu erhalten ſuchen, er darf nicht 
verſchachert und verſchleudert werden; wie es in dieſem Falle ge— 
ſchehen würde. 

Wenn der Vorredner aus dem VII. Bezirke geſagt hat, es it 
das Spielerei, ſo ſage ich ihm: wir ſpielen nicht, wir bleiben bei 
der Ehrlichkeit und werden unſer Recht hier weiter zu wahren ſuchen. 
Unſere Wähler haben uns hieher geſchickt, Gerechtigkeit zu üben. 

Gem.-Aath Jedliöka: Sehr geehrte Herren! Ich werde 
mich ſehr kurz faſſen, aver ich kann nicht umhin, mich dagegen zu 
verwahren, daj8 man uns immer vorwirft, die Oppoſition treibe 
mit dem Hinausgehen Spielerei. Wir haben ein gewiſſes Recht, 
auch unſer Urtheil abz Auge en, über alles, was hier geſprochen wird, 
wir haben das Recht, „Ja“ zu ſagen, es muss uns auch das 
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Recht zuſtehen, „Nein“ zu ſagen. Nun, wenn wir das „Nein“ 
nicht ſo zur Geltung bringen können, indem wir einfach nein ſagen, 
ſo gehen wir ganz einfach weg und bringen unſer Nein zur Geltung. 
Was beabſichtigen wir mit dieſer Negation Ihrer Anträge? 

Wir beabſichtigen nur, die Anträge, welche uns nicht paſſen, 
in welcher wir eine Verſchleuderung des Gemeindegrundes ver— 
muthen und als ſolche erklären, zu verhindern, und wir erachten 
es nur als unſere Pflicht, und nicht als Rechthaberei, wie es hier 
bezeichnet wurde. Wenn man uns hieraus den Vorwurf macht, 
daſs wir nicht parieren, quasi, daſs wir dem Herrn Referenten 
immer Oppoſition machen, fo mußs ich jagen: Ja, wir find zu 
dem Zwecke hiehergekommen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich muſs 
auch Sie bitten, zur Sache zu ſprechen. Das ſind abgethane Dinge. 
Ich bitte, ſich an den Antrag des Referenten zu halten. 

Gem.-Rath Jedliéka: Ich werde ſchon dazukommen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Aber ich bitte, recht bald! 

Gem.-Nath Zedliéſa: Heute geſchieht es noch. (Heiterkeit 
links.) Wenn wir hereingekommen wären, um zu dem Vorgebete 
des Referenten Amen zu ſagen, da hätte man ja Strohmänner 
auch hereinnehmen können. (Richtig! links.) Wir vertreten unſeren 
Standpunkt und die Intereſſen der Bevölkerung. Es iſt geradezu 
ſpaßig, wenn man uns zumuthet, daßss wir damals hätten hier 
bleiben ſollen, wie man die Plätze beim Rathhauſe zu dem 
Minimalpreiſe von 110 fl. hergeben will, hier neben dem Rathhauſe, 
neben dem ſchönſten Hauſe von ganz Wien, vor einem Parke, um 
110 fl., und draußen in der Burggaſſe wollen Sie 100 fl. bekommen? 
Iſt das für dieſe Entfernung eine Differenz, dort draußen und 
hier in der Stadt? Damals war es unſere Pflicht, hinauszugehen, 
um zu verhindern, dass Sie das Gemeindegut nicht fo wegſchmeißen, 
und ich bin überzeugt, daßs geradefogut, wie der Stadtrath 
beantragt hat, für einen Baugrund 80 fl. zu verlangen, und ſich 
doch ein Käufer gefunden hat, der 100 fl. gab, daſs auch hier ſich 
ein Käufer finden wird, der nicht 110 fl., ſondern 130 fl. geben 
wird. Aber nur nicht überhaſten und hinausſchmeißen! Ich habe 
weiter nichts auszuführen und habe nur zu bitten, daſs Sie dem 
ja gewiss berechtigten Antrage des Herrn Dr. Lueger zuſtimmen. 

Gem.-Nath Noſenſtingl: Es iſt wirklich ſchwer, wenn ich 
einen gewöhnlichen Ausdruck brauchen will, bei der Stange zu 
bleiben. Wenn jemand hier hereinkommen und zuhören würde, jo 
könnte er nicht ſofort herausfinden, ob hier von einem Baugrunde 
bei dem Rathhauſe oder ob über einen Baugrund in der Burggaſſe 
die Rede iſt, und es iſt ſehr ſchwer, jetzt auf das, was geſagt 
worden iſt, zu reflectieren, ohne auch jene Frage zu berühren. 
Ich will mir aber dieſen Zwang anthun und will ſoviel als möglich 
nur von der Burggaſſe reden. 

Nur Eines geſtatten Sie mir zu bemerken. Es wird jetzt ein 
Vergleich gezogen zwiſchen dem Preiſe von 80 fl. in der Burggaſſe 
und dem von 110 fl. beim Rathhauſe. Ich habe dieſe Preiſe als 
Minimalpreiſe aufgefaſst und ich glaube, ſie müſſen auch als 
Minimalpreiſe aufgefajst werden. Geradeſo wie das Geſetz verlangt, 
daſs hier 92 Gemeinderäthe ſein und 70 abſtimmen ſollen, damit 
nicht ein Verkauf erfolge, der vielleicht die Gemeinde ſchädigen 
könnte, ſo glaube ich, daſs auch das zu verſtehen iſt, daſs ein 
Minimalpreis vom Landtage bewilligt werden mus, damit nicht 


die Gemeinde unter irgend einen Preis herabgehe und das Gemeinde- 


eigenthum vielleicht verſchleudert würde. So verſtehe ich es. Aber 


es iſt ja gar keine Rede davon, dafs dadurch irgendwie präjudiciert 


wäre, einen ſolchen Grund um einen höheren Preis zu verkaufen 
und ich habe mich wirklich gewundert, dajs neulich die Herren — 
ich weiß nicht, waren ſie davon überzeugt oder haben ſie ſich nur 
ſo geſtellt — glaubten, es werde der Grund wirklich um 110 fl. 
verkauft. Das fällt ja, meine Herren, keinem Menſchen ein. 
Übrigens will ich Ihnen etwas in parenthesi ſagen: Wenn heute 
jemand für dieſen Grund 100 fl. bietet, jo iſt das Geſchmacksſache. 
Ich freue mich ſehr darüber und würde mich noch mehr freuen, 
wenn jemand mehr bietet. 

Ich für meine Perſon würde den Preis nicht bieten, wie ich 
den Grund kenne (Gelächter links), aber es iſt ja recht gut, wenn 
jemand, der auf eine beſtimmte Gegend ein Faible hat, einen 
höheren Preis bietet, weil er dort ein Haus haben will. (Unruhe 
und Rufe links: So ungeſchickt!) Auf den Plätzen aber, die dort 
um 110 fl. ausgeboten ſind, laſten Servituten. Sie wiſſen, wie 
ſehr die Arcaden den Wert des Gebäudes vermindern. Es wäre 
ja keinem Menſchen eingefallen, deswegen 110 fl. zu bieten, weil 
110 fl. bewilligt ſind. Wir haben da den ſchönſten Beweis für 
die Unrichtigkeit der Anſicht, dafs der Minimalpreis ein ſtehender 
ſei. Gerade in unſerem Bezirke war es ja bekannt, dais 80 fl. 
aufgeſtellt wurden und trotzdem hat ſich jemand gemeldet, der 
100 fl. bietet. Das iſt ja der beſte Gegenbeweis, und wenn wir 
heute 100 fl. aufſtellen, wird jemand, der die Sache für ſehr 
wertvoll hält, 150 fl. dafür bieten. Die ganzen Declamationen 
des Herrn Dr. Lueger zerfallen vor dieſer Thatſache, welche den 
Beweis liefert, daſs man ſich an den Minimalpreis nicht hält, 
wenn man den Grund ſelbſt theurer bewertet. Ich habe es 
gewuſst und viele Leute haben es gewusst, dass der Grund mit 
80 fl. geſchätzt war. 

Und weil ich gerade das Wort „ſchätzen“ ausſpreche, fo 
wende ich mich gegen den anderen Herrn Redner, welcher ver— 
langte, daſs eine Schätzung durch Schätzmeiſter vorgenommen 
werden ſolle. Ich mußs ſchon bitten, meine Herren, denn doch 
ein biſschen mehr Reſpect vor dem Stadtbauamte zu haben, die Herren 
ſind geradeſo beeidet, wie irgend ein Schätzmeiſter. 

Und wenn das Bauamt einen Preis angibt, ſo ſoll man ihm 
Vertrauen ſchenken, das ſind wir ihm ſchuldig. Ich mus mich 
ſehr dagegen verwahren, daſs man über das Bauamt, welches 
dazu aufgeſtellt iſt, um ſämmtliche Baumeiſter von Wien zu con⸗ 
trolieren, welches alſo die Bauleitung bildet, wieder Schätzmeiſter 
ſtellen ſoll. Dann dürften Sie auch die Bauamtsbeamten nicht 
hinausſchicken, unſere Bauten zu controlieren, wenn Sie ſo wenig 
Vertrauen zur Fähigkeit und Ehrlichkeit des Bauamtes haben. 
Wenn ein Privater oder irgend eine Behörde, die ein Bauamt 
nicht zur Verfügung haben, ſich eines Schätzmeiſters bedienen, ſo 
iſt das natürlich. Wir aber haben ein Bauamt zur Verfügung 
und brauchen keinen Schätzmeiſter dazu. Das Bauamt hat auch 
ganz richtig geſchätzt, indem es für den Grund 80 fl. augenommen 
hat. Ich muſs denn doch Herrn Dr. Lueger aufmerkſam machen, 
daſs er beſſer thäte, wenn er nur bei feinem Fache bliebe, denn 
er hat immer Unglück, wenn er ſich in techniſche Dinge einmiſcht. 
(Lebhaftes Gelächter links.) Herr Dr. Lueger geht von dem 
Standpunkte aus, den er einmal bei Gericht geäußert hat, 


dafs der geſunde Menſchenverſtand genüge, um eine Dachconſtruction 


zu beurtheilen. Da müſste ich erſt den Nachweis haben, dajs über: 
haupt der geſunde Menſchenverſtand da iſt. Denn es gibt Techniker 
genug, die ſich nicht getrauen, mit ihrem techniſchen Wiſſen ſofort 
eine Dachconſtruction zu beurtheilen — tüchtige Techniker, uur ſind 
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es ſolche, die nicht ſpeciell mit Eiſenconſtructionen zu thun haben 
und die ehrlich und beſcheiden genug ſind, zu ſagen: das iſt eine 
Special⸗Angelegenheit. Es iſt unter allen Technikern bekannt, dass 
die Eiſenconſtructionen eigentlich die höchſte Stufe des techniſchen 
Wiſſens ſind. Nun, Herr Dr. Lueger jagt, es genügt der geſunde 
Menſchenverſtand dazu und von dieſem Standpunkte aus will er 
alle techniſchen Fragen mit ſeinem Laienwiſſen beurtheilen (Lebhafte 
Schluſs⸗Rufe links), und er will einen Mann mit einer Phraſe 
zurechtweiſen, der ganz das Richtige geſagt hat. 

Das wiſſen wir ja recht gut, daſs, wenn man den Baugrund 
bis 90% ausnützen kann, derſelbe wertvoller wird. Das iſt ja im 
Principe richtig. Aber, meine Herren, Sie wiſſen ebenſogut, dafs 
wir uns in Wien ein Normalhaus mit einem Doppeltract vor— 
ſtellen, nämlich einem Zimmer auf die Gaſſe und einem Zimmer 
in den Hof. Das iſt das allermindeſte. Das wiſſen alle, und ich 
fordere die Herren Bauleute auf, mir zu widerſprechen. Ebenſo iſt 
es Thatſache, daſs dieſe Zimmer 5% m oder 5˙80 m haben und 
man rechnet ein ſolches Haus mindeſtens mit 6° 4‘, das ſind 
rund 17 m. Hier haben wir eine Grundtiefe von 17 m 66 dm. 
Wenn alſo der Mann einen normalen Doppeltract bauen will, ſo 
kommen 66 cm für den Hof, und wenn er in der Burggaſſe einen 
Doppeltract bauen will, fo bleiben ihm 1½ m. (Lebhafte Schluſs— 
Rufe links.) 

Ich bedauere recht ſehr, ich enthalte mich doch ſoviel als 
möglich jeder Polemik und gebe mir alle Mühe, ſachlich zu ſein, 
um das, was ich weiß, hier zum beſten der Gemeinde vorzu— 
bringen. Ich mufßs geſtehen, ich bedauere es ſehr, — ich verlange 
nicht für meine Perſon Ihre Aufmerkſamkeit, aber ich glaube, ich 
befinde mich in einer anſtändigen Verſammlung, wo man doch die 
gewöhnlichſten Begriffe des Auſtandes berückſichtigen ſollte. (Bravo, 
Bravo! rechts.) Was ich ſage, gehört zur Sache, weil es unmög— 
lich iſt, den Grund gleich hoch zu bewerten. Es geht nicht. Es wäre 
ſehr gut, wenn fie den Grund um 20 fl. verkaufen können oder 
wenn Sie ihn noch höher verkaufen können trotz dieſer Mängel, 
die er hat. Ich bedauere, dafs die Parcellierung hier nicht anders 
gemacht worden iſt. Da könnten Sie einen Fehler herausconſtruieren. 
Hier könnte man ſagen, wäre eine Grundabtheilung vorgenommen 
worden, hätte man einen Streifen von 2 oder 3 m abgeſchnitten, 
um ihn für eine andere Partie aufzubehalten, dann wäre der 
Grund wertvoller geworden. Da könnte man kritiſieren. 

Hier mußs ich Kritik üben, wie das eingetheilt iſt, und ich 
glaube das nur damit erklären zu können, dals man eine Parcellierung, 
eine Grundtrennung, nicht hat vornehmen wollen; aber vom techniſchen 
Standpunkte könnte man hier wohl Kritik üben, denn der Grund 
wäre bedeutend mehr wert, wenn er um 2 m tiefer wäre. Ich 
beurtheile die Sache ganz unbefangen, aber das iſt nun einmal 
geſchehen. Mit der Trennung der Abſtimmung bin ich daher ganz 
einverſtanden, ich bitte aber die 100 fl. und 80 fl. zu laſſen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Gem.⸗Rath 
Dr. Friedjung hat das Wort zur Geſchäftsordnung. (Nach 
einer Pauſe.) Derſelbe iſt abweſend. Der Herr Gem.⸗Rath Schnee— 
weiß hat das Wort. (Derſelbe verzichtet.) 

Gem.-Nath Dr. Grübl (zur Geſchäftsordnung): Ich glaube 
nur der Stimmung der ganzen Verſammlung zu entprechen, wenn 
ich den Antrag auf Schluſs der Debatte ſtelle. (Beifall.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich erſuche jene Herren, 
welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Dieſer Antrag iſt augenommen. Das Wort haben noch die 
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Herren Gem.⸗Räthe Bärtl, Djörup, Frauenberger, 
Vaugoin, Hawranek, Weitmann. 

Gem.-Nath Beutnitz (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage 
die Wahl von Generalrednern. (Lebhaftes Gelächter links.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Ich erlaube mir, die 
Umfrage zu ſtellen. (Es erklären ſich pro: die Gem.-Räthe Bärtl 
und Vaugoin; contra: Gem.⸗Rath Hawranek; die Gem. 
Räthe Djörup und Weitmann verzichten; Gem.-Rath 
Frauenberger wünſcht das Wort zu einer perſönlichen Be— 
merkung.) Es iſt die Wahl von Generalrednern beantragt; ich 
erſuche jene Herren, welche dafür ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Ich erſuche die Herren Gem.⸗Räthe Bärtl und Vaugoin, 
ſich auf einen Generalredner zu einigen. (Stürmiſche Heiterkeit.) 
Generalredner contra iſt Herr Gem.-Rath Hawranek. (Große 
Unruhe und Gelächter links.) Ich bitte die Sache doch etwas ernſter 
zu behandeln. (Nach einer Pauſe.) Generalredner pro iſt Herr 
Gem.⸗Rath Bärtl. 

Gem.-Rath Närtl: Meine Herren! Ich hätte auf das Wort 
verzichtet, aber ich ſpreche mit Vergnügen einige Worte in dieſer 
Angelegenheit, und zwar gilt dies dem letzten Herrn Vorſprecher. 
Er hat geſagt, er ſpricht zur Sache, hat aber Sachen vorgebracht, die 
er in öffentlicher Sitzung nicht hätte vorbringen ſollen. Ich getraue 
mich gar nicht nachzuſagen, was er als Fachmann hier ausgeſprochen 
hat. Wenn es auf ihn ankäme, ſo glaube ich, falls die Partei 
hier wäre, und fragen würde, ob ſie den Platz um 100 fl. haben 
möchte, ſo würde er ſagen, nimm ihn ja nicht. So etwas thut 
man nicht in öffentlicher Sitzung. Die communalen Gründe werden 
ja durch ſolche Ausſprüche geradezu entwertet. Der Herr Sprecher 
aus dem VII. Bezirke hat geſagt, die Herren ſollten für 100 fl. 
ſtimmen, das thun wir ja, wir ſtimmen dieſem Minimalpreis zu, 
aber wir wollen ihn auch bei den 80 fl. haben. Die Sache geht 
unter Einem an den Landtag bei dem Minimalpreiſe von 100 fl. 
und 80 fl. und wenn wir hier zweierlei Preiſe in derſelben Gegend 
angeben, ſo wird der Landtag darüber erſtaunen. In nächſter Nähe 
haben wir bereits 100 fl. als Preis, und jetzt wollen Sie wieder 
80 fl. als Minimalpreis haben. Wenn dieſes Haus dort einmal 
beſeitigt iſt, hat ja der Grund einen noch größeren Wert. 

Um kurz zu ſein, bitte ich Sie, nehmen Sie den Antrag des 
erſten Herrn Sprechers Dr. Lueger an, er wahrt die Intereſſen 
der Commune viel mehr als Sie. (Unruhe rechts.) 

Gem.⸗Nath Hawranek: Ein Herr hat uns vorgeworfen, 
daſs wir die Intereſſen unſerer Wähler nicht wahren. Da mache 
ich aufmerkſam auf die verſchiedenen Transactionen und Grund— 
verkäufe, z. B. beim Müller'ſchen Hauſe; damals waren 140 fl. 
per m? beantragt, das Stadtbauamt hat den Grund auf 160 fl. 
geſchätzt, und ich habe damals aufmerkſam gemacht, weil ich voraus 
gewusst habe, daſs der m? um 340 fl. verkauft werden wird. 
Natürlich haben wir es aber nur ſoweit gebracht bis zu 160 fl. 
per m'. Damals haben wir alſo auch etwas erſpart, dadurch, 
dajs wir Oppoſition machten; die Oppoſition iſt immer zum guten, 
und wenn der Herr Bürgermeiſter geſagt hat, wir wahren die 
Intereſſen der Bevölkerung nicht, fo mufs ich mich dagegen ent: 
ſchieden verwahren, gerade mit dieſem Hingusgehen wahren wir 
die Intereſſen der Wähler, weil wir verhindern, daſs Gründe ſo 
verſchachert werden, um einen Preis, der überhaupt gar nicht zu— 
läſſig iſt. Dem Herrn aus dem VII. Bezirke mufs ich bemerken, 
dass es traurig iſt — ich weiß nicht, wer ihm das eingeredet hat, 
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aber der vertritt doch die Intereſſen der Bevölkerung ſchon am 
allerwenigſten, denn er entwertet die Gründe ſelbſt. Wenn der 
Käufer vielleicht auf der Gallerie iſt, wird er ſich denken, das iſt 
nicht ſoviel wert, da gebe ich die 100 fl. gar nicht dafür. Damit 
iſt uns aber ſchlecht gedient. Ich habe mich contra eintragen 
laſſen, aber ich bin für den Antrag des Herrn Dr. Lueger, und 
ich habe nur das Wort ergriffen, damit ich ſagen kann, was mancher 
für Unſinn zuſammenſpricht, trotzdem er ein Gelehrter iſt, Ingenieur 
oder Advocat. 


Referent: Ich wollte eigentlich verzichten und würde damit 
am beſten thun, allein es drängt mich doch, eine Bemerkung zu 
machen und zwar die, dafs mich über den Verlauf der Debatte 
das tiefſte Bedauern erfüllt hat. Ich bedauere lebhaft, dass durch 
eine ebenſo unnöthige wie unpaſſende Rede eines Herrn die Debatte, 
welche bis zu ſeinem Eingriff einen ruhigen und ſachlichen Verlauf 
nahm, eine geradezu turbulente geworden iſt. Ich bedauere es 
umſomehr, als ich von meinem Standpunkte immer nur die 
Sachlichkeit vor Augen habe und ſolche Dinge mir geradezu 
zuwider find. Ich erkläre das von dieſem Pulte aus. Ich muſs 
das umſo ſchärfer hervorkehren, als es dem Herrn gefallen hat, 
mir gegenüber zu ſagen, ich ſei zur Oppoſition betteln gegangen, — 
ein Vorwurf, den ich hiemit mit aller Entrüſtung zurückweiſe. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) Ich bin noch zu 
niemand betteln gegangen, weder zu dem Herrn im VII. Bezirke, 
noch zu den Herren der Oppoſition. Wenn aber in der Erkenntnis, 
daſs eine Sache durchgeführt werden muſs, damit die Commune 
nicht Schaden erleide, ich an die Oppoſition herantrete mit 
offenem Viſir, fo bettle ich nicht, ſondern habe Vorſtellungen 
gemacht. (Lebhafter Beifall links.) Das iſt nicht nur mein Recht, 
Sondern auch meine Pflicht. Ich verbitte mir ein- für alle— 
mal ſolche Ungezogenheiten, von welcher Seite ſie auch immer 
kommen mögen. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 
Wenn ich in dieſer Beziehung irgendwie über den Standpunkt 
hinausgegangen bin, jo wäre mir das gewiſs von Seite der 
Oppoſition hier entgegengehalten worden und zwar wäre ich gewißs 
vor meinen anderen Collegen gehörig blamiert worden. Ich ſage 
aber und thue nichts, um mich zu blamieren. — (Gem.-Rath 
Frauenberger meldet ſich zum Worte.) 


Nun bin ich fertig mit den perſönlichen Bemerkungen. Was 
nun die Sache ſelbſt betrifft, halte ich den Antrag des Stadtrathes 
aufrecht und bitte Sie, aus den Gründen, welche ich mitgetheilt 
habe, dafs dieſer Grund heute thatſächlich mit den anderen, welche 
arrondiert und verkäuflich ſind, nicht gleichgeſtellt werden kann, 
dem Antrage zuzuſtimmen. Der Vorwurf, daßs das Referat zu ſpät 
kommt, iſt nicht begründet. Herr Collega Dr. Hackenberg hat 
vier- bis fünfmal gebeten, Bericht erſtatten zu können, er iſt leider 
durch die langathmigen und der Stellung des Gemeinderathes 
gerade nicht zuträglichen Reden gehindert worden, zum Referate 
zu kommen. Dann iſt er erkrankt und weil die Sache wirklich 
dringend iſt, habe ich mich herbeigelaſſen, dieſelbe vor Ihnen zu 
vertreten. Ich bitte nochmals, die Anträge des Stadtrathes anzu— 
nehmen. | 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich mußs bemerken, dafs 
ich den Ausdruck, welchen der Herr Referent mit Beziehung auf 
Außerungen, welche hier gefallen ſind, nämlich den Ausdruck „Un— 
gezogenheiten“ als einen über die Grenzen, welche hier gezogen 
ſind, hinausgehenden Ausdruck bezeichnen muſs. Ich erſuche, ſich 
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bei den weiteren Auseinanderſetzungen die möglichſte Beſchränkung 
auferlegen zu wollen. 
Gem.-Nath Weitmann (zu einer perſönlichen Berichtigung): 
Es hat ein Herr College unſerer Seite die Bemerkung gemacht, 
daſs es denn doch nothwendig wäre, bevor das Stadtbauamt einen 
Baugrund hintangibt, daſs jener von Fachleuten geſchätzt werde. 
Darüber hat ſich das ehemalige Mitglied des Bauamtes, der Ver— 
treter des VII. Bezirkes, in einer Weiſe geäußert, dass er gejagt 
hat, man ſolle denn doch annehmen, daſs man dem Bauamte 
ſoviel Zutrauen ſchenken dürfe, daſs die Gründe richtig geſchätzt 
werden, Ich verweiſe darauf, dafs man dem Bauamte nicht in allen 
Fällen das nöthige Vertrauen entgegenbringen kann, obwohl ich 
in das Bauamt keinen Zweifel ſetzte. Aber es iſt nicht unfehlbar, 
und zwar deshalb, weil es bei den Häuſern in der Lerchenfelder— 
ſtraße ein Haus mit fünf Fenſter Front . . .. 
Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter (einfallend): 
Herr Redner, was wollen Sie denn conſtatieren? 
Hem.- Bath Weitmann: Dass ſich das Bauamt geirrt hat, 
und das werden mir Herr Vorſitzender erlauben. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte, fi im Rahmen 
einer Berichtigung zu halten. 
Gem.-Nath Weitmann: Ich muſs doch motivieren. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Sache iſt erledigt. 
Gem.-Nalh Weilmaun: Nein, fie iſt noch nicht erledigt, 
ich habe den Fall noch nicht genau präciſiert. In Lerchenfeld 
wurden zwei Häuſer von dem Stadtbanamte geſchätzt, das eine 
hat fünf Fenſter Front, das andere acht Feuſter Front. Das mit fünf 
Fenſter Front wurdemit 20.000 fl. und das mit acht Fenſter Front 
mit 21.000 fl. geſchätzt und obwohl beide zweiſtöckig und einen 
gleich tiefen Baugrund haben, wurde das eine Haus um 20.000 fl. 
und das andere um 30.000 fl. verkauft; ſo ſehen oft die Schätzungen 
des Stadtbauamtes aus. Das Bauamt iſt nicht unfehlbar in 
dieſer Beziehung. Ich kann daher ohne Schätzung nicht zuſtimmen. 
Gem.-Rath Vaugoin (zu einer Berichtigung). Ich halte 
mich für verpflichtet eine Außerung zu berichtigen, welche ein 
Sprecher dieſer Seite (links) aus dem VII. Bezirke gemacht hat. 
Bezüglich der Gruppe K, die aus ſechs Bauſtellen beſteht, hat er 
folgende Außerung gemacht, er hat geſagt: Der Platz wäre ſchon 
verkauft und der Baumeiſter wird bei dem Wiederverkaufe 70.000 fl. 
verdienen. Dieſe Bemerkung iſt vollſtändig unrichtig und unwahr. 
Es iſt ein Offert an den Stadtrath ſeitens eines Käufers auf die 
Bauſtelle V der Gruppe K gelangt. Dieſe Bauſtelle war mit 105 fl. 
geſchätzt, der Minimalpreis von Seite des Landtages mit 100 fl. 
genehmigt und das Offert auf 107 fl. per m? geſtellt. In der 
heutigen Stadtraths⸗Sitzung iſt von mir darüber referiert und die 
Ablehnung beantragt worden. Ich habe mich verpflichtet gefühlt, 
dieſe auf Unwahrheit beruhende Außerung richtigzuſtellen, weil 
durch ſolche Außerungen das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Thätigkeit des Gemeinderathes und Stadtrathes erſchüttert wird. 
(Zuſtimmung rechts.) | 
Gem.-Rath Frauenberger: Vor allem mußs ich berichtigen, 
daſs die Burggaſſe bereits durchgeführt iſt, weil der Führer der 
Oppoſition auf den Umſtand hingewieſen hat, daßs die Gründe 
noch theuerer werden, wenn erſt die Burggaſſe durchgeführt ſein 
wird. Ferner habe ich zu berichtigen, dass ich, wie ja das ſteno— 
graphiſche Protokoll zeigen wird, dem Herrn Referenten keinen 
Vorwurf gemacht habe, daſs er mit der Oppoſition in dieſem 
Falle unterhandelt hat. (Widerſpruch links. Rufe: O, ja!) Nein! 


Ich bitte, 


544 


Ich habe nur darauf hingewieſen, wie weit es ſchon im Gemeinde: 
rathe gekommen iſt, daſs, wenn man ein Referat durchbringen 
will, man erſt mit der Oppoſition verhandeln muſss. (Widerſpruch 
links.) Das wird das ſtenographiſche Protokoll zeigen. 

Ferner bedauere ich unendlich, meine Herren, dafs ein Mann 
in den Jahren des Referenten ſich ſoweit hinreißen laſſen kann, 
als ein jo hochgebildeter Mann und Advocat in einer öffentlichen 
Verſammlung von „Ungezogenheit“ zu Sprechen. 

(Referent: Das wiederhole ich!) 

Ich glaube, ſo viel Tact hätte ich dieſem Manne zugemuthet. 
Ich bedauere, dass er es gethan hat, ich bin aber rehabilitiert 
durch die Erklärung des Herrn Vorſitzenden und will dieſem Manne 
nicht weiter wehthun. (Gelächter links.) 

Gem.-Nath Stehlik (zu einer Berichtigung): Ich muss mir 
erlauben, den Herrn StR. Vaugoin zu berichtigen, dais ich 
gejagt habe, dafs der Platz zu billig iſt und daſs mir ein Bau— 
meiſter erklärt hat, wenn zwei oder drei Bauſtellen verkauft werden, 
an dieſen Bauſtellen 60: bis 70.000 fl. zu verdienen. 
hat mir ein Fachmann geſagt. Wenn der Fachmann weniger ver— 
ſteht wie Herr Vaugoin, dann überlaſſe ich es dem Herrn 
Vaugoin. 

(Gem.⸗Rath Vaugoin: 
Protokolle!) 

Gem.-Nath Dr. v. Billing (zur Berichtigung): Ich con— 
ſtatiere nur, daſs der Herr Vertreter des VII. Bezirkes ausdrücklich 
geſagt hat: Es iſt ſoweit gekommen, daſs, wenn man eine Sache 
durchbringen will, der Referent zur Oppoſition betteln gehen muſßs. 
(Rufe links: So iſt es!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir können nun endlich 
zur Abſtimmung ſchreiten. Der Punkt 1 kann angenommen werden, 
auch wenn der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Ferd. Mayer 
auf Zurückweiſung angenommen würde. 

Ich bringe ſohin den Punkt 1 zur Abſtimmung und bitte 
jene Herren, welche demſelben zuſtimmen wollen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. | 

Gegen Punkt 2 kommt zuerst zur Abſtimmung der Antrag 
des Herrn Gem.-Rathes Mayer auf Zurückweiſung des Actes zum 
Behufe . 

Gem.-Rath Ferdinand Mayer: Ich habe den Antrag 
überhaupt geſtellt für die Zukunft. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Das iſt alſo nur ein 
principieller Antrag. Dann wird folgendermaßen abgeſtimmt. Es 
wird getrennt abgeſt'mmt bezüglich der Bauſtelle abedefa und 
bezüglich der Bauſtelle f g h i f. Bezüglich der erſteren Bau— 
ſtelle wird beantragt, einen Minimalpreis von 100 fl. feſtzu⸗ 
ſetzen. Bevor der Antrag bezüglich der zweiten Bauſtelle zur 
Abſtimmung kommt, wird abgeſtimmt über den Antrag Lue ger, 
es ſei bezüglich dieſer Bauſtelle die. Beſchluſsfaſſung zu vertagen. 
Fällt der Antrag, ſo kommt der Gegen-Antrag auf 100 fl. zur 
Abſtimmung. Fällt dieſer, ſo kommt der Referenten-Antrag auf 
80 fl. zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche dem 
Punkte 2, ſoweit er ſich auf die Bauſtelle abe de fa zum 
Minimalpreiſe von 100 fl. bezieht, zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Einſtimmig angenommen. 

Jetzt kommt die Bauſtelle fshif und der Vertagungs— 
Antrag des Herrn Dr. Lueger, es ſei bezüglich dieſer Bauſtelle 
jetzt nichts vorzukehren. Ich erſuche jene Herren, welche dieſem 
Antrage zuſtimmen, die Hände zu erheben. (Nach einer Pauſe.) 


Es ſteht im ſtenographiſchen 
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Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe.) Der Ver— 
tagungs⸗Antrag iſt abgelehnt. 
Nun kommt der Antrag des Lueger, es ſei bezüglich dieſer 


Bauſtelle der Verkauf zum Minimalpreiſe von 100 fl. zu erwirken. 


Ich bitte jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, ſich zu 
erheben. (Geſchieht.) Ich bitte das Stimmenverhältnis zu conſta— 
tieren. (Nach einer Pauſe.) Für dieſen Antrag ſind 55 Stimmen. 
Ich mußs alſo jetzt den Antrag des Referenten auf 80 fl. zur 
Abſtimmung bringen. (Rufe links: Nein, es ſind ja 102 Gemeinde— 
räthe anweſend!) Es ſind 55 Stimmen dafür, wir brauchen aber 
mehr. Ich bitte jene Herren, welche dem Antrage des Referenten 
auf Verkauf zum Minimalpreiſe von 80 fl. zuſtimmen, ſich zu 
erheben. (Geſchieht. — Rufe links: Dieſelben Leute, die früher 
dafür geſtimmt haben, ſtimmen jetzt dagegen. — Lebhafte Un— 
ruhe.) Es ſind 69 Stimmen. Dieſer Antrag hat alſo auch nicht 
die nöthige Majorität. 

Bezüglich des Punktes 3 iſt keine Einwendung erhoben 
worden. Ich bitte jene Herren, welche dieſem Punkte zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche dem Punkt 4 „öffentlicher 
Verkauf“ zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. 

Der zweite Theil des Punktes 4 bezieht ſich auf die Vor— 
kehrungen, welche in Zukunft etwa nothwendig ſind. Ich bitte 
jene Herren, welche dieſem Theile zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Die den Beſitzſtand der Gemeinde Wien 
bildenden Realitäten E. Z. 656, 132, 133 und der 
Theil der C.-P. 1807, umſchrieben mit den Buchſtaben 
abcedefga im Ausmaße von 60394 m? find in 
eine Grundbuchs einlage Auszeichnung des 
Eigenthumsrechtes der Gemeinde Wien hierauf zu— 
ſammenzulegen und iſt für den Grund kghif im 
Ausmaße von 138.63 m? gleichfalls eine beſondere 
Grundbuchseinlage unter Eintragung des Eigen— 
thumes der Gemeinde Wien zu eröffnen, wobei ſich 
die Gemeinde Wien vorbehält, dieſen Grund nach 
erfolgtem Umbaue des Hauſes Or.-Nr. 6 Marzellin— 
gaſſe C.-P. 1507 aghka im Ausmaße von 82-14 m? 
zu einer Bauſtelle im Geſammtausmaße von 22077 m? 
zu arrondieren. 

2. Behufs Genehmigung des Verkaufes dieſer 
Gründe iſt au den hohen n.-ö. Landtag um Erwir— 
kung“ eines Landesgeſetzes heranzutreten und iſt als 
Einheitspreis für den Quadratmeter der zu 
kaufenden Grundflächen ein Minimalbetrag, und 
zwar bezüglich der Grundfläche abe def g a von 
100 fl. ö. W. feſtzuſetzen. 

3. Gegenwärtig iſt jedoch nur der ſtädtiſche Grund 
Figur abede fa im Ausmaße von 60394 m? zum 


unter 


ver- 


Verkaufe zu bringen, wobei es dem Käufer anheim— 
geſtellt bleibt, die Untertheilung dieſes Grundes auf 
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zwei Bauſtellen zu erwirken und iſt dieſe Beſtim— 
mung auch in die Verkaufs-, reſp. Offertbedingniſſe 
aufzunehmen. 

4. Für den Verkauf dieſes Grundes iſt eine 
öffentliche Offertverhandlung anzuberaumen. 

Mit dem Verkaufe des ſtädtiſchen Grundes, be— 
ſtehend aus der Figur fghif per 138·63 m?, iſt vor— 
läufig zuzuwarten, bis das Haus Or.-Nr. 6 Mar— 
zellingaſſe zum Umbau kommt umgebaut iſt, 
und iſt auch vorläufig die Arrondierung dieſes 
Grundes durch den reſtlichen Grund der Marzellin— 
gaſſe aghka per 82:34 m? bis auf Weiteres zu ver— 
ſchieben, um einen für die Gemeinde Wien mit un: 
günſtigem Ausgange zu gewärtigenden Rechtsſtreite, 
betreffend das Fenſter-, rückſ. Ausſichtsrecht zu 
Gunſten des Hauſes Or.-Nr. 6 Marzellingaſſe zu 
vermeiden. 

Der Gegenſtand iſt erledigt und die Sitzung geſchloſſen. 
(Schluss der Sitzung 8 Uhr abends.) 


oder 


Beſchluſs- Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
vom 15. März 1892. 

Vorſitz: Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchke. 

Die Gem.-Näthe Dr. Vogler und Dr. v. Billing referieren 
über Perſonal-Angelegenheiten, als: Gnadengaben, Erziehungs— 
beiträge und Perſonalzulagen. 

(Schluſs der Sitzung 8 Uhr abends.) 


Stadtrath. 


Dienstag, den 22. März 1892. 
Mittwoch, den 23. März 1892. 
Donnerstag, den 24. März 1892. 


Allgemeine Nachrichten. 
Approviſtonierung. 


(Borſteuviehmarkt vom 15. März 1892.) 
1. Auftrieb: 
Jungſchweine - 3021 Stück 
Fettſchweiin nn. 5003 „ 


Summa . 8024 Stück 
Angekauft wurden: 


Tue Wer. een 6637 Stüd 
für das Land 637 „ 
unverkauft blieben 750 „ 
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Preis: für Gebrauchspferde 


545 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine .. . von 37 bis 45 kr. 
Fettſchweine „ „ Aa, 
Die Nachfrage war für Jungſchweine ſehr lebhaft, daher 
dieſelben um 1 ½ kr., während Fettſchweine nur um ½ kr. per 
Kilo theuerer verkauft wurden. 


% * 
* 


(Pferdemarkt vom 15. März 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 198 Pferde. 
80—250 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde .. 33—80 fl. per Stück. 
Der Markt war infolge ungünſtiger Witterung ſehr flau. 


per Kg. Lebendgewicht. 


*. + 
+ 


(Stechviehmarkt vom 17. März 1892.) 
1. Auftrieb: 
Kälber — 3489, Lämmer — 4357, Schafe — 6826. 


2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per gn... . . von 30 bis 56 kr. 
Lämmer .. . „ Paar. von 4 bis 14 fl. 
Schafe Waidner „ K.. von 26 bis 38 kr. 


Schafe lebend . „ Baar. von 8 bis 22 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden um 381 Stück Kälber mehr 
zugeführt. Die Kaufluſt war ſehr flau und haben die Preiſe einen 
Rückgang von 5 kr. per Kilo erfahren. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 1687 Stück Schafe weniger 
aufgetrieben. Bei flauem Geſchäftsgange find die Preiſe um 1 fl. 
per Paar gefallen. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 17. März l. J. 102 Stück 
Maſt⸗ und 93 Stück Beinlvieh aufgetrieben. 


Baubewegung. 
(Vom 1. bis 15. März 189): 
a) für Neubauten: 


II. Bezirk: Wohnhaus und Stallbau für Bauſtelle VI 
und VII Leyſtraße, an Karl Bräuer 
(Bauführer Rudolf Reichelt). 

Wohnhausbau, Grundb.⸗Einl. 4188, auf dem 
Marktplatze an Dr. Wilhelm Löwinger 
(Bauführer O. Luckeneder und C. 
Miſerowski). 

Wohnhausbau, Grundb.⸗Einl. 1147 am Tabor 
an Per. Zimmermann (Bauführer Theodor 
Bauer). 

III. Bezirk: Wohnhausbau, Erdbergſtraße 118, an Anton 
Taſch (Bauführer Alexander Muhrmann). 

Wohnhausbau, Hetzgaſſe 36, an Adele Marek 
(Bauführer Joſef Maren. 

Wohnhausbau, Hetzgaſſe 38, an Adele Marek 
(Bauführer Joſef Mareh. 

IX. Bezirk: Wohnhausbau, Grundb.⸗Einl. 1463, Fuchs⸗ 

thalergaſſe, an Alexander Stigler (Bau— 
führer C. Stigler). 


X. Bezirk: 


XIV. Bezirk: 


XV. Bezirk: 


XVI. Bezirk: 


III. Bezirk: 


VI. Bezirk: 


VII. Bezirk: 


VIII. Bezirk: 
IX. Bezirk: 


XIV. Bezirk: 
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Wohnhaus, Einl.⸗Z. 387, Inzersdorf, in der 
Redtenbachſtraße, an Marie Wölk (Bauführer 
Franz Schmidt). 

Wohnhaus, Einl.⸗Z. 18, Ecke der Simmeringer— 
ſtraße und Alxingergaſſe von Joſ. Petro— 
witzki (Banführer Johann Sedlaczeh). 

Wohnhaus, Einl.⸗Z. 10, Haſengaſſe, Ecke der 
Alxingergaſſe, an Karl und Franz Waneck 
(Bauführer Franz Macher). 

Magazinsgebäude, Einl.⸗Z. 1046 und 1908, 
Leebgaſſe und Laubeplatz, an Ludwig Kur— 
maher (Bauführer Alois Schumacher). 

Hausbau, Goldſchlagſtraße Or.-Nr. 80, Grundb. 
Einl.⸗Z. 1240, an Georg Ritt. v. Smolsky 
(Bauführer Fr. Brantner). 

Hausbau, Neubaugürtel Or.-Nr. 40, Grundb.⸗ 
Einl. 713, an Heinrich und Roſalia Stag l 
(Bauführer Heinrich Stag h). 

Neulerchenfeld, Liebhartsgaſſe 9, an Joſef 
Seichert, Beſitzer der Bauſtelle und Stadt— 
baumeiſter. 

Ottakring, Wattgaſſe 17, Degengaſſe 22, an 
Franz und Barbara Wlaſek (Bauführer 
Franz Voch). 


h) für Umbauten: 


Wohnhaus, Apoſtelgaſſe 22, an Franz Klement 
und Leopold Högel (Bauführer Leopold 
Ritter). 

Wohnhaus, Gumpendorferſtraße 8, an Alois 
Schweinburg und Hermann F. Lederer 
(Bauführer Hermann F. Lederer). 

Wohn⸗ und Geſchäftshaus, Neubaugaſſe 23, 
an Robert und Arthur Fuchs (Bauführer 
Ed. Schwein burg). 

Wohnhaus, Hermanngaſſe 4, an Emilie Wis- 
neder (Bauführer Moriz und Joſef Stu— 
ran h). 

Wohn- und Geſchäftshaus, Schottenfeldgaſſe 63, 
an Joſef Steiner (Bauführer Al. Sch u— 
macher). 

Wohnhaus, Lerchengaſſe 7, an Karl Bluntſchli, 
(Bauführer Joh. Dole Fal). 

Wohnhaus, Säulengaſſe 15, an Johann 
Freitag (Bauführer A. v. Bergmüller). 

Braunhirſchengaſſe Or.-Nr. 44, an Anton und 
Marie Glaſer (Bauführer J. Stätter— 
mayer). 


c) Zubauten: 


irk: Stallzubau zur Praterhütte Nr. 27, an Alois 


e 


Anders (Bauführer F. Gutman n). 


Saalzubau zur Praterhütte Nr. 19, an Franz | 


Swoboda (Bauführer J. Kapet ter). 
Saalzubau im Sachergarten, k. k. Prater, an 

Eduard Sacher (Bauführer Franz Dezort). 
Fabrikszubau, e 14, an Brüder 

Schneider (Bauführer J. Hecht). 


VI. Bezirk: — 8 9, an Marie 
Schmidt (Bauführer F. Zoder). 
VII. Bezirk: Wohntractbau, Neuftiftgaffe 43, an Eliſe Briza 
(Bauführer J. Schneider). 
XIII. Bezirk: Gaſſentract, Ober-St. Veit, Wiengaſſe 8, an 
Joſ. Zajicek (Bauführer Ant. Trillſa m). 
ni n Gaſſentract, Breitenſee, Hütteldorferſtraße 62, 
an die öſterr.-amerik. Gummifabriks-Actien⸗ 
Geſellſchaft (Bauführer Gottfried Alber). 
: N Zubau einer Küche, Hütteldorf, Dornbacher— 
ſtraße 37, an Alexander Wilhelm Micke 
(Bauführer Ignaz Schaufler). 
XVI. Bezirk: Ottakring, Feßtgaſſe 9, an Peter und Aloiſia 
Thomas (Bauführer Franz Vock). 
1 5 Ottakring, Ganglbauergaſſe 26, an Arnold 
Brand (Bauführer Albert Paar). 
XVII. Bezirk: Ebenerdiger Stalltract, Hernals, Mitterberg— 
gaſſe 36, an Leopold Lehner (Bauführer 
Wenzel Gabauer). 
5 1 Ebenerdiger Hoftract, Hernals, Kirchengaſſe 42, 
an Ferdinand Fried! (Bauführer Karl 
Haas). 
1 1 Einſtöckiger Hoftract, Hernals, Wilhelms— 
gaſſe 39, an Joſef Kränzl (Bauführer 
| Alexander Jungwirth). 
XVIII. Bezirk: Stall, Gerſthof, Neuwaldeggerſtraße 28, an 
Ferdinand und Anna Damſchitz (Bauführer 
Paul Oberſt). 
XIX. Bezirk: Hofſeitentract, Ober-Döbling, Alleegaſſe 20, 
an Alice Funk (Bauführer Franz Feig !). 


) Stockwerksaufſetzung: 


XII. Bezirk: Unter - Meidling, Schulgaſſe 3, an Joſef 
Geiringer (Bauführer C. Brunner). 
XIII. Bezirk: Baumgarten, Berggaſſe 18, an Adalbert und 
Marie Korecky (Bauführer Franz Höfer). 
XVIII. Bezirk: Gerſthof, Neuwaldeggerſtraße 37, an Anton 
und Marie Antonowitſch (Bauführer 
Paul Oberſt). 


e) Adaptierungen: 


I. Bezirk: Goldſchmiedgaſſe 1, an Georg Roth (Bau⸗ 
führer Franz Roth). 
1 N Wallnerſtraße 1 (an die Wiener Baugeſellſchaft). 
II. Bezirk: Antongaſſe 2, an Heinrich Jäger jun. (Bau— 
führer F. Liſt). 
hi R Rothen⸗Sterngaſſe 33, an Aurelia v. Fricke 
(Bauführer Dom. Hofmann). 
III. Bezirk: Petrusgaſſe 5, an Franz Schwertner 
(Bauführer 2). 
1 „ Ahpoſtelgaſſe 27, an M. Ehrlich (Bauführer 
H. Wagner). 
5 a Beatrixgaſſe 5, an Eliſe Edle v. Kahlert 
(Bauführer 2). | 
V. Bezirk: Matzleinsdorferſtraße 24, an Anton Dimmel 
(Bauführer 2). 
. i Anzengrubergaſſe 7, an Karl Wanitzky (Bau— 
führer Engelbert Tluchor). 8 
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V. Bezirk: Fockygaſſe 24, an Alfred Abeles (Bauführer V. Bezirk: Hofmauerbau, Grüngaſſe 16, an Bernhard 
(J. Spilkaj. Poppelbaum (Bauführer H. Ohrner). 
VI. Bezirk: Damböckgaſſe 10, an Stefan Palaky (Bau— VI. Bezirk: Abortbau, Gumpendorferſtraße 73, an Wilhelm 
führer Chr. Gatt Ü). Neuber (Bauführer Ed. Schätz). 
VII. Bezirk: Neubaugaſſe 52, an Leopold Hofmann VII. Bezirk: Kohlengrubeu- und Grenzmauerbau, Ziegler— 
(Bauführer J. Witzmannj. gaſſe 67, an Ferdinand Bauer (Bauführer 
1 N Weſtbahnſtraße 25, an Konrad Kutzer (Bau— Th. Grünzweig). 
führer ?). ji f Abortbau, Siebenſterngaſſe 31, an J. Müller 
X. Bezirk: Von Geſchäftslocalen zu Wohnungen, Rothe Gauführer ?). 
Hofgaffe 11, an Joſef Bazala (Maurer- 0 0 Waſchküchen⸗ und Holzlagerbau, Bernardgaſſe 4, 
meiſter Joſef Hab le). an Ig. Dörfel (Bauführer F. Prokeſch). 
„ „ Von Geſchäftslocalen zu Wohnungen, Haſen— „ „ Gaſthausſalonbau, Neubaugaſſe 31, an Jacques 
gaſſe 14, an Adolf Tſchepper (Baumeiſter Walter (Bauführer A. Haunzwickl). 
Adolf Paar). VIII. Bezirk: Abortbau, Albertgaſſe 4, an Franz Melcher 
XI. Bezirk: Brauerei, Dorfgaſſe, an Theod. und Georg (Bauführer J. Strauß). 
Meichl (Bauführer Johann Schneider). IX. Bezirk: Abortbau, Säulengaſſe 12, an J. Dürbeck 
XII. Bezirk: Gaudenzdorf, Gürtelſtraße 24—30, an die (Bauführer L. Scherer). 
Oſterreichiſche Gasbeleuchtungs— X. Bezirk: Schupfenbau, Sennefeldergaſſe 23, an Karl 
Actien-Geſellſch aft (Bauführer Johann Gugl (Bauführer Wenzel Stadler). 
Hofbauer). N f Schupfenbau, Lagerſtraße 16, an Ferdinand 
r ’ Gaudenzdorf, Lainzerſtraße 36, an Alfred Pokorny (Bauführer Joſef Mayer). 
Abeles (Bauführer Joſef Spilka). XII. Bezirk: Möbelmagazin, Unter-Meidling, Wilhelmſtraße 
XIII. Bezirk: Hietzing, Lainzerſtraße 7, an Franz Struner 27 a, an Adam und Francisca Ondrayieka 
(Bauführer Joſef Kopf). (Bauführer Joſef Rucker). 
XIV. Bezirk: Gemeindegaſſe Or.-Nr. 1, an Wilhelm XIII. Bezirk: Rauchfangbau, Speiſing, Hauptſtraße 11, an 
Schleifer (Bauführer Otto Eltmayer). Joſef Baumgartner (Bauführer Gabriel 
0 „ Braunhirſchengaſſe Or.-Nr. 41, an Joſefa Kröpf). 
Steiner (Bauführer E. Schwarzen) XIV. Bezirk: Rauchfangerhöhung, Reindorfergaſſe Or.⸗Nr. 9, 


5 „ Sigmundsgaſſe Or.⸗Nr. 1, an J. Wolf (Bau⸗ an Wenzel Eh m (Bauführer Otto Elt— 
führer E. Schwarzer). 


maher). 
XVI. Bezirk: Neulerchenfeld, Neumayergaſſe 32, an Thereſia 6 a a Ullmannſtraße Or. Nr. 45, an 
Rötzer (Bauführer Rudolf Graf). Jakob Göbl (Bauführer W. Voit). 
n „ Ottakring, Eisnerſtraße 11, an Karoline „ Gewölbeportal, Reindorfergaſſe 10, an Karl 
Straßer (Bauführer Victor Gettwert). Hofmann (Bauführer Leop. Pfeifer). 


r 5 Neulerchenfeld, Gaullachergaſſe 37, an Franz XVII. Be zirk: 
Höllriegl (Bauführer Joſef Baldia). 

8 1 Neulerchenfeld, Thaliaſtraße 4, an Joſef 
Breinesl (Bauführer Joſef Baldi a). 


Hölzerner Ausſichtsthurm, Dornbach, Klampfel— 
berggaſſe Parc. 123, an Heinrich Sattler 
(Bauführer Roman Keller's Witwe). 


ee N 1 Hölzerne Kegelbahn, Neuwaldegg, Pötzleins— 

N a Neulerchenfeld, Grundſteingaſſe 62, an Jofef dorferſtraße 9, an Fr. Glaſer (Bauführer 

Moſer (Bauführer Joſef Bald ia). Fr. Glaſer). 

XVII. Bezirk: Hernals, Halmgaſſe 10, Herſtellung einer Stiege 

und eines Abortes, an Katharina Pfaff 5) Pareellierungen. 

ſtätter (Bauführer Karl Haas). I. Bezirk: Grundabtheilung, Grundb.-Einl. 263 Seiler— 
2 N Hernals, Hauptſtraße 2a, an Berthold Kramer ſtätte, an Guſtav Fiſchel. 

(Bauführer Joſef Spilka). X. Bezirk: Grundb.⸗Einl. 1690 an der Simmeringerſtraße, 

1) Diverſe (geringere) Bauten: an Julius Frankl. 


XIII. Bezirk: Speiſing Grundb.⸗Einl. 219, an Ferdinand 


if i f äuſergr er Markt“ 
II. Bezirk: Bau der Altwiener Häuſergruppe „Hoher Me Wein rother. 


Ausſtellungsplatz, k.k. Prater, an Anton Dreher 
17 | ; c. 24, 25, 26 und 28, 
(Bauführer Frants Djöru pp. „Baumgarten Parc. 24, 25 un an 


Bau des Schattenſpiel⸗Pavillons, Ausſtellungs⸗ Raimund v. Götz. | 
platz, k. k. Prater, an Michel Mortier XIV. Bezirk: Fünfhaus, Kandlgaſſe Grundb.⸗Einl. 714, an 


1 n 


(Bauführer Johann Höbinger). Hugo Specht und Johann Friedrich. 
IV. Bezirk: Hoferkerbau, Thereſianumgaſſe 15, an Deſider XVI. Bezirk: Ottakring, Seitenberggaſſe Grundb.⸗Einl. 1441, 


Ffir (Bauführer Heinrich Glaſer). an Dr. Ludwig Haindl. 
V. Bezirk: proviſoriſcher Schupfen, Margarethengürtel 1, 
an Karl Polzer (Bauführer C. Stöger). 
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Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Straßeubeſpritzung in den Gemeinde: 
bezirken II bis X vom 1. April 1892 au auf die Dauer von drei 
Jahren wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien am 21. März d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im nenen Rathhauſe 
(J. Stiege, Mezzauin) eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die bezügliche Vorſchrift und die 
Verzeichniſſe der Beſpritzungs-Objecte im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Desgleichen ſind auch die gedruckten Verzeichniſſe der in die 
Beſpritzung einbezogenen Straßen zu dem Preiſe von 10 kr. für 
jeden einzelnen Bezirk bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erhältlich. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 

Projecte beiliegenden Originalvorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen, 
und, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 
Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
der Stadtrath ſich vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 5. März 1892. 1— 


8. 278713 
VI. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Umlegung des Haupt⸗Unrathscauales aus Beton in der Kloſter— 
neuburger⸗ und Gürtelſtraße im II. Bezirke im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 2827 fl. 96 kr. und 500 fl. Pauſchale wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 22. März d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 


Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im neuen Nath⸗ 


hanſe (4. Stiege, Mezzanin) eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Haupteaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert ver— 
ſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 


Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 


Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 


Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. März 1892. 23 
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IV. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Baumeiſterarbeiten, der Lieferung des 
Cementkalkes und der Traverſen, der Bau- und Möbeltiſchler⸗ 
arbeiten, der Schloſſerarbeiten, der Liefernug der Steinzeug⸗ 
fabrikate, der Juſtallation der Waſſerleitung, der Heiz- und 
Bade⸗Einrichtnng zur Erbauung eines ſtädtiſchen Volksbades im 
IV. Bezirke an Stelle des Hanſes Klagbaumgaſſe 4, wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 9. April 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 


Magiſtratsrathes Philipp, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, 


Mezzanin), eine öffentliche schriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Zu den Baumeiſterarbeiten gehört auch die Demolierung der 
alten Beſtände des ſtädtiſchen Hauſes IV. Bezirk, Klagbaumgaſſe 4, 
und haben die Offerenten für dieſe Arbeiten ein Anbot auf das 


bei der Demolierung gewonnene Materiale im Offerte zu ſtellen. 


Unternehmungsluſtige können die Pläne, Koſtenanſchläge und 
die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen Beding⸗ 
niſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die 
Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebeuen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. März 1892. 3—3 


7 NK. 2 r — 2 —— — — TUI — — N Sy Zu VD p P T ＋W . y y W 


G.. 140768 
V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 0 

Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt; Uurathscanales aus N in der Tafel 
37 kr. und 300 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 24. März d. J., prätiſe 
au 10 Uhr 3 im 1 des Herrn Magiſtratsrathes 

len Rat! 4. Stiege, Mezzanin, eine öffent- 

lch ſchriftliche Offertverfanblung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Profil, den Koſten— 
anſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
e ee gegen Erlag von 10 Hi . DENE 
beiliegenden; 1 genau in er zu oder, 
beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes Exem— 
plares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und mit einer 
50 kr.⸗Stempelmarke verſehen als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

u Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung fowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
der Stadtrath ſich vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. März 1892. 1-3 


M.⸗g. 44973. 


Kundmachung 


betreffend die jährliche Nachſchaffung des Bedarfes au Landes⸗ 

beſchälern durch Ankauf aus der Privatzucht des Landes für das 
Jahr 1892. 

Infolge Erlaſſes des h. k. k. Ackerbauminiſteriums vom 


26. Jänner 1892, 3. 5 wird Nachſtehendes verlautbart: 


Von dem Wunſche geleitet, den Ankauf des nach Ablauf der 
Deckperiode 1892 für die k. k. Staatshengſtendepots ſich ergebenden 
Bedarfes an Landesbeſchälern entſprechend zu organiſieren und 
dieſen Bedarf, ſoweit nur irgend möglich, durch Ankauf aus der 
inländiſchen Privatzucht zu decken, ladet das Ackerbauminiſterium 
alle Züchter und Pferdebeſitzer ein, in der Zeit vom 1. bis ſpäteſteus 
Ende April 1892 ihre verkäuflichen Hengſte ſchriftlich unmittelbar 
beim Ackerbauminiſterium anzumelden. 

Die angemeldeten Hengſte werden an ihrem Standorte von 
einem Vertreter des Staatshengſtendepots, womöglich noch während 
der Beſchälperiode, beſichtigt und je nach dem Befund in Vor— 
merkung genommen werden. 

Der eventuelle Ankauf der als Landesbeſchäler für das be— 
treffende Land vollkommen geeignet befundenen Hengſte wird im 


Laufe des Herbſtes des betreffenden Jahres nach Maßgabe des 
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Bedarfes und der Gattung der benöthigten Erſatzhengſte, dann der 
zur Verfügung ſtehenden Geldmittel über ſpecielle Ermächtigung 


des Ackerbauminiſteriums vom Staatshengſtendepot im Einvernehmen 
mit den zur Mitwirkung bei den Landespferdezucht-Angelegenheiten 
berufenen Organen vorgenommen werden. 

Durch die erfolgte Anmeldung eines Hengſtes zum Ankauf 
als Landesbeſchäler wird ſelbſtverſtändlich eine mittlerweile eventuell 
beabſichtigte anderweitige Verfügung des Beſitzers mit ſeinem Hengſte 
nicht behindert, ſowie andererſeits die Annahme der Anmeldung 
ſeitens des Ackerbauminiſteriums durchaus nicht irgend eine Ver— 
pflichtung des letzteren zum Ankaufe des angemeldeten Hengſtes, 
ſelbſt im Falle ſeiner vollkommenen Tauglichkeit, involviert. 

Jede Aumeldung eines Hengſtes hat zu enthalten: deſſen 
Abſtammung, deſſen Größe, Farbe, Alter und Preis, ferner den 
Ort, wo der Hengſt zu beſichtigen iſt. 

Bezüglich des Alters der anzumeldenden Hengſte wird aus— 
drücklich bemerkt, daſs auf die Beſichtigung und den eventuellen 
Ankauf nur ſolcher Hengſte eingegangen werden kann, welche zur 
Zeit ihrer Anmeldung, wenn ſie dem Geſtütsſchlage angehören, 
das dritte Lebensjahr, und nur wenn ſie einem rein kaltblütigen 
Schlage angehören, das zweite Lebensjahr bereits vollſtreckt haben. 

Anmeldungen ſolcher Hengſte, welche das vorbezeichnete Alter 
noch nicht erreicht haben, werden nicht berückſichtigt werden. 

Anmeldungen von Hengſten, welche erſt nach Ablauf des ob— 
bezeichneten Termines beim Ackerbauminiſterium eingebracht werden, 
können erſt in zweiter Linie berückſichtigt werden, und zwar nur 
inſoweit, als der benöthigte Bedarf an Erſatzhengſten der Anzahl 
und der Gattung nach nicht durch deu Ankauf der rechtzeitig 
angemeldeten Hengſte gedeckt werden könnte. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. März 1892. 
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i Kundmachung. 

(politiſche Begehung für die Tramway⸗Fortſetzungsſtrecke 
„Baumgarten —Hütteldorf“.) 

Die hochlöbliche k. k. n.-ö. Statthalterei hat zufolge Erlaſſes 
vom 13. März l. J., Z. 15546, die politiſche Begehung hinſichtlich 
des vom hohen k. k. Handelsminiſterium mit dem Erlaſſe vom 
13. September 1891, Z. 34905, principiell genehmigten Projectes 
der Neuen Wiener Tramwah-Geſellſchaft für die Fortſetzungsſtrecke 
„Baumgarten —Hütteldorf (Bahnhofſtraße)“ ihrer Dampftramway— 
linie „Wien —(Weſtbahnlinie) — Baumgarten“ für den 29. Mürz l. J. 
anberaumt. 

Die Commiſſions-Mitglieder werden ſich am vorbezeichneten 
Tage um 10 Uhr vormittags in der Endſtation Baumgarten der 
beſteh enden Linie verſammeln. 

Dies wird mit dem Beifügen zur allgemeinen Kenntnis gebracht, 
daſs das vorerwähnte Project vom 17. März l. J. au, durch acht 
Tage während der Amtsſtunden (im, Stadtbauamte Neues Rath⸗ 
haus, Mezzanin Stiege 6), Bureau des Herrn Baurathes Schiebek 
zu jedermanns Einſicht aufliegt, und daſs Einwendungen gegen dieſes 
Project ſowohl während der vorbezeichneten Friſt hieramts, als auch 
am Tage der politiſchen Begehung vor der Commiſſion vorgebracht 
werden können. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 16. März 1892. 1—3 
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XI. 
Kundmachung. 


(Familien⸗Armen⸗Stiftung.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, dafs demnächſt die mit 1. Februar 
1891 fällig gewordenen Intereſſen der Karl Fürſt'ſchen Armen⸗ 
ſtiftung im Betrage von 148 fl. zur Vertheilung gelangen werden. 

Auf eine Betheilung aus dieſen Stiftungsintereſſen haben vor- 
züglich die durch Feuersbrunſt, Waſſerſchaden, Viehfall oder 
Wetterſchläge verunglückten Blutsverwandten des Stifters, des 
am 14. Februar 1788 verſtorbenen Weltprieſters Karl Fürſt 
Anſpruch, wenn ſie nachweiſen, daſs ſie auf Grund ihrer Armut 
zum ferneren Wirtſchaftsbetriebe einer Unterſtützung bedürftig ſind. 

Diejenigen Verwandten des Stifters, welche auf dieſe Stiftung 
Anſpruch machen wollen, haben ihre mit den Beweiſen der Ver— 
wandtſchaft und Armut belegten Geſuche bis längſtens 5. April 
1892 beim Wiener Magiſtrate zu überreichen. 

Nach fruchtloſem Ablaufe dieſes Termines werden die Stiftungs— 
intereſſen zur Armenbetheilung verwendet werden. 


Wien, am 4. März 1892. 3—3 
Juhalt. 
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